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Kurzfassung – Abstract

Entwicklung eines Bauwerks-Management-
Systems für das deutsche Fernstraßennetz –
Stufen 1 und 2

Das Bundesfernstraßennetz beinhaltet eine große
Anzahl von Brücken und anderen Ingenieurbau-
werken, wie Tunnel, Lärmschutzeinrichtungen und
Stützwände. Die für diese Bauwerke aufzustellen-
den Erhaltungsprogramme erfordern nicht nur er-
hebliche Geldmittel, sondern beeinflussen auch
Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt. Neben den
ständig wachsenden Verkehrsbeanspruchungen,
insbesondere im Schwerverkehr durch zunehmen-
de Anzahl, Auslastung und zulässige Gewichte der
Fahrzeuge, zwingen die ungünstiger werdende Al-
tersstruktur und der wirtschaftliche Einsatz der zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel alle Beteilig-
ten dazu, die Erhaltung der Bundesfernstraßen zu
systematisieren, um auch zukünftig den Verkehrs-
teilnehmern eine ausreichende Qualität der Ver-
kehrswege zu sichern. Diese Aufgabe wird in Zu-
kunft durch die Anwendung von individuellen Com-
puter-Programmen im Rahmen eines umfassenden
Management-Systems (Bauwerks-Management-
System, BMS) unterstützt und erleichtert.

Das BMVBW realisiert ein umfassendes Bauwerks-
Management-System (BMS) mit Teilmodulen für
Bundes- und Länderverwaltungen, welches als
Hilfsmittel für die Erstellung von Erhaltungsplanun-
gen dient und als Controlling-Instrument die Reali-
sierung von Zielen und Strategien ermöglicht. An-
gestrebt wird damit eine bundesweite Vereinheitli-
chung von Planungsverfahren sowie die Verbesse-
rung der Wirtschaftlichkeit im Rahmen der Erhal-
tung der Bauwerke des Bundesfernstraßennetzes.

Im Rahmen des AP-Projektes 99245/B4 “Entwick-
lung eines Bauwerks-Management-Systems (BMS)
für das deutsche Fernstraßennetz, Stufe 1 und 2”
werden die Entwicklung der Stufe 1 „Grundlagen-
untersuchungen” und der Stufe 2 „Bewertungsver-
fahren auf Objektebene” des Bauwerks-Manage-
ment-Systems für die Straßenbauverwaltungen der
Länder und die Umsetzung in die Verwaltungspra-
xis angestrebt.

Der Schlussbericht beschreibt die bereits existie-
renden Regelungen und Verfahren der Stufen 1 und
2 des BMS zum Einsatz in Straßenbauverwaltun-

gen sowie diejenigen Entwicklungen, die derzeit für
Computeranwendungen bereitgestellt werden.

Wesentliche Einzelthemen sind Wissenskataloge,
Verhaltensmodelle, Erhaltungsstrategien und Kos-
ten/Nutzen-Analyse.

Development of a Structure Management 
System for the German Interstate Road Net-
work – Stages 1 and 2

The federal road network of Germany contains a
large number of highway structures like bridges,
tunnels, retaining walls and others. The maintenan-
ce programs to be prepared for this purpose not
only require a high budget, but also influence the
economy and society as a whole. Due to growing
volumes of traffic and higher weights of trucks,
bridges are subjected to increasing loads which
implies that maintenance costs will be rising in the
future. Considering the fact that financial resources
become continuously tighter, the maintenance
costs have to be spent in a way to obtain the 
greatest possible benefit. This task will in the 
future be supported by the application of individu-
al computer programs in the frame of a 
comprehensive Management System (Bridge Ma-
nagement System, BMS).

Firstly, the BMS is to provide the Federal Ministry
with an overview of the current situation at the
overall network level, and allow it to come to 
financial requirements as well as strategies for 
realising long-term objectives. Secondly, the states
and authorities are to be supplied with recommen-
dations for performing improvements on object
level and on state network level in compliance with
given strategies and budgetary restrictions.

Some of the above mentioned topics have already
been realised. Computer programs are currently
being prepared. However, some essential issues
are still in the development phase.

The final report of AP 99 245/B4 „Entwicklung
eines Bauwerks-Management-Systems für das
deutsche Fernstraßennetz, Stufe 1 und 2” 
describes the existing regulations and procedures
as well as those which are going to be developed
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in phase 1 and 2 in the frame of the development
of the BMS for state application.

Important topics are knowledge catalogs, deterio-
ration models, maintenance strategies and
cost/benefit analysis.
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1 Einführung

1.1 Problemstellung und Zielsetzung

Das Bundesfernstraßennetz mit seiner zentralen
Lage in Europa trägt die Hauptlast des Transitver-
kehrs und wird durch den erweiterten europäi-
schen Binnenmarkt ständig zunehmende Verkehrs-
belastungen aufnehmen müssen. Das Anlagever-
mögen des Bundesfernstraßennetzes beträgt 170
Mrd. Euro; davon entfallen rund 50 Mrd. Euro auf
Bauwerke (Brücken, Tunnel, Stützbauwerke u. a.).
Bereits geringe Störungen im Netz durch Verkehrs-
beschränkungen oder durch den Ausfall einzelner
Anlagenteile führen zu starken Verkehrsbehinde-
rungen mit erheblichen Folgekosten für den
Straßennutzer und die Volkswirtschaft sowie zu ne-
gativen Auswirkungen auf die Umwelt.

Die Erhaltung der Bundesfernstraßen ist eine 
Aufgabe zur langfristigen Sicherung der Mobilität
von Wirtschaft und Gesellschaft. Anzustreben ist
eine nachhaltige Entwicklung, d. h., die Bedürfnis-
se der Gegenwart sind zu befriedigen, ohne zu ris-
kieren, dass zukünftige Generationen ihre eigenen
Bedürfnisse nicht mehr befriedigen können. Dies
beinhaltet wirtschaftliche Effizienz unter Berück-
sichtigung von sozialer und ökonomischer Verant-
wortung. Im Fall der Bauwerkserhaltung bedeutet 
dies die Sicherstellung des Substanz- und Ge-
brauchswertes sowie des derzeitigen Sicherheits-
standards unter Berücksichtigung von Umweltge-
sichtpunkten.

Neben den ständig wachsenden Verkehrsbean-
spruchungen, insbesondere im Schwerverkehr
durch zunehmende Anzahl, Auslastung und zu-
lässige Gewichte der Fahrzeuge, zwingen die
ungünstiger werdende Altersstruktur und der wirt-
schaftliche Einsatz der zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel alle Beteiligten dazu, die Er-
haltung der Bundesfernstraßen zu systematisieren,
um auch zukünftig den Verkehrsteilnehmern eine
ausreichende Qualität der Verkehrswege zu si-
chern.

Wesentlicher Baustein eines künftigen Gesamtsys-
tems Straßenerhaltung ist ein umfassendes Bau-
werks-Management-System (BMS), mit dem der
Bauwerksbestand auf Objekt- und Netzebene um-
fassend erfasst und bewertet werden kann und das
zur Unterstützung von Bund und Ländern bei der
Planung und Durchführung von Erhaltungsmaß-

nahmen eingesetzt werden soll. Die besonderen
Randbedingungen hinsichtlich des Bauwerksbe-
stands und der gesetzlich vorgegebenen Verwal-
tungsstruktur sind als wesentliche Voraussetzun-
gen zu berücksichtigen.

Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat im Auftrag
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und
Wohnungswesen (BMVBW) die Konzeption des
zukünftigen BMS sowie einen Stufenplan zur Rea-
lisierung erarbeitet [1]. Die Konzeption sieht eine
Aufteilung in Planungs- und Realisierungsprozesse
der Länderverwaltungen sowie Controllingprozes-
se der Bundesverwaltung vor, die jeweils in eine
Anzahl unterschiedlicher Themenfelder unterglie-
dert sind.

Der Stufenplan stellt die einzelnen Realisierungs-
schritte des BMS zum Einsatz auf Länderebene dar
(siehe Bild 1).

Die Ausgangsstufe 0 wurde bereits im Jahr 1998
mit der Bereitstellung von Regelwerken und Kon-
zeptionen realisiert. Stufe 1 umfasst die benötigte
Informationsbereitstellung für Bewertungen und
Analysen. Mit Stufe 2 werden die Verfahren zur Be-
wertung von Maßnahmen auf Objektebene bereit-
gestellt. Stufe 3 beinhaltet die Entwicklung von Ver-
fahren zur Bewertung auf Netzebene sowie zur Er-
stellung von Erhaltungsprogrammen und Stufe 4
die Realisierung dieser Verfahren in Form von
Computerprogrammen zum Einsatz in den Länder-
verwaltungen. Ziel des Projektes, dessen Inhalt im
vorliegenden Bericht dargestellt wird, ist die Ent-
wicklung und Bereitstellung der in Bild 1 darge-
stellten Stufen 1 und 2 des Bauwerks-Manage-
ment-Systems (BMS) als Grundlage für die Reali-
sierung von Computerprogrammen zum Einsatz in
den Straßenbauverwaltungen.
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1.2 Vorgehen

Zur Entwicklung der Stufen 1 und 2 des BMS war
es erforderlich, Teilaufgaben abzugrenzen und mit
dem BMVBW sowie Bund/Länder-Gremien abzu-
stimmen. Die Bearbeitung der Teilaufgaben erfolg-
te im Rahmen von Forschungsvorhaben, die aus
Ressortmitteln des BMVBW sowie aus Haushalts-
mitteln der BASt finanziert wurden. Die fachliche
Betreuung und Koordinierung dieser Forschungs-
vorhaben erfolgten unter Leitung der Bundesan-
stalt für Straßenwesen in der Arbeitsgruppe „Ent-
wicklung des Bauwerks-Management-Systems”
des Bund/Länder-Hauptausschusses Brücken-
und Ingenieurbau. Im Einzelnen wurden die folgen-
den Vorhaben durchgeführt:

Stufe 1:

FE 15.297/1998/HRB, Erarbeitung von Modellen
zur Schadens- und Zustandsentwicklung, König
und Heunisch, Leipzig

FE 15.318/1999/HRB, Entwicklung eines Katalo-
ges von Erhaltungsmaßnahmen, König und Heu-
nisch, Leipzig

FE 15.319/1999/HRB, Ermittlung des Eingreifzeit-
punktes für Erhaltungsmaßnahmen an Brücken
und Ingenieurbauwerken, König und Heunisch,
Leipzig

FE 89.104/2001/AP, Grundlagen der Optimierung
von Erhaltungsstrategien auf Objektebene, Univer-
sität Stuttgart

Stufe 2:

FE 15.320/1999/HRB, Verfahren zur Ermittlung der
ökonomischen Wirkungen von Erhaltungsmaßnah-
men, RS-Consult, Berlin

FE 15.323/2000/HRB, Entwicklung eines Verfah-
rens zur Bewertung von Maßnahmenvarianten, RS-
Consult, Berlin

In Kapitel 2 werden zunächst die Grundlagen für
die Entwicklung des BMS vorgestellt. Dazu
gehören neben einer Darstellung der Konzeption
des BMS Aspekte der Ingenieurbauwerke, Infor-
mationen zu Bauwerksdaten und zur Bauwerks-
prüfung sowie die aktuellen Verfahren der Erhal-
tungsplanung in den Ländern und eine Darstellung
der vom BMVBW beabsichtigten Verbesserung
des Erhaltungsmanagements.

In Kapitel 3 wird auf die in den o. g. Vorhaben be-
arbeiteten Teilthemen zur Realisierung der Stufen 1
und 2 des BMS näher eingegangen. Dabei werden
für Stufe 1 Maßnahmenkataloge, die wesentlichen
Schädigungsmechanismen und ihre Berücksichti-
gung in Form von Verhaltensmodellen sowie Erhal-
tungsstrategien in Form von Eingreifzeitpunkt, Ein-
greifintervall, Bündelung und Zusammenfassung
von Maßnahmen zur Bereitstellung von Maßnah-
mevarianten beschrieben.

Für Stufe 2 erfolgt eine Darstellung des ökonomi-
schen Bewertungsverfahrens, mit dem die einzel-
nen Maßnahmevarianten auf Objektebene bewer-
tet werden. Dies beinhaltet neben der Verfahrens-
beschreibung und der Beschreibung der Einbet-
tung im BMS eine Beschreibung des zu berück-
sichtigenden Mengen- und Wertgerüstes.

In Kapitel 4 erfolgt eine Darstellung der weiteren
Entwicklungsstufen des BMS. Mit einer Zusam-
menfassung und einem ausführlichen Literaturver-
zeichnis schließt der Bericht.

2 Grundlagen

2.1 Begriffliche Grundlagen

Die Beschreibung und Abgrenzung der Aufgaben-
stellung erfordert einige begriffliche Definitionen
aus dem Gebiet der Erhaltung von Ingenieurbau-
werken.

Die Erhaltung von Bauwerken beinhaltet alle Maß-
nahmen, welche die Sicherheit und Funktionalität
gewährleisten sollen, und damit alle baulichen und
verwaltungsmäßigen Aufwendungen für:

· die bauliche Unterhaltung (bauliche Maßnah-
men kleineren Umfangs, die den Gebrauchs-
wert nicht anheben),

· die Instandsetzung (bauliche Maßnahmen
größeren Umfangs, die eine deutliche Anhe-
bung des Gebrauchswertes bewirken),

· die Erneuerung (Ersatz von Bauwerksteilen,
durch die der volle Gebrauchswert wieder her-
gestellt wird) und

· Umbau-/Ausbaumaßnahmen ohne kapazitive
Wirkung.

In Abgrenzung dazu bestehen auf der einen Seite
die Maßnahmen der „betrieblichen Unterhaltung“
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(u. a. Pflege, Winterdienst, Vorhaltung von Immobi-
lien und Gerät) und auf der anderen Seite die „Er-
weiterungsmaßnahmen“ (Umbau-/Ausbaumaß-
nahmen mit kapazitiver Wirkung auf das Straßen-
netz und Neubau-/Ersatzanlagen).

Damit auch kommende Generationen in den Ge-
nuss des aktuellen Infrastrukturstandards gelan-
gen, wird eine nachhaltige Bewirtschaftung ange-
strebt.

Dem Leitziel Nachhaltigkeit als Tenor einer syste-
matischen Straßenerhaltung werden die folgenden
Teilziele zugeordnet:

· höchstmöglicher Gebrauchswert,

· minimale gesamtwirtschaftliche Kosten,

· höchstmögliche Umweltverträglichkeit.

Das Zielkriterium Gebrauchswert stellt einen nut-
zerrelevanten Ausdruck für „Komfort“, „Sicherheit“
und „Dispositionsfreiheit“ dar. Dagegen umfasst
das Kostenkriterium sowohl nutzer- als auch bau-
lastträgerrelevante Anteile. Die nutzerrelevanten
Anteile werden von den „Zeitkosten“, den „Fahr-
zeug- und Betriebskosten“ sowie den „Unfall- und
Unfallfolgekosten“ gebildet. Baulastträgerrelevante
Kostenkriterien können in „Baukosten“, „Erhal-
tungskosten“, „Betriebskosten“ und „Verwaltungs-
kosten“ aufgeteilt werden. Als Umweltkriterium
sind die Belastung des Menschen und seiner Um-
welt, der Ressourcenverbrauch und die Identifika-
tionsmöglichkeit zwischen Mensch und Umwelt
aufzuführen. Die einzelnen Ziele können durch kon-
kurrierende oder komplementäre Relationen mit-
einander verbunden sein [1].

Vom BMVBW wurden in Zusammenarbeit mit der
BASt folgende Unterziele zum Leitziel der Erhal-
tungsstrategie für Brücken und Straßen formuliert
[1]:

· Festlegen, Erreichen und Einhalten eines akzep-
tablen Zustandsniveaus der Bundesfernstraßen
bei minimalen gesamtwirtschaftlichen Kosten.

· Festlegen, Erreichen und Einhalten eines akzep-
tablen Leistungsniveaus des Verkehrs auf Ge-
samtnetz-, Teilnetz- und Korridorebene bei mi-
nimalen gesamtwirtschaftlichen Kosten.

· Festlegen, Erreichen und Einhalten eines akzep-
tablen Sicherheitsniveaus für das Bundesfern-
straßennetz bei minimalen gesamtwirtschaftli-
chen Kosten.

· Festlegen, Erreichen und Einhalten eines akzep-
tablen Umweltschutzniveaus für das Bundes-
fernstraßennetz bei minimalen gesamtwirt-
schaftlichen Kosten.

Ein Managementsystem ist ein Instrument, das die
technischen und operativen Funktionen umfasst,
die für den effizienten Betrieb und die Auswahl der
optimalen Erhaltungsmaßnahmen für die Errei-
chung dieser Ziele erforderlich sind. Es liefert Emp-
fehlungen zur Durchführung von Verbesserungen,
die mit den oben aufgeführten Zielsetzungen und
Haushaltszwängen vereinbar sind, jedoch keine
Entscheidungen. Diese sind von den jeweiligen
Entscheidungsträgern zu treffen.

Für das Bauwerks-Management-System ist festzu-
legen, welche Anlagenanteile der Straßeninfra-
struktur in weitergehende Überlegungen einzube-
ziehen sind. Die Anlagenanteile der Straßeninfra-
struktur bestehen aus Straßenverkehrs- und Neben-
anlagen. Die Straßenverkehrsanlagen umfassen
dabei den Straßenoberbau, sonstige Anlagenantei-
le von Straßen wie Unterbau, Bepflanzung, Zu-
behör und Ingenieurbauwerke. Die Nebenanlagen
werden durch Betriebsflächen, Nebenbetriebe und
sonstige Hochbauten wie z. B. Gebäude von Meis-
tereien gebildet. Zu den Ingenieurbauwerken ge-
hören Brücken, Verkehrszeichenbrücken, Tunnel-
und Trogbauwerke, Lärmschutzbauwerke, Stütz-
bauwerke und sonstige Bauwerke. In der aktuellen
Ausbaustufe des BMS werden die Ingenieurbau-
werke berücksichtigt, wobei ein Schwergewicht
auf Brückenbauwerke gelegt wird.

Parallel zum BMS wird von der BASt, dem BMVBW
und den Straßenbauverwaltungen ein Pavement-
Management-System (PMS) entwickelt, welches
die Erhaltungsplanung für die Straßenbefestigun-
gen unterstützen soll.

2.2 Ingenieurbauwerke – Bestand, 
Erhaltung und Prognose

Im Netz der Bundesfernstraßen befanden sich
Ende des Jahres 2001 35.963 Brücken mit einer
Fläche von 25,55 Mio. m2 sowie eine große Anzahl
weiterer Ingenieurbauwerke wie Tunnel, Stützwän-
de und Lärmschutzeinrichtungen [2]. Brückenbau-
werke machen mit einem Anlagevermögen von ca.
40 Mrd. Euro den wesentlichen Teil der Ingenieur-
bauwerke aus. Rund 90 % der Brücken wurden in
Stahlbeton- und Spannbetonbauweise errichtet.
Ca. 10 % sind Stahl- und Stahlverbundbauwerke.
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In Bild 2 ist die Altersstruktur der Brückenbauwer-
ke im Bundesfernstraßennetz getrennt nach Alten
Bundesländern und Neuen Bundesländern darge-
stellt. In den 60er und 70er Jahren erfolgte ein ver-
stärkter Ausbau des Fernstraßennetzes. Bei einem
Großteil der bestehenden Bauwerke, die mittler-
weile ein Alter von 30 bis 40 Jahren erreicht haben,
stehen heute besondere Anstrengungen im Bereich
der Erhaltung an.

Die für eine nachhaltige und systematische Bau-
werkserhaltung aufzustellenden Programme bin-
den hohe Haushaltsbeträge. Aufgrund der vor-
dringlichen Aufgaben zum Aufbau und Ausbau der
Infrastruktur in den Neuen Bundesländern musste
für die Bauwerke in den Alten Bundesländern ab
1992 ein Rückgang der Erhaltungsausgaben in
Kauf genommen werden. Umschichtungen inner-
halb des Haushaltsvollzuges konnten kurzfristig
nicht bei der Bauwerkserhaltung eingesetzt werden
aufgrund von größeren Planungsvorläufen bei Bau-

werken gegenüber Maßnahmen an den Straßenbe-
festigungen. Seit 1998 wurden die Aufwendungen
in den Alten Bundesländern wieder erhöht, da die
Defizite am vorhandenen Bauwerksbestand inzwi-
schen deutlich wurden (siehe Bild 3). Im Jahr 2001
wurden bundesweit ca. 0,8 Mrd. DM für die Erhal-
tung der Ingenieurbauwerke aufgewendet. Eine zu-
sätzliche Verstärkung der Aufwendungen für Erhal-
tung wird ab 2001 durch das Zukunfts-Investitions-
Programm (ZIP) ermöglicht [3]. Prognosen des
zukünftigen Bedarfs gehen von einer Steigerung
der Aufwendungen in einen Bereich von ca. 1,2
Mrd. DM pro Jahr aus, wenn der Zustand der Bau-
werke auf dem heutigen Level gehalten werden soll
[4].

Ein Vergleich von Prognosewerten mit den Ist-Aus-
gaben für Erhaltung lässt vermuten, dass die Erhal-
tung der Bauwerke in den letzten Jahren nicht im
eigentlich erforderlichen Umfang betrieben wurde.
Aufgrund des daraus resultierenden Nachholbe-
darfs muss gegenüber den Prognosewerten von
noch höheren Erhaltungsaufwendungen in den
nächsten Jahren ausgegangen werden [4].

Der hohe Erhaltungsbedarf liegt neben dem Be-
stand an alten Bauwerken auch an der einge-
schränkten Dauerhaftigkeit eines Teils derjenigen
Bauwerke, die in den 60er und 70er Jahren errich-
tet wurden. Ursachen hierfür sind einerseits die
seinerzeit fehlenden Langzeiterfahrungen mit
neuen Bautechniken (Spannbeton) und anderer-
seits die damals nicht erkennbaren künftigen Be-
anspruchungen (Schwerverkehr, Tausalz). In einem
gewissen Umfang ist dies auch auf Bauaus-
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führungsmängel zurückzuführen. Seitdem die Zu-
sammenhänge zwischen diesen Defiziten und den
Folgen für die Dauerhaftigkeit erkannt wurden,
führte eine diesbezügliche Weiterentwicklung der
Regelwerke in den 80er Jahren zu einer deutlichen
Verbesserung neuerer Bauwerke.

2.3 Bauwerksdaten und Bauwerksprü-
fung

Das Fernstraßengesetz definiert die Aufgaben der
Straßenbaulast als die Gesamtheit der notwendi-
gen Maßnahmen, die erforderlich sind, um die
Straße für die Öffentlichkeit in einem tauglichen Zu-
stand zur Verfügung zu stellen. Weiterhin ist der
Straßenbaulastträger dafür verantwortlich, dass
seine Bauten allen Anforderungen der Sicherheit
(Standsicherheit, Verkehrssicherheit) und Ordnung
(Dauerhaftigkeit, Nutzbarkeit) genügen. Eine wich-
tige Aufgabe der Straßenbauverwaltung ist damit
die Überwachung und Prüfung des Bauwerksbe-
standes.

Informationen über Bauwerke werden von den
Straßenbauverwaltungen der Länder IT-gestützt
aufgenommen, gespeichert und ausgewertet. Der
Umfang und die Struktur der Bauwerksdaten sind
in der „ASB Anweisung Straßeninformationsbank,
Teilsystem Bauwerksdaten”, Ausgabe 1998 [5]
festgelegt. Angaben zu Schäden und zum Zustand
werden durch die „Richtlinie zur einheitlichen Er-
fassung und Auswertung von Ergebnissen der
Bauwerksprüfungen nach DIN 1076” (RI-EBW-
PRÜF), Ausgabe 1998 [6] geregelt.

Die Ermittlung einer Zustandsnote für das Gesamt-
bauwerk erfolgt automatisch durch das Prüfpro-
gramm, wobei die Bewertung der Einzelschäden
hinsichtlich der Aspekte Standsicherheit, Verkehrs-
sicherheit und Dauerhaftigkeit nach einem festge-
legten Verfahren einfließt. Der Algorithmus hierfür
ist in [9] erläutert. Die RI-EBW-PRÜF enthält um-
fassende Definitionen für Stufen der Schadensbe-
wertungen und für Zustandsnotenbereiche. Da-
rüber hinaus ist ein umfangreicher Katalog typi-
scher Schäden und deren Schadensbewertungen
angegeben. Damit ist gewährleistet, dass Scha-
dens- und Zustandsbewertungen auf einheitlicher
Grundlage ermittelt werden und als weitgehend
objektive Daten in das BMS einfließen können. Par-
allel zur ASB wurde das Programmsystem SIB-
Bauwerke [8] entwickelt, welches in den Verwaltun-
gen der Länder zur Erfassung, Speicherung und

Auswertung von Bauwerksdaten eingesetzt wird.
Die Ausbaustufe „Erfassungsprogramm” ermög-
licht die Eingabe der Bauwerks- und Prüfdaten
sowie den Ausdruck des Prüfberichtes und des
Bauwerksbuches nach DIN 1076 [7]. Das „Verwal-
tungsprogramm” ermöglicht daneben auch Aus-
wertungen (siehe Bild 4).

Wesentliche Grundlagen der Erhaltungsplanung
sind die Ergebnisse der regelmäßigen Bauwerks-
prüfungen nach DIN 1076. Dabei sollen Schäden
und Mängel rechtzeitig erkannt werden, um den
Baulastträger in die Lage zu versetzen, Erhaltungs-
maßnahmen einzuleiten, bevor ein größerer Scha-
den eintritt oder die Verkehrssicherheit beeinträch-
tigt ist. Die Bauwerksprüfung erfolgt durch den
Prüfingenieur, der die vorhandenen Schäden direkt
am Bauwerk aufnimmt und mit Hilfe des Pro-
grammsystems SIB-Bauwerke erfasst. Eine umfas-
sende Beschreibung des geschädigten Bauteils,
des Schadens und seiner Bewertung ist erforder-
lich.

Der Datenaustausch mit anderen Systemen erfolgt
über den Objektkatalog für das Straßen und Ver-
kehrswesen (OKSTRA). Damit wird das System mit
anderen Systemen des geplanten BMS kompatibel
sein. Weiterhin gewährleistet SIB-Bauwerke die
Einbindung in ein geografisches Informationssys-
tem (GIS). SIB-Bauwerke stellt die Datengrundlage
der Länder für die Durchführung der Prozesse des
Managements der Erhaltungsplanung dar. Zur Ver-
besserung der Informationssituation auf Bundes-
ebene wird zur Zeit für das BMVBW und die BASt
ein umfassendes Informationssystem (BISStra)
entwickelt. In diesem Zusammenhang wird derzeit
in der BASt ein mit BISStra verknüpftes Fachinfor-
mationssystem für Bauwerksdaten (ISBW) reali-
siert, mit dem Länderdaten nach ASB übernom-
men, gespeichert und für die Belange des Bundes
im Rahmen des umfassenden BMS ausgewertet
werden können.

Im geplanten BMS wird aus den Ergebnissen 
der Bauwerksprüfung und der Bauwerksdaten 
mit Hilfe von Auswerteverfahren objektbezogen 
auf mögliche Erhaltungsmaßnahmen geschlossen.
Die Ergebnisse münden in die Maßnahmebe-
wertung und -auswahl. Dieses Vorgehen wird je-
doch nicht in allen Fällen zu zielführenden Er-
gebnissen führen. Bei schwer wiegenden, komple-
xen oder unklaren Schadensbildern sind über 
die Bauwerksprüfung hinausgehend detaillierte-
re objektbezogene Schadensanalysen erforder-

11



lich, um zu einer genaueren Beurteilung des Scha-
dens und zur Festlegung der Erhaltungsmaßnah-
men zu gelangen.

Objektbezogene Schadensanalysen werden von
den Länderverwaltungen durchgeführt. Notwen-
digkeit und Umfang dieser Untersuchungen wer-
den aus den Ergebnissen der Bauwerksprüfung
abgeleitet. Einheitliche Kriterien zur Klärung der
Notwendigkeit detaillierter Untersuchungen, deren
Ziele und Vorgehensweisen sind derzeit noch nicht
vollständig und einheitlich festgelegt. Im Rahmen
von Aktivitäten der Bundesanstalt für Straßenwe-
sen und des Bund/Länder-Hauptausschusses
Brücken- und Ingenieurbau wird die Entwicklung
einer einheitlichen Verfahrenskonzeption für ob-
jektbezogene Schadensanalysen in Form eines
Leitfadens zur Unterstützung der Anwendung in
den Straßenbauverwaltungen der Länder ange-
strebt.

2.4 Verfahren der Erhaltungsplanung
auf Länderebene und zukünftige
Unterstützung durch das BMS

Aufgrund der seit Jahrzehnten vorhandenen Kennt-
nisse und Erfahrungen sind die Straßenbauverwal-
tungen der Länder in der Lage, Handlungsanwei-
sungen im Hinblick auf eine wirtschaftliche Erhal-
tung der Bauwerke des Bundesfernstraßennetzes
zu geben. In [1] wurde das aktuelle Vorgehen von
Bund und Ländern bei der Erhaltungsplanung iden-
tifiziert. Im Folgenden sind die wesentlichen Er-
kenntnisse zusammenfassend dargestellt.

Grundlage aller Erhaltungstätigkeiten sind die Prüf-
befunde nach DIN 1076. Die Durchführung der
Bauwerksprüfungen ist dabei den Mittelbehörden
oder den Straßenbauämtern zugeordnet. Insbe-
sondere in den Neuen Bundesländern, aber auch
vereinzelt in den Alten Bundesländern werden ex-
terne Sachverständige zur Bauwerksprüfung ein-
gesetzt. Die Erkenntnisse aus den Brückenprüfun-
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gen, aus weiteren objektbezogenen Schadensana-
lysen und vergleichenden Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen zur Feststellung der Notwendigkeit und
des Umfangs von Erhaltungsmaßnahmen führen
zur Erarbeitung der Erhaltungskonzepte in den Äm-
tern. Hier erfolgt ebenfalls die Erstellung der Leis-
tungsbeschreibungen, die Ausschreibung und Ver-
gabe sowie die Abwicklung und die Dokumentati-
on von Projekten.

Maßnahmen geringen Umfangs werden von den
Meistereien in der Regel im Regiebetrieb in eigener
Zuständigkeit durchgeführt. Für alle anderen Maß-
nahmen werden in den Ämtern jährliche Baupro-
gramme erstellt und diese mit der zuständigen
übergeordneten Verwaltung abgestimmt. Dringlich-
keitsreihungen erfolgen auf Grundlage der vorhan-
denen Schadensschwere, der baubetrieblichen
und verkehrlichen Gegebenheiten sowie der zur
Verfügung stehenden Finanzmittel.

Ebenso erfolgen in den Ämtern Kostenschätzun-
gen (in der Regel auf Grundlage der Instandset-
zungsentwürfe aber auch pauschaler Schätzun-
gen). Hieraus resultieren in der Regel die Meldun-
gen der Länder an das BMVBW. Die Aufstellung er-
folgt jedoch nicht nach einheitlichen Kriterien.

Die Mittelzuweisung an die Ämter erfolgt in der
Regel auf der Grundlage von Haushaltsbespre-
chungen, in denen die Umsetzung der gereihten
Maßnahmen erörtert wird. Vor der endgültigen
Festlegung der Programme erfolgen Abstimmun-
gen im Hinblick auf Maßnahmebündelungen, auf
den Baustellenbetrieb usw. Bei allen Entscheidun-
gen werden darüber hinaus grundsätzlich Zielvor-
stellungen im Sinne einer Strategie berücksichtigt,
z. B.:

· Wiederherstellung des Zustandes hinsichtlich
Stand- und Verkehrssicherheit,

· größtmögliche Leichtigkeit des Verkehrs,

· geringstmöglicher Kostenaufwand für eine dau-
erhafte Erhaltung,

· Minimierung des Verwaltungsaufwandes,

· möglichst lange Nutzungsdauer,

· umweltverträgliche und gesundheitlich unbe-
denkliche Baustoffe und -verfahren.

Zu Controllingzwecken erhalten die übergeordne-
ten Dienststellen in der Regel Informationen über
durchgeführte Maßnahmen, laufende Übersichten
oder Jahresabschlussmeldungen. Vereinzelt wird

angestrebt, die Maßnahmen mittels eines Erfas-
sungsprogramms zu begleiten. Eine Vernetzung
zwischen den Dienststellen unterstützt dabei die
Controllingmechanismen (Soll/Ist-Vergleich, Steue-
rungsmöglichkeiten).

Schwerpunkte für die Entwicklung eines zukünfti-
gen BMS zum Einsatz in Straßenbauverwaltungen
der Länder wurden in [1] auf folgenden Gebieten
erkannt:

· Unterstützung der Erhaltungsplanung durch
Maßnahmevorschläge auf der Grundlage der
Prüfberichte in Verbindung mit Kostenschätzun-
gen auf Objektebene. Auch Abwägung der Kos-
ten bei unterschiedlichen Strategien z. B. Erhal-
tung – Ersatz.

· Automatisierte Erstellung von Leistungsver-
zeichnissen, Termin- und Ablaufplänen.

· Erstellung von für die Anwender nachvollzieh-
baren Dringlichkeitsreihungen sowohl auf Bau-
amtsebene als auch auf der Ebene der überge-
ordneten Dienststelle.

· Unterstützung bei der Ermittlung des Erhal-
tungsbedarfs nach einheitlichen Kriterien.

· Simulation von Szenarien unter Berücksichti-
gung der Schadensentwicklung zur Begrün-
dung des Mitteleinsatzes nach außen.

· Ermöglichung von Auswertungen u. a. der Bau-
werks-, Bestands-, Zustands- und Kostendaten
bzw. deren Entwicklungen in grafischer Form.

· Aufbau von Maßnahmeverwaltungsprogram-
men. Zu erfassende Daten müssen jedoch di-
rekt in den Ämtern Verwendung finden können.
Diese Programme sollten jedoch auch zu Con-
trollingzwecken von übergeordneten Stellen
eingesetzt werden können, z. B. zur Ablauf- und
Terminkontrolle oder zur Kontrolle der Abarbei-
tung von Schäden.

Als allgemeine Randbedingungen wurden formu-
liert:

· Sicherstellung von Schnittstellen zwischen ein-
zelnen Programmen (Haushalt, Projektsteue-
rung usw.),

· Standardleistungskataloge und ZtV'en in Über-
einstimmung bringen,

· Sicherstellung der Kompatibilität zwischen PMS
und BMS,
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· Anwendbarkeit für Landesstraßen ermöglichen,

· Erfahrungen der Ingenieure in den Ämtern bei
der Instandsetzungsplanung sollten weiterhin
einbezogen werden.

· Angestrebt werden sollte ein praktikables Sys-
tem, welches mit derzeit vorhandenen Daten
kurzfristig realisiert werden kann.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Bun-
desländer als Träger der operativen Aufgaben In-
formationen und Empfehlungen zur Durchführung
von Maßnahmen benötigen:

· Einheitliche und objektive Kriterien und Verfah-
ren zur Schadenserfassung und Zustandsbe-
wertung, zur Dringlichkeitsreihung von Maßnah-
men und zur Kostenprognose.

· Empfehlungen zur Durchführung von Maßnah-
men, die mit den Zielen, Strategien und Rand-
bedingungen des Bundes, aber auch der finan-
ziellen Restriktionen vereinbar sind.

· Informationen über die Maßnahmedurchführung
und Ergebnisdarstellung (auch als Unterstüt-
zung für Meldungen an das BMVBW).

2.5 Verbesserung des Erhaltungsma-
nagements

Wie in den vorangegangenen Kapiteln erläutert,
kennzeichnen bundesweit anwachsender Verkehr
und höhere Verkehrslasten bei begrenztem Budget
die äußeren Bedingungen, unter denen die Stra-
ßenbauverwaltungen das Straßennetz verkehrsge-
recht und verkehrssicher zu erhalten haben. Das
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen, die Straßenbauverwaltungen der Län-
der und die Bundesanstalt für Straßenwesen ent-
wickeln ein Erhaltungsmanagement mit dem Ziel
einer systematischen Straßenerhaltung nach bun-
desweit einheitlichen Kriterien. Das Ziel der syste-
matischen Straßenerhaltung besteht darin, mit ge-
ringstmöglichem Aufwand ein vorgegebenes Erhal-
tungsniveau zu erreichen bzw. – soweit vertretbar –
mit den zur Verfügung stehenden Finanzmitteln ein
höchstmögliches Erhaltungsniveau sicherzustellen
[10]. Zur Erreichung dieser Ziele werden Instrumen-
tarien und Verfahren entwickelt, welche die Beteilig-
ten in die Lage versetzen, die komplexen Abläufe
rechtzeitig und zielgerichtet zu planen, zu steuern
und zu kontrollieren. In vereinfachter Form können
die Aufgaben im Rahmen einer systematischen
Straßenerhaltung wie in Bild 5 dargestellt werden.

Die systematische Straßenerhaltung ist dabei 
als permanenter Prozess zu verstehen, der in pe-
riodisch gestaffelten zeitlichen Zyklen abläuft. 
Wesentliche Bausteine sind hierfür eine differenzier-
te Erhaltungsbedarfsprognose, regelmäßige Zu-
standserfassungen und nach Anlagenteilen spezifi-
zierte Managementsysteme für Fahrbahnbefesti-
gungen (Pavement-Management), Bauwerke (Bau-
werks-Management) und sonstige Anlagenteile.

Die operativen Aufgaben im Rahmen der systema-
tischen Straßenerhaltung obliegen den Straßen-
bauverwaltungen der Länder als Auftragsverwal-
tungen für den Bund in eigener Verantwortung. Für
das BMVBW ergibt sich die wichtige Aufgabe, ent-
sprechende Vorgaben zu formulieren und durch ein
geeignetes Controllingsystem die Erreichung der
Erhaltungsziele sicherzustellen und ggf. zu steuern.
Wesentliche Schwerpunkte sind:

· Erstellung einer differenzierten Erhaltungsbe-
darfsprognose unter Berücksichtigung des ak-
tuellen Nachholbedarfs im Rahmen der Fort-
schreibung des Bundesverkehrswegeplanes.
Die Prognose wird derzeit erstellt.

· Weiterentwicklung und schrittweise Einführung
der Managementsysteme für Fahrbahnbefesti-
gungen, Brückenbauwerke und – ggf. später –
sonstige Anlagenteile an Straßen.

· Verbesserung der Zustandserfassung und -be-
wertung von Straßenoberflächen und Bauwer-
ken durch Einführung weitgehend objektivierter
und automatisierter Algorithmen. Verknüpfung
der Zustandsdaten und Bestandsdaten.

· Genauere Voraussage von Schadensentwick-
lungen und Erarbeitung von Lebensdauermo-
dellen.
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· Entwicklung gesamtwirtschaftlicher Bewer-
tungsverfahren für einen optimierten Mittelein-
satz.

· Verbesserung der Kommunikationsstrukturen
zwischen Bund und Ländern, Darstellung der
Aufgabenverteilung und Festlegung der Schnitt-
stellen.

Mit der systematischen Straßenerhaltung soll die
Erfüllung bundespolitischer Ziele überprüft und ge-
gebenenfalls steuernd eingegriffen werden können.
Dafür werden folgende Informationen bereitgestellt:

· Aktueller Zustand des bestehenden Straßennet-
zes nach einheitlichen und objektivierten Kriteri-
en sowie periodische Bilanzierungen.

· Erhaltungsprogramme, die nach weitgehend
einheitlichen Bewertungsverfahren und Dring-
lichkeitsreihungen erstellt werden.

· Operative Maßnahmen der Auftragsverwaltun-
gen.

Bundesweite Zielvorstellungen werden derzeit ent-
wickelt. Eine erste Festlegung in diesem Sinne ist
die Aufstellung koordinierter Erhaltungsprogramme
für Straßenbefestigungen, Bauwerke und sonstige
Anlagenteile, dargestellt in Form eines Strecken-
bandes. Hierfür werden in Zukunft die Ergebnisse
von Auswertungen mit dem PMS und dem BMS
herangezogen.

In Zukunft soll die Bundesanstalt für Straßenwesen
die Aufgabe übernehmen, diese Erhaltungspro-
gramme hinsichtlich der Zielvorstellungen des
Bundes zu analysieren. Für die Belange der Bau-
werke stehen der BASt dabei die Bauwerksdaten

zur Auswertung mit dem System ISBW/BISStra zur
Verfügung (siehe Kapitel 2.2).

2.6 Bauwerks-Management-System
(BMS), Konzeption der Bundesan-
stalt für Straßenwesen

Aufbauend auf Erkenntnissen des In- und Auslan-
des wurde von der Bundesanstalt für Straßenwe-
sen die Konzeption für ein Managementsystem der
Bauwerkserhaltung (BMS) für Bund und Länder
vorgelegt [1]. Das BMS für die Belange der
Straßenbauverwaltungen ist daher in erster Linie so
orientiert, dass ausgehend von den Ergebnissen
der Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 objektbe-
zogene Analysen und Bewertungen erfolgen, deren
Ergebnisse nachfolgend auf der Netzebene opti-
miert und zu Erhaltungsprogrammen zusammen-
gefasst werden (bottom up). Folgende grundsätzli-
che Anforderungen wurden in Abstimmung zwi-
schen Bund und Ländern definiert:

· Der Bund sollte einen Überblick über den aktu-
ellen Zustand der Bauwerke auf Netzebene er-
langen sowie steuernd im Rahmen eines Con-
trollings in die Erhaltungspraxis eingreifen kön-
nen.

· Länder und Verwaltungen sollten bei der Planung
und Durchführung der Maßnahmen auf Teilnetz-
und Objektebene unterstützt werden, damit vor-
gegebene Ziele erreicht, Strategien umgesetzt
und Rahmenbedingungen sowie Haushalts-
zwänge berücksichtigt werden können.

Bild 6 verdeutlicht den grundsätzlichen Aufbau
eines BMS [11]. Ausgehend von umfassenden Da-
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Bild 6: Grobstruktur eines Bauwerks-Management-Systems [11]



tensammlungen werden Informationen über auftre-
tende Kosten, den Zustand der Bauwerke und ihr
zukünftiges Verhalten abgeleitet. Weitere Ein-
gangsgrößen des BMS sind Informationen über
das zur Verfügung stehende Budget, Mindestbe-
dingungen und direkte Eingriffe in den Planungs-
prozess sowie über die durchführbaren Maßnah-
men. Der Kern des Systems besteht aus dem Ana-
lyseprozess, in dem Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen, Optimierungen, Programmbildungen
usw. durchgeführt werden. Ergebnisse sind Erhal-
tungsprogramme, Aussagen zum Bedarf, Optionen
über durchzuführende Maßnahmen und weitere zu
definierende Angaben.

Es handelt sich bei dem konzipierten System ge-
genüber anderen Realisierungen nicht um ein ein-
zelnes Computerprogramm, welches in Form einer
Black Box Erhaltungsplanungen bereitstellt. Viel-
mehr ist das beabsichtigte BMS ein umfassendes
System, welches aus einer Reihe von Verfahren zur
Unterstützung der Planung, der Abstimmung und
des Controllings der Bauwerkserhaltung, umge-
setzt in einzelnen Computerprogrammen, sowie
Empfehlungen und Richtlinien besteht. Weiterhin
gehören zu dem Gesamtkonzept die Vorhaltung
von Bauwerksdaten in Datenbanken und die
Durchführung der Bauwerksprüfung in Verbindung
mit der Vorhaltung und Bewertung der Ergebnisse.

Das vorliegende Grobkonzept des BMS beinhaltet
sieben Themengruppen, die bereits zum Teil ver-
wirklicht sind. In Bild 7 sind die Teilmodule des
BMS zusammen gestellt; dabei ist der derzeitige
Entwicklungsstand gekennzeichnet. Im Einzelnen
sind folgende Teilmodule vorgesehen:

· Modul 1 „Grunddaten” beinhaltet zum einen die
Sammlung und Vorhaltung von Grund- und Zu-
standsdaten, die zum Teil bereits in Datenban-
ken gespeichert sind. Weiterhin ist die Verknüp-
fung mit anderen Daten wie zum Beispiel Ver-
kehrs- und Unfalldaten vorgesehen. Eine Ver-
knüpfung mit Daten anderer Managementsyste-
me (z. B. Pavement-Management, Baustellen-
Management) wird sichergestellt.

· Modul 2 „Zustandsdaten und Bewertung” bein-
haltet die Bereitstellung von Zustandsdaten, die
sich aus den Bauwerksprüfungen nach DIN
1076 ergeben. Als Ergebnis werden netzweite
Zustandsreihungen und Finanzbedarfsermitt-
lungen zur Verfügung gestellt. Die Sammlung
und Bereitstellung von Zustandsdaten erfolgt
mit Hilfe des Systems SIB-Bauwerke. Damit ist
die Verknüpfung zwischen Bauwerksdaten und
Zustandsdaten gewährleistet. Überarbeitete
Bauteil- und Schadenskataloge sind Bestand-
teil der ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, und
Basis des in SIB-Bauwerke beheimateten Prüf-
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programms. Das Verfahren der Zustandsbewer-
tung wird ergänzt werden durch ein System der
Kostenermittlung. Darüber hinaus werden Mo-
delle zur Schadens- und Zustandsentwicklung
bereitgestellt. Die im Modul 2 zur Verfügung ge-
stellten Informationen bilden eine wesentliche
Grundlage für die Durchführung der ökonomi-
schen Analysen im Modul 5.

· Modul 3 „Objektbezogene Schadensanalysen”
beinhaltet die weitergehende Auswertung von
Grund- bzw. Zustandsdaten (z. B. im Hinblick
auf die Schwachstellenanalysen), die Ergän-
zung von Bauteil- und Schadenskatalogen und
von Modellen, die das zeitliche Verhalten wider-
spiegeln, sowie Verfahren zur detaillierten Kos-
tenermittlung (siehe Kapitel 2.2).

· Im Modul 4 „Erhaltungsmaßnahmen” wird ein
detaillierter Katalog von Maßnahmen vorgehal-
ten, die zum Teil bereits in bestehenden Regel-
werken kommentiert sind. Die Verknüpfung zwi-
schen Maßnahmen und Schäden sowie ge-
schädigten Bauteilen ermöglicht eine Auswahl
von Maßnahmevarianten in jedem Einzelfall.

· Modul 5 „Wirtschaftlichkeitsberechnungen”
stellt den eigentlichen Kern des BMS dar, in
dem die ermittelten Daten auf Netz- und Objekt-
ebene zusammengeführt und analysiert wer-
den. Im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen werden Erhaltungsmaßnahmen
nach ökonomischen Kriterien bewertet. Le-
bensdauer-Kostenmodelle und Variantenver-
gleiche sowie Berücksichtigung von Baulastträ-
ger- und Nutzerkosten sind beinhaltet. Darüber
hinaus sollen mittels Simulationsrechnungen
die Auswirkungen von unterschiedlichen Erhal-
tungsstrategien analysiert werden können.

· Der künftig vorgesehene Modul 6 „Planung 
und Durchführung” umfasst die Aufstellung und
Umsetzung der eigentlichen Maßnahmepla-
nung, die auf der Grundlage der Finanzplanung
und Mittelbereitstellung erfolgt. Beinhaltet ist
die Aufstellung der Erhaltungsprogramme, aber
auch die Bauvorbereitung, d. h. die Aufstellung
des Bauvertrages, die Veröffentlichung und
Submission sowie die Wertung der Angebo-
te und Vergabe. Eingeschlossen ist schließlich
auch die Abwicklung der Baumaßnahme. Die
Erhaltungsprogramme werden einem über-
geordneten System zur Verfügung gestellt, in
dem Analysen auf Bundesebene stattfinden
werden.

· Der geplante Modul 7 „Erfolgskontrolle” enthält
die erforderlichen Controllinginstrumentarien.
Unter anderem kommt hierbei einem Maßnah-
meverfolgungsprogramm, das bereits in einigen
Bundesländern installiert ist, besondere Bedeu-
tung zu. Der Soll-Ist-Vergleich von Maßnahmen
kann hiermit zeitnah von übergeordneten Stel-
len nachvollzogen werden. Ebenso gehören zu
diesem Modul Verfahren, mit denen netzweit die
Umsetzung der Programme überwacht werden
kann. Auf dieser Grundlage können dann ggf.
Steuerungsmaßnahmen ergriffen werden.

In diesem Grobkonzept ist noch nicht zwischen
den Aufgaben der Länder- und Bundesverwaltun-
gen unterschieden. Im Folgenden wird auf den Teil
des BMS näher eingegangen, der in den Straßen-
bauverwaltungen der Länder installiert werden soll.

2.7 Entwicklung des BMS für Straßen-
bauverwaltungen

2.7.1 Allgemeines

Wie im Kapitel 2.6 dargestellt, handelt es sich beim
BMS für die Belange der Straßenbauverwaltungen
der Länder um ein „Bottom-up”-BMS, d. h., aus-
gehend von den Ergebnissen der Bauwerksprüfun-
gen nach DIN 1076 erfolgen objektbezogene Ana-
lysen und Bewertungen, deren Ergebnisse nachfol-
gend auf der Netzebene optimiert und zu Erhal-
tungsprogrammen zusammengefasst werden
(siehe Bild 8).

Die Realisierung erfolgt in einzelnen DV-Program-
men, die jeweils Teilergebnisse für die nachfolgen-
den Verfahren bereitstellen. Diese Vorgehensweise
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gewährleistet eine weitgehende Transparenz und
die Möglichkeit von Eingriffen in den Gesamtablauf.
Das Programmsystem SIB-Bauwerke wird zur Be-
reitstellung von Informationen für die nachfolgen-
den Bewertungsverfahren integriert. Daneben wer-
den drei neue Computerprogramme entwickelt:
BMS-MB zur Bewertung von Erhaltungsmaßnah-
men auf Objektebene, BMS-EP zur Optimierung
der Erhaltungsplanung auf Netzebene und BMS-SB
zur Visualisierung der Auswirkungen von Erhal-
tungsszenarien und -strategien (siehe Bild 9).

Die fachliche Konzeption der DV-Programme er-
folgt in Ressortprojekten des BMVBW wie in Kapi-
tel 1.2 beschrieben.

2.7.2 Grundlagen für Bewertungen und Analy-
sen

Die Anwendung der o. g. geplanten Programmsys-
teme erfordert objektbezogene Informationen, die
aus Bauwerks- und Schadensdaten abzuleiten sind.
Zur Erlangung dieser Informationen sind Wissenska-
taloge und Auswerteverfahren erforderlich, mit
denen die Einbeziehung von Bauwerksdaten ermög-
licht wird. Ein bereits in diesem Sinne in SIB-Bau-
werke realisiertes Verfahren ist die Ermittlung der
Zustandsnote gemäß RI-EBW-PRÜF. Derzeit wird
der Maßnahmenkatalog gemäß ASB, Teilsystem
Bauwerksdaten in SIB-Bauwerke umgesetzt. Dane-
ben sind weitere Verfahren geplant, mit denen die
benötigten Informationen ermittelt werden können:

· Schadensbezogene Auswertung des Maßnah-
menkataloges (Verknüpfung zwischen Schäden
und Maßnahmen).

· Zusammenfassung von Maßnahmen für gleich-
artige Schäden und Bündelung von unter-
schiedlichen Maßnahmen zu Maßnahmenvari-
anten.

· Bereitstellung eines Kostenkataloges und vari-
antenbezogene Auswertung (Verknüpfung zwi-
schen Maßnahmen und Kosten).

· Bereitstellung eines Kataloges von Verhaltens-
modellen und variantenbezogene Auswertung
(Verknüpfung zwischen Maßnahmen und Ver-
haltensmodellen).

Als Ergebnis wird eine Liste möglicher Maßnah-
menvarianten (zusammengefasste und gebündelte
Maßnahmen) in Verbindung mit Informationen über
den Zeitpunkt der Ausführung, voraussichtliche
Kosten und die Auswirkungen auf das Verhalten
des Bauwerks bereitgestellt.

Zur Verknüpfung von Maßnahmen und Schäden
sowie zur Bündelung von Maßnahmen sind in [17]
und [20] Erkenntnisse zusammengestellt worden.
Der Kostenkatalog wurde in [21] entwickelt. Eine
Zusammenstellung der Verhaltensmodelle sowie
das Vorgehen zur Berücksichtigung der Auswirkun-
gen von Maßnahmen ist in den Schlussberichten
zu [23] und [24] dokumentiert.

2.7.3 Bewertung auf Objektebene

Mit dem geplanten Programmsystem BMS-MB
kann ermittelt werden, welche Maßnahmenvariante
unter ökonomischen Gesichtspunkten zielführend
ist und wann diese durchgeführt werden sollte. Der
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Bewertungsansatz beinhaltet eine Kosten-Nutzen-
Analyse. Als Baulastträgerkosten werden dabei die
Kosten der Maßnahmenvarianten berücksichtigt.

Nutzerkosten mit Bezug zu Erhaltungsmaßnahmen
an Bauwerken entstehen in erster Linie durch die
Beeinflussung des Verkehrsablaufs aufgrund von
Arbeitsstellen an Straßen. Auswirkungen sind
dabei die Verringerung der Kapazität und der Rück-
stau von Fahrzeugen. Darüber hinaus entstehen
Wirkungen vor der Durchführung der Erhaltungs-
maßnahme z. B. durch Begrenzung des zulässigen
Gesamtgewichts sowie nach der Maßnahme durch
Wegfall dieser Begrenzung. Es entstehen zusätzli-
che Betriebs- und Fahrzeitkosten. Zusätzliche Un-
fallkosten werden über geänderte Unfallraten
berücksichtigt [21]. Die Ermittlung der Kostenkom-
ponenten erfolgt nach den Verfahren der Empfeh-
lungen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen an
Straßen (EWS) [12].

Zusätzlich zu den Baulastträger- und den Nutzer-
kosten werden Kosten für Dritte berücksichtigt, die
aufgrund der Verkehrsbeeinflussung entstehen.
Hierzu zählen in erster Linie Lärm- und Schadstoff-
kosten sowie Kosten aufgrund der Klimabelastung.
Ausgelöst werden diese Kosten infolge veränderter
Geschwindigkeit der Fahrzeuge sowie infolge der
Wahl einer Alternativroute. Auch diese Kostenkom-
ponenten werden mit Hilfe der Verfahren der EWS
ermittelt.

Das Ergebnis der Analyse ist eine Reihung von
Maßnahmenvarianten unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Kosten/Nutzen-Verhältnisse als
Eingangsgröße für weitere Analysen.

2.7.4 Bewertung auf Netzebene

Die Summe der an erster Stelle liegenden Maßnah-
men der o. g. Reihung liefert einen ersten Ansatz
für ein Erhaltungsprogramm ohne Berücksichti-
gung von Randbedingungen und Restriktionen.
Wegen zusätzlicher Bedingungen ist der objektbe-
zogene Ansatz auf Netzebene zu optimieren. Auf
der Grundlage der Ergebnisse der o. g. Analysen
werden mit BMS-EP optimierte netzweite Reihun-
gen von Erhaltungsmaßnahmen zur Verfügung ge-
stellt.

Als Zielfunktionen des Verfahrens kommen auf-
grund der Ausrichtung des Verwaltungshandelns
nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit die bei-
den möglichen Ausprägungen des so genannten

ökonomischen Prinzips für die netzweite Bau-
werkserhaltung in Frage:

· Erreiche einen optimalen Bauwerkszustand im
Netz bei gegebenem Budget (Finanzszenario).

· Erreiche einen vorgegebenen Bauwerkszustand
im Netz bei minimalem eingesetzten Budget
(Qualitätsszenario).

Dabei werden die folgenden Nebenbedingungen
berücksichtigt [13]:

· jährliche Budgetbeschränkungen,

· Mindesterhaltungsstandards für die Bauwerke,

· Begünstigung von Bauwerken mit hoher ver-
kehrlicher Funktion,

· Begünstigung der Umsetzung von mehreren
Maßnahmen innerhalb eines Streckenzuges,

· Vermeidung der parallelen Durchführung von
Maßnahmen an Streckenzügen, die Alternativ-
routen zueinander darstellen.

2.7.5 Strategiebewertung

Bedeutsam für die in die Erhaltungsplanung einge-
bundenen Verwaltungen ist die Beantwortung von
Fragen hinsichtlich der Auswirkung von Budgetbe-
grenzungen und anderen Restriktionen und Strate-
gien auf den prognostizierten Zustand der Bauwer-
ke oder deren prognostizierten Bestandswert. Mit
diesen Erkenntnissen lässt sich der Bedeutung
einer ausreichenden Erhaltung für eine nachhaltige
Mobilität besonderer Ausdruck verleihen.

Im Rahmen von Voruntersuchungen der BASt
wurde bereits ein Verfahren für die Berechnung der
Auswirkungen von Szenarien bereitgestellt [4].
Hierbei werden netzweite Zustandsverteilungen mit
Verhaltensfunktionen, Erhaltungsstrategien und
Kosten verknüpft. Als Ergebnis kann die zeitliche
Entwicklung des Bauwerkszustandes bei vorgege-
benem Mitteleinsatz angegeben werden (Bild 10).

Mit Hilfe dieses Verfahrens in BMS-SB wird es
auch möglich sein, auf kurzem Wege Strategieun-
tersuchungen durchzuführen, deren Ergebnisse als
Eingangsparameter für detailliertere netzbezogene
Untersuchungen mit BMS-EP dienen können.

Definiert man den Bestandswert der Bauwerke als
den Wiederbeschaffungswert minus der Kosten für
durchzuführende Erhaltungsmaßnahmen zur Besei-
tigung der Schäden und Mängel und beschreibt
man die Kosten für Erhaltung näherungsweise als
Funktion der Zustandnoten nach RI-EBW-PRÜF,
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lässt sich die zeitliche Entwicklung des Bestands-
wertes in Abhängigkeit der aufgewendeten Mittel für
Ersatz und Instandsetzung (E + I) angeben (Bild 11).

Im Rahmen des vorliegenden Berichtes werden
ausschließlich die objektbezogene Bewertung
sowie die dafür benötigte Informationsbereitstel-
lung betrachtet. Die Realisierung der netzbezoge-
nen Bewertung ist hierbei nicht beinhaltet, Anfor-
derungen von diesbezüglichen Bewertungsverfah-
ren werden jedoch berücksichtigt.

Im Folgenden werden die einzelnen Themen im De-
tail vorgestellt.

3 Bereitstellung von Informa-
tionen für objekt- und netzbe-
zogene Auswertungen

3.1 Maßnahmenkatalog

3.1.1 Allgemeines

Aufgabe des Maßnahmenkataloges ist es, die be-
stehenden Möglichkeiten der Erhaltungsmaßnah-

men Schadensbildern eindeutig zuzuordnen. Die
Bedeutung des Katalogs liegt darin, dass die mög-
lichen Maßnahmen in Verbindung mit ihrer Wirk-
samkeit definiert werden, die anschließend einer
ökonomischen Bewertung zugeführt werden.

Der in [17] vorgeschlagene Maßnahmenkatalog be-
schreibt Maßnahmen von kleineren Instandset-
zungsarbeiten bis hin zum Ersatz des Bauteils. Bei
Schäden, die eine untergeordnete Bedeutung
haben (definiert als Zustandszahl < 1,8 gemäß 
RI-EBW-PRÜF), erfolgt kein Vorschlag einer Maß-
nahme, die Behebung des Schadens wird der lau-
fenden Bauwerksunterhaltung zugeordnet.

Im Rahmen des Maßnahmenkatalogs erfolgt zu-
sätzlich eine qualitative Angabe zum Eingreifzeit-
punkt der Maßnahmen. Diese Angabe ergibt sich
hauptsächlich aus der Bewertung und dem daraus
definierten Handlungszeitraum nach RI-EBW-
PRÜF. Eine detailliertere Betrachtung dieses Pro-
blemfeldes erfolgt in Kapitel 3.4.2. Die Anbindung
an die RI-EBW-PRÜF wird durch die Zuordnung
der Maßnahmen zu den Schäden, verbunden mit
der Angabe der Rücksetzwerte, gewährleistet. Der
Maßnahmenkatalog wurde in Anlehnung an die
ASB verschlüsselt, um die Angaben in die Bau-
werksdaten einfließen lassen zu können.

Der Maßnahmenkatalog beinhaltet vier Teile. Im 
ersten Teil erfolgen die Beschreibung der Maßnah-
men und ihres Anwendungsbereiches sowie die
Verschlüsselung nach ASB; im zweiten Teil werden
Angaben zur möglichen Kombination von Maßnah-
men getroffen. Im dritten Teil werden standardisier-
te Verkehrssicherungsmaßnahmen und ihre An-
wendung erläutert. Im vierten Teil schließlich erfol-
gen die Zuordnung der Maßnahmen zu den Schä-
den, die Angabe der Rücksetzwerte und des Ein-
greifzeitpunkts.

3.1.2 Katalogisierung der Maßnahmen

Bild 12 zeigt zur Verdeutlichung des Aufbaus einen
Ausschnitt des Katalogs. Der vollständige Katalog
ist [17] zu entnehmen. Der Katalog enthält neben
der Kurzbeschreibung der Maßnahme, unterglie-
dert nach Bauteilen, und des Anwendungsbereichs
die interne Nummerierung sowie Angaben der zu
beachtenden Normen und Regelwerke; ferner An-
gaben zum sinnvollen Umfang der Maßnahme, zur
Verschlüsselungsnummer nach ASB und zur Ein-
heit. Detailliertere Angaben zur Beschreibung der
Maßnahmen sind nur unter Einbeziehung der ob-
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Bild 10: Entwicklung der Zustandsnoten ohne Erhaltung

Bild 11: Bestandswert in Abhängigkeit von Aufwendungen für
Erhaltung



jektbezogenen Daten bei der Vorbereitung von
konkreten Maßnahmen möglich bzw. sinnvoll und
erfolgen im Rahmen von separat durchzuführen-
den Ausschreibungsplanungen.

3.1.3 Kombinationsmöglichkeiten von Maß-
nahmen

Im Maßnahmenkatalog werden alle an einem Bau-
teil durchführbaren Maßnahmen aufgelistet und
beschrieben. Es ist für die Auswahl im BMS jedoch
erforderlich festzulegen, welche dieser Maßnah-
men gleichzeitig durchgeführt werden können,
bzw. es ist festzulegen, wo dies weder zielführend
noch technisch möglich ist. Aus diesem Grund er-
folgt eine Identifikation der sich gegenseitig aus-
schließenden Maßnahmen. Diese Auflistung ist in
einzelnen Fällen trivial, für die zu realisierende
Computeranwendung jedoch unabdingbar.

Zum einen handelt es sich um Maßnahmen, die
nicht gemeinsam am selben Bauteil durchgeführt
werden sollen. Hierzu gehören z. B. ähnliche Maß-
nahmen, die denselben Anwendungsbereich
haben und prinzipiell zum selben Ergebnis führen,
sich aber in Material oder Ausführungsdetails un-
terscheiden.

Darüber hinaus können sich Maßnahmen auch
ausschließen, wenn sie sich örtlich übergreifen

würden. Dies betrifft vor allem großflächige Maß-
nahmen, im Extremfall den Bauteilersatz, welche
die Durchführung kleinerer Maßnahmen hinfällig
machen.

Die Angabe der sich ausschließenden Maßnahmen
erfolgt in [17] nach Bauteilen getrennt in Form von
Matrizen. Bild 13 zeigt ein Beispiel. Angegeben
sind Kombinationsmöglichkeiten von Erhaltungs-
maßnahmen, verschlüsselt nach ASB.

Die mit „XX” markierten Kombinationen sind nicht
zulässig. Es handelt sich in diesem Beispiel um ver-
schiedene Arten des Korrosionsschutzes von
Stahlüberbauten, die sich gegenseitig ausschließen,
sowie um den Ersatz des gesamten Überbaus, der
selbstverständlich nicht in Kombination mit anderen
Maßnahmen durchgeführt werden kann.

Die in der Matrix nicht markierten Kombinationen
sind zulässig. Falls zur Behebung eines Schadens
eine Kombination mehrerer Maßnahmen erforder-
lich ist, wird dies bei der Zuordnung der Maßnah-
men zu den Schäden nach dem Beispielschadens-
katalog nach RI-EBW-PRÜF entsprechend ange-
geben.

Die Kombination bzw. Bündelung von Maßnahmen
aufgrund wirtschaftlicher und strategischer Ge-
sichtspunkte wird in Kapitel 3.4.4 behandelt.
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3.1.4 Verkehrslenkungsmaßnahmen

Mit dem Maßnahmenkatalog werden wesentliche
Informationen für ein ökonomisches Bewertungs-
verfahren bereitgestellt. Ein wesentlicher Baustein
dieses Bewertungsverfahrens ist die Ermittlung von
Nutzerkosten. Nutzerkosten entstehen bei Erhal-
tungsmaßnahmen an Brücken- und Ingenieurbau-
werken in erster Linie infolge von Verkehrsbehinde-
rungen durch Baustellen (vgl. Kapitel 4), für die de-
finierte Verkehrslenkungsmaßnahmen eingerichtet
werden müssen, um ausreichend Arbeitsraum be-
reitstellen zu können.

Im Rahmen des Moduls „Verkehrslenkungsmaß-
nahmen” werden Informationen in Matrizenform
bereitgestellt, die eine vereinfachte, für netzweite
Bewertungen gültige Angabe maßnahmebezoge-
ner Verkehrslenkungen ermöglichen. Diese werden
unterteilt in Verkehrslenkungsmaßnahmen längerer
Dauer an Autobahnen und Bundesstraßen sowie
im weiteren in Gruppen unterschiedlicher Stärke
der Verkehrsbeeinflussung.

Die vollständigen Matrizen sind in [17] zusammen-
gestellt. Dabei werden jeder Erhaltungsmaßnahme
– wenn vorhanden – mehrere mögliche Verkehrs-
lenkungsmaßnahmen zugeordnet

Die Beschreibung der Verkehrslenkungsmaßnah-
men ergibt sich aus der Richtlinie für die Sicherung
von Arbeitsstellen an Straßen (RSA) [18].

Existieren für eine Erhaltungsmaßnahme mehrere
mögliche Verkehrslenkungsmaßnahmen, so wird
diejenige auszuwählen sein, die unter Berücksich-
tigung der Randbedingungen (Art der kreuzenden
Verkehrswege) am höherrangigen Straßentyp die

kleineren Behinderungen, d. h. geringere Fahrzeit-
verluste, hervorruft. Angaben hierzu sind [17] zu
entnehmen.

Grundlagen in der Entwicklung einer erforderlichen
Verkehrslenkungsmaßnahme sind zunächst die Er-
haltungsmaßnahmen des Maßnahmenkataloges.
Die dort erfolgte Untergliederung nach Bauteilen
und Maßnahmetypen wird beibehalten. Grundsätz-
lich unterscheidet die RSA drei Straßenarten, für
die jeweils unterschiedliche Verkehrslenkungsmaß-
nahmen angegeben werden: innerörtliche Straßen,
Landstraßen und Autobahnen. Der Fall der in-
nerörtlichen Straßen ist im Rahmen des BMS nicht
relevant.

Für Arbeitsstellen an Landstraßen und Bundesau-
tobahnen werden in der RSA hinsichtlich des Si-
cherungsaufwandes unterschiedliche Sicherungs-
maßnahmen vorgeschlagen. Aus diesem Grund
muss auch für die Angabe der Verkehrslenkungs-
maßnahmen innerhalb des BMS eine sinnvolle Un-
terscheidung der Maßnahmen getroffen werden.
Die Matrizen zu Verkehrslenkungsmaßnahmen
werden daher wie folgt untergliedert:

· Verkehrsweg oben und unten: Autobahn,

· Verkehrsweg oben: Bundesautobahn; Verkehrs-
weg unten: Landstraße (und umgekehrt),

· Verkehrsweg oben: Bundesautobahn bzw.
Landstraße; Verkehrsweg unten: Eisenbahn.

Bei dieser Untergliederung wird unterstellt, dass
Brückenbauwerke im Zuge von Straßenkreuzun-
gen den Hauptanteil am gesamten Bauwerksbe-
stand bilden und für standardisierte Verkehrslen-
kungsmaßnahmen zur Verfügung stehen. Für Ver-
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kehrslenkungsmaßnahmen, die sich im Zuge von
Talbrücken bzw. Gewässerüberquerungen erge-
ben, gelten wegen den gegenüber dem Standard-
fall stark abweichenden Bauwerksabmessungen
andere Kriterien, die eine detaillierte Abfrage erfor-
dern. Bild 14 verdeutlicht den Aufbau der Matrizen.
Im Kopf der Matrix werden die zur Verfügung ste-
henden Verkehrslenkungsmaßnahmen angegeben
und den einzelnen Erhaltungsmaßnahmen zuge-
ordnet. Die Matrizen sind so gestaltet, dass bei
mehreren zur Verfügung stehenden Maßnahmen
diejenige gewählt wird, die am höherrangigen
Straßentyp (z. B. BAB gegenüber Landstraße) die
kleineren Behinderungen hervorruft.

3.1.5 Zuordnung der Maßnahmen zu Schäden
nach RI-EBW-PRÜF

In diesem Teil des Maßnahmenkatalogs werden für
die Schäden aus dem Schadenskatalog nach RI-
EBW-PRÜF die verschiedenen in Teil 1 definierten
Maßnahmen sowie die Bewertung ihrer Wirksam-
keit durch Angabe des Rücksetzwertes und der
qualitative Eingreifzeitpunkt angegeben. Bild 15
zeigt einen Ausschnitt der entsprechenden Tabelle.
Die vollständigen Kataloge sind in [17] zusammen-
gestellt.

Die Zuordnung gibt für die einzelnen Schäden nur
die technisch sinnvollen und zielführenden Maß-
nahmen an. Offensichtlich für den betrachteten
Schaden unwirtschaftliche Maßnahmen, z. B. Maß-
nahmen größeren Umfangs bei kleinen Schäden,
werden nicht angegeben.

In den meisten Fällen sind mehrere Maßnahmen
mit derselben oder mit unterschiedlicher Wirksam-
keit denkbar. Ist zur Behebung eines Schadens die
Durchführung mehrerer Maßnahmen in Kombinati-
on erforderlich, werden die entsprechenden Kom-
binationen angegeben.

Die Angabe des Eingreifzeitpunktes erfolgt an die-
ser Stelle nur qualitativ aufgrund der Definition
nach RI-EBW-PRÜF und der technischen Ein-
schätzung. Es wird auf die Erläuterungen im Kapi-
tel 3.4.2 verwiesen.

3.2 Kostenkatalog

Ein Vergleich alternativer Erhaltungsmaßnahmen
auf Objektebene sowie eine Dringlichkeitsreihung
von Erhaltungsmaßnahmen an Ingenieurbauten im
Verkehrsnetz auf der Grundlage von Kosten und
Nutzen der Maßnahme sind nur möglich, wenn ein
Kostenkatalog bereitgestellt wird, der für alle Maß-
nahmen des Maßnahmenkataloges sowie für Ver-
kehrslenkungsmaßnahmen die Aufwendungen an-
gibt, die den Baulastträger betreffen.

Im Rahmen des Forschungsprojektes „Entwicklung
eines Verfahrens zur Bewertung von Maßnahmenva-
rianten für die Erhaltungsplanung auf Objektebene”
[21] wurde die Grundlage für einen Kostenkatalog
erarbeitet, der die Angaben des Maßnahmenkatalo-
ges berücksichtigt. Der Kostenkatalog baut auf Ein-
zelleistungen der jeweiligen Unterhaltungsmaßnah-
me auf. Er soll eine Grundlage für die Kostenberech-
nung bei Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen liefern.
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Für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei Ingeni-
eurbauwerken im Zuge von Straßen sind folgende
Kostenbestandteile zu unterscheiden:

· Baukosten einer Maßnahme,

· Kosten der baulichen Unterhaltung,

· Restwert am Ende des Bewertungszeitraumes.

Unter den Baukosten einer Maßnahme werden ent-
weder die Herstellungskosten des originären Bau-
werks oder die Kosten einer Erhaltungsmaßnahme
(Instandsetzungs- bzw. Erneuerungskosten) ver-
standen.

Zu den Baukosten gehören:

· die reinen Baukosten einschließlich der Kosten
für die Erstellung der Ausführungsunterlagen,

· die Kosten für Abbruch, Behelfe, Betriebser-
schwernisse und für Verkehrsführungsmaßnah-
men,

· die Verwaltungskosten.

Zu den Verwaltungskosten zählen Kosten für:

· Vorarbeiten, Vorentwürfe, Bearbeitung des ver-
gabereifen Bauentwurfs,

· Prüfung der statischen Berechnungen und der
Ausführungspläne,

· Vergabe der Bauarbeiten,

· örtliche Bauaufsicht,

· Bauleitung,

· Stellung von Prüf- und Messgeräten, Messfahr-
zeugen, Hilfsfahrzeugen für Bauaufsicht und
Bauleitung und von Fahrzeugen für Probebelas-
tungen,

· sonstige Verwaltungstätigkeiten einschließlich
Rechnungs- und Kassendienst.

Die Verwaltungskosten werden in [19] mit 10 % der
reinen Baukosten und der Kosten für Abbruch, Be-
helfe, Betriebserschwernisse und Verkehrsführung
angesetzt. Als bauliche Unterhaltungskosten wird
ein vom Bauteil abhängiger Prozentsatz der reinen
Baukosten zuzüglich 10 % für Verwaltung ange-
setzt [19]. Der Restwert wird aus den reinen Bau-
kosten berechnet. Er wird in [19] als die um den
Abschreibungsbetrag verminderten reinen Baukos-
ten beschrieben. Zur Festlegung, in welcher Form
der Restwert eines Bauteils/Bauwerks in die Be-
trachtungen des BMS einfließen soll, siehe Kapitel
4.1. Im BMS werden in Anlehnung an das PMS nur
Maßnahmen kleineren Umfangs zur Sicherung der
Substanz, Funktion und Verkehrssicherheit ohne
nennenswerte Wiederanhebung des Gebrauchs-
wertes zur baulichen Unterhaltung gezählt. Gegen-
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wärtig ist die bauliche Unterhaltung nicht im PMS
integriert, jedoch gibt es Bestrebungen, sie in das
PMS einzubeziehen. Dann stellt sich auch für das
BMS die Fragen nach Integration der baulichen
Unterhaltung. Eine Kostenkalkulation auf der
Grundlage von Bauunterlagen des Baulastträgers
bzw. der Auftragsverwaltungen wurde als nicht
gangbarer Weg bewertet. Die Erfahrungen der Er-
haltungspraxis zeigen, dass diese Preisangebote
externen Einflüssen unterliegen. Beispielsweise
werden von den Baufirmen im Frühjahr häufig nied-
rige Preisangebote abgegeben, wenn die Auftrags-
lage deutlich unter den vorhandenen Baukapazitä-
ten liegt. Eine detaillierte Kostenkalkulation für die
einzelnen Maßnahmen des Maßnahmekataloges
unter Verwendung des Standardleistungskatalogs
für den Straßen- und Brückenbau erwies sich
wegen der dort vorliegenden Feinuntergliederung
der Teilleistungen ebenfalls als nicht gangbarer
Weg. Vielmehr sind Maßnahmearten zu definieren,
die sich nach Wirkung und/oder Kosten unter-
scheiden und die kalkulierbar sind. Deshalb wur-
den die Kosten zunächst für repräsentative Erhal-
tungsmaßnahmen an normierten Bauwerken ermit-
telt und dabei nur so weit mit der Leistungsunter-
gliederung in die Tiefe gegangen, wie sich dahinter
deutlich unterschiedliche Kosten verbergen. Durch
Differenzierung der Maßnahmearten nach ihrem
Umfang (klein, mittel, groß u. Ä.), der Art des Ge-
rüstes (ortsfest, mobil, Hängegerüst), dem Material
der Deckschicht, der Art des Injektionsgutes, ihrer
Intensität (Konservierung, Instandsetzung, Ersatz)
entstand eine Variation von Erhaltungsmaßnah-
men, die zur Kalkulation herangezogen wurde. 
Die im Rahmen des Projektes für ausgewählte Er-
haltungsmaßnahmen vorgenommenen Kostenkal-
kulationen umfassen die reinen Baukosten ohne
Erstellung der Ausführungsunterlagen. Letzteres
obliegt in der Regel den Bauverwaltungen. Bislang
ist nicht vorgesehen, Verwaltungskosten mit in das
BMS zu integrieren. Die Kosten für Verkehrs-
führungsmaßnahmen werden gesondert kalkuliert.

Die Kostenkalkulation (Einheitspreise für Teilleis-
tungen) wurde von Kooperationspartnern aus der
Bauindustrie durchgeführt. Dabei wurden mittlere
Preise, die auskömmlich sind, mit einem üblichen
Ansatz für Wagnis und Gewinn vorausgesetzt. Die
so kalkulierten Preise werden als Kosten definiert,
die auf die Bauverwaltung im Zuge der Erhaltungs-
maßnahmen zukommen, wohl wissend, dass die
Preise in der Erhaltungspraxis regionalen und sai-
sonalen Schwankungen unterliegen.

Die Kalkulationsergebnisse sind dem Abschlussbe-
richt in [21] zu entnehmen. Bei einer volkswirt-
schaftlichen Bewertung bleiben Umsatzsteuer und
Verbrauchssteuern unberücksichtigt. Daher enthal-
ten die im Bericht angegebenen Kosten und Kos-
tensätze keine Mehrwertsteuer.

Die Kosten der Maßnahmen sind nicht zwingend li-
neare Funktionen des durch die genannte Einheit
beschriebenen Maßnahmeumfangs. Infolge vom
Maßnahmeumfang unabhängiger oder nur partiell
abhängiger Kostenbestandteile (z. B. Einrüstung
des Bauwerks, Veränderung der Verkehrsführung)
ist fast immer mit einer nicht linearen Abhängigkeit
der Maßnahmekosten vom Maßnahmeumfang zu
rechnen.

Die Maßnahmen des Kataloges beziehen sich in
der Regel auf Bauteile bzw. Bauteilgruppen, so
dass Mehrfachnennungen vorkommen, jedoch mit
unterschiedlicher ASB-Verschlüsselung je nach zu-
treffendem Bauteil. Weitere neue Schlüsselnum-
mern betreffen bauunabhängige Maßnahmen, die
u. a. im Zusammenhang mit der Strategie „Nichts
tun” von Bedeutung sind. Dazu zählen beispiels-
weise Nutzungsbeschränkungen als Folge eines
sich verschlechternden Bauwerkszustandes und
die in diesem Falle für den Baulastträger anfallen-
den Kosten (Kosten für Voll-/Teilsperrung, Fahr-
bahneinengung, Beschilderung u. a.).

Die Kosten für Einrichtung, Vorhalten und Abbau
von Verkehrssicherungen an Arbeitsstellen gemäß
den RSA wurden im Jahre 2001 für das PMS durch
die Universität der Bundeswehr kalkuliert [22]. Da
die RSA auch für Bauarbeiten an Bauwerken im
Zuge von Straßen gelten, werden diese Kosten für
Erhaltungsmaßnahmen des BMS verwendet. Des-
halb wurden sie von der Kalkulation der Maßnah-
mekosten in [22] ausgeklammert.

Bei der Bauwerkserhaltung ist davon auszugehen,
dass die Kosten länderspezifische Merkmale auf-
weisen. Im Bereich der Straßenerhaltung gibt es für
die alten Bundesländer Regionalfaktoren, die zwi-
schen 0,7 und 1,3 schwanken, wobei der Faktor 1
dem Mittelwert der Kosten zugeordnet wird. Die
Verfügbarkeit der Mineralstoffe, aber auch die
Standorte von Mischwerken sind kostenbeeinflus-
sende Faktoren.

Der Ansatz regional unterschiedlicher Kosten ent-
spricht der realen Preissituation in den einzelnen
Bundesländern bzw. in unterschiedlichen Regionen
des Landes. Er erschwert allerdings die Vergleich-
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barkeit von Erhaltungsmaßnahmen an Bauwerken
in unterschiedlichen Regionen in Bezug auf das
Verhältnis von Nutzen zu Kosten. Gleiche Erhal-
tungsmaßnahmen an vergleichbaren Bauwerken
mit vergleichbaren Schäden und gleich gelagerten
anderen Faktoren (z. B. DTV und Güterverkehrsan-
teil) weisen dann unterschiedliche Nutzen-Kosten-
verhältnisse auf. Daraus folgt auch, dass unter
sonst gleichen Bedingungen unterschiedliche Er-
haltungsmaßnahmen je nach Region ausgewählt
werden könnten.

Bei der Straßenerhaltung liegt das gleiche Problem
vor, wenn es beispielsweise um den Einsatz von
Baustoffen geht, deren Aufkommen regional be-
grenzt ist. Trotzdem wurde beim PMS auf den Ein-
satz regionaler Kostenkennziffern verzichtet und
eine Entscheidung zugunsten von Durchschnitts-
kosten getroffen. Um die Kompatibilität zum PMS
abzusichern, ist zu empfehlen, auch beim BMS von
Durchschnittskosten auszugehen.

Mit der in [21] vorgelegten Kostenkalkulation sind
die Grundlagen für den Kostenkatalog gelegt. In
einem Folgevorhaben [30] werden Kostensätze de-
finiert sowie weitere Hinweise zur Auswertung ge-
geben.

3.3 Verhaltensmodelle

3.3.1 Allgemeines

Verhaltensmodelle sind ein unverzichtbarer Bau-
stein des BMS, da die vorgesehenen Bewertungs-
verfahren Informationen über das zukünftige Ver-
halten der Bauteile und Bauwerke fordern.

Ingenieurbauwerke im Zuge von Straßen werden
durch unterschiedliche Einwirkungen beansprucht.
Hierzu zählen statische und dynamische Lasten
sowie Einwirkungen, die aus Umgebungsbedin-
gungen resultieren. Die wirtschaftliche Nutzungs-
dauer der Bauwerke und der einzelnen Bauteile
wird im Wesentlichen durch Verkehrslasten und
Umgebungsbedingungen beeinflusst. Obwohl
diesbezügliche Mechanismen grundsätzlich be-
kannt sind, ist es nach wie vor nicht vollständig
gelöst, ihre Auswirkungen zu bewerten, das zu-
künftige Verhalten der Bauteile/Bauwerke abzu-
schätzen und die Konsequenzen anzugeben.

Bei der Festlegung von Verhaltensmodellen als
Grundlage für netzweit einzusetzende Bewertungs-
verfahren des BMS geht es weniger um das wirk-
lichkeitsnahe Beschreiben von Schädigungsme-

chanismen unterschiedlicher Materialien – dieses
ist hingegen zweckdienlich für detaillierte objektbe-
zogene Analysen –, sondern vielmehr um ziel-
führende Ansätze zum Beschreiben der Zustands-
entwicklung von Bauteilen.

Grundsätzlich stellt sich bei der Konzeption eines
BMS die Frage, ob deterministische oder stochas-
tische Modelle für den Einsatz unter den gegebe-
nen Verhältnissen geeignet sind. Eine Literaturaus-
wertung und Analyse bereits entwickelter BMS
zeigte in [25], dass sowohl deterministische als
auch stochastische Ansätze für die Erhaltungspla-
nung von Brücken und Ingenieurbauwerken reali-
siert wurden.

Stochastische Aspekte werden dann in Modelle in-
tegriert, wenn das Auftreten von Schäden bzw.
Schadensentwicklungen in Form von Wahrschein-
lichkeitsverteilungen gehandhabt bzw. wenn der
Wechsel von Systemzuständen durch Wahrschein-
lichkeiten beschrieben werden kann.

Diese stochastischen Ansätze basieren auf Über-
gangswahrscheinlichkeiten für den Übergang von
einem Systemzustand in den anderen entweder als
Zeichen der Schadensentwicklung oder als Ergeb-
nis einer Erhaltungsmaßnahme mit Übergang eines
Bauteiles oder einer Bauteilgruppe in einen „bes-
seren” Systemzustand. Die Schadensentwicklung
sowie die Maßnahmewirkung werden als stochasti-
sche Prozesse, speziell als Markowscher Prozess,
betrachtet. Dabei hängt die bedingte Wahrschein-
lichkeit für das Eintreten eines Ereignisses zum
Zeitpunkt t nur vom Zustand des Systems im Zeit-
punkt t-1 ab, jedoch nicht von früheren Zuständen.
Die zusätzliche Annahme, dass der Prozess un-
empfindlich gegenüber Zeitverschiebungen ist,
sowie das Vorhandensein nur endlich vieler Sys-
temzustände ermöglichen es, den stochastischen
Prozess durch eine vereinfachte Darstellung in
Form einer Markowschen Kette zu beschreiben.

Um die entsprechenden Übergangswahrscheinlich-
keiten zu ermitteln, ist es erforderlich, dass eine hin-
reichende Anzahl von Objekten (Bauteilen, Bauteil-
gruppen, Bauwerke) in ihrem Verhalten beobachtet
werden kann und die Gesamtheit der Objekte hin-
reichend homogen ist, damit die Übergangswahr-
scheinlichkeiten für alle Objekte zutreffen. Über-
gangswahrscheinlichkeiten können auf stochasti-
schem Wege oder empirisch ermittelt werden.

Der Vergleich vorliegender stochastischer Ansätze
zur Ermittlung optimaler Erhaltungsstrategien mit
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den Zielen und Randbedingungen des konzipierten
BMS führte zu dem Schluss, dass determinis-
tischen Modellen für die Ermittlung der ökono-
mischen Wirkungen von Erhaltungsmaßnahmen
gegenüber stochastischen der Vorzug gegeben
wird:

· Bauwerke im Bundesfernstraßennetz sind stark
individualistisch geprägt, so dass die für die Er-
mittlung der Übergangswahrscheinlichkeit er-
forderliche Mindesthomogenität der Objekte
nicht gegeben ist.

· Der stochastische Modellansatz mit Hilfe Mar-
kowscher Ketten negiert unterschiedliche Scha-
densentwicklungen in Abhängigkeit vom techni-
schen Fortschritt bestimmter Konstruktionsty-
pen.

· Im Modellansatz mit Markowschen Ketten wird
die Bauwerkserhaltung als unendlicher Prozess
betrachtet. Demgegenüber kann bauteil- oder
baugruppenbezogen beispielsweise die Anzahl
von Instandsetzungen begrenzt sein.

· Stochastisch orientierte Managementsysteme
gehen bei der Optimierung der Erhaltungspla-
nung vom Prinzip „Top-Down” aus, indem von
der Gesamtheit der Bauwerke auf das Verhalten
des einzelnen Bauwerks geschlossen wird.
Demgegenüber ist das hier angestrebte BMS
stärker in umgekehrter Richtung angelegt („Bot-
tom-Up”).

· Der stochastische Modellansatz mit Markow-
schen Ketten ist „geschichtslos”; demgegen-
über kann beispielsweise der Schadensfort-
schritt bei Nichtstun von bisher ergriffenen Er-
haltungsmaßnahmen abhängig sein. Determi-
nistische Modelle ermöglichen eine stärkere
Berücksichtigung der bauwerksspezifischen 
Historie.

· Die Ermittlung der ökonomischen Wirkungen
von Erhaltungsmaßnahmen soll zu einem Be-
wertungsverfahren führen, das weitgehend
kompatibel zu den Verfahren der BVWP sowie
zu den EWS-97 sein soll, letztere sind beide de-
terministische Verfahren.

· Weiterhin wird angestrebt, dass das Bewer-
tungsverfahren des BMS kompatibel zu demje-
nigen des PMS ist. Auch das PMS basiert auf
deterministischer Modellierung.

Für das hier beschriebenen BMS wurden somit 
deterministische Verhaltensmodelle entwickelt.

Dabei sind zwei Gruppen von Modellen zu unter-
scheiden:

· Schädigungsmodelle geben ausgehend vom
aktuellen Zustand der Bauteile/Bauwerke das
zeitliche Fortschreiten von Schädigungen auf
der Grundlage von speziellen Mechanismen an.
Diese Modelle wurden auf phänomenologi-
schem Wege auf der Grundlage von bekannten
Schädigungsmechanismen entwickelt.

· Mit Hilfe von Nutzungsdauermodellen wird die
Zustandsentwicklung von Bauteilen aufgrund
von Erfahrungswerten ohne Berücksichtigung
spezieller Schädigungsmechanismen prognos-
tiziert. Diese Modelle wurden auf empirischem
Wege entwickelt.

3.3.2 Schädigungsmodelle

3.3.2.1 Allgemeines

Ziel des Forschungsvorhabens FE 15.297/1998/
HRB „Erarbeitung von Modellen zur Schadens-
und Zustandsentwicklung” [23] war die Bereitstel-
lung von Modellen für die relevanten Schädigungs-
mechanismen an Betonbauteilen zum Einsatz im
Rahmen des BMS. Dazu wurden in der Literatur
vorhandene Modelle analysiert und die für eine
weitere Bearbeitung im Rahmen des BMS geeigne-
ten ausgewählt.

Die Modelle wurden anschließend anhand von vor-
liegenden Messergebnissen kalibriert. Dabei zeigte
sich jedoch, dass in Bauwerksunterlagen verfügba-
re Messergebnisse nur eingeschränkt übertragbar
sind. Für die Weiterentwicklung der Modelle wird
empfohlen, Untersuchungen an Bauwerken mit
möglichst genau definierten Randbedingungen
und ausreichendem Umfang nachzuschalten. Ein
Verfahren zur Kalibrierung der Modelle wird in [24]
vorgeschlagen.

Im Vorhaben FE 15.319/1999/HRB „Ermittlung des
Eingreifzeitpunktes für Erhaltungsmaßnahmen an
Brücken und Ingenieurbauwerken” [24] wurde ein
Verfahren entwickelt, mit dem die phänomenologi-
schen und empirischen Modelle in Verhaltensmo-
delle für Prognosen der Zustandsentwicklung der
Bauteile überführt werden können.

3.3.2.2 Karbonatisierung

Einer der wesentlichen Schädigungsmechanismen
bei Betonbauteilen ist die Karbonatisierung des
Betons mit anschließender Korrosion der Beweh-
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rung. Karbonatisierung ist ein chemischer Vorgang,
bei dem das mit der Luft in den Zementstein ein-
diffundierende CO2 das Calciumhydroxid des Ze-
mentsteins zu Calciumkarbonat umwandelt. Dabei
sinkt der pH-Wert ab, wenn kein Calciumhydroxid
mehr nachgelöst werden kann. Sinkt der pH-Wert
auf unter 9, so wird die Passivierung des Beweh-
rungsstahles aufgelöst und es besteht kein ausrei-
chender Korrosionsschutz mehr. Zur Korrosion des
Bewehrungsstahles kommt es, wenn dann ausrei-
chend Feuchte und Sauerstoff an der Stahlober-
fläche vorliegen. Die Karbonatisierungstiefe wird im
Wesentlichen von den Umweltbedingungen, der
Betonfestigkeitsklasse, dem w/z-Wert, der Ze-
mentart sowie der Nachbehandlung beeinflusst.
Das Voranschreiten der Karbonatisierungsfront
kann in erster Näherung mit dem so genannten
Wurzel-t-Gesetz beschrieben werden.

Für die Bereitstellung eines auf Betonbauwerke im
Rahmen des BMS anwendbaren Schädigungsmo-
dells erfolgte eine Begrenzung der Einflussparame-
ter. Mit dem in [23, 24] vorgeschlagenen Karbona-
tisierungsmodell liegt für die netzweite Auswertung
ein praktikables Modell zur Abschätzung des
Schädigungsverlaufes an Betonbauwerken vor.
Dabei wird berücksichtigt, dass sich die Diffusions-
konstante in Abhängigkeit von der Karbonatisie-
rungstiefe und dem Betonalter ändert und dass
eine Diffusion von Ca(OH)2 aus dem Betoninneren
nach außen erfolgt, die der Karbonatisierung ent-
gegenwirkt.

Der Karbonatisierungsfortschritt in ungerissenen
Bereichen wird in Abhängigkeit von der Zeit nach
folgender Gleichung berechnet:

mit:

xc(t) : Karbonatisierungstiefe [cm]

DB: Diffusionskonstante [cm2/s]

c : CO2-Gehalt der Luft [g/cm3]

a: karbonatisierbare Substanz [g/cm3]

t : Zeit [s]

a = ca. 30 – 40 % vom Zementgewicht

Wenn keine zusätzlichen Angaben vorliegen, wer-
den die in Tabelle 1 genannten Mittelwerte in die
Berechnungsgleichung eingesetzt.

Für gerissene Bereiche an geschützten Bauteilen
im Freien (Widerlager, Stützen Überbauunterseiten
und Seitenflächen, Hohlkasteninnenseiten) werden
folgende Beziehungen vorgeschlagen.

Für ungeschützte Bauteile im Freien (Überbauober-
seiten, Kappen) gilt:

mit:

DR: Diffusionskonstante von CO2 im Riss [cm2/s]

w: Rissbreite [cm]

c: CO2-Konzentration in der Risstiefe y [g/cm3]

a: karbonatisierbare Substanz [g/cm3]

b: Rückkarbonatisierungskonstante

Wenn keine detaillierten Angaben vorliegen, wer-
den die in Tabelle 2 genannten Mittelwerte in die
Berechnungsgleichung eingesetzt.

3.3.2.3 Chlorideindringung

Der Fall Karbonatisierung mit anschließender Kor-
rosion des Bewehrungsstahles ist relevant für
Außenbauteile aus Stahlbeton, die keiner Chlorid-
belastung unterliegen. Chloride können, sofern sie
ungebunden im Beton vorliegen, ebenfalls die pas-
sivierende Deckschicht auf der Stahloberfläche
zerstören und so die Korrosion des Stahls einleiten,
sofern ausreichend Sauerstoff und Feuchtigkeit
vorliegen. Zur Korrosion kommt es, wenn ein kriti-
scher Chloridgehalt im Beton in Höhe der Beweh-
rungslage überschritten wird. Eine Angabe eines
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Tab. 1: Mittelwerte zur Berechnung des Karbonatisierungsfort-
schritts in ungerissenem Beton

Parameter Wert

1 Betonfestigkeit B 25 (B300)

2 Diffusionskonstante DB

alternativ: 2,5 ·10-4 cm2/s
B 35 1,0·10-4 cm2/s
B 45 0,9·10-4 cm2/s
B 55 0,6·10-4 cm2/s

3 Karbonatisierbare Substanz a 0,126 g/cm3

4 CO2-Gehalt der Luft c 0,8*10-6 g/cm3



allgemein als kritisch anzusehenden Chloridgehal-
tes ist nicht ohne weiteres möglich.

Die Chloride gelangen durch Diffusion über das
Porensystem oder durch Risse in den Beton. Die
Eindringtiefe – und damit die Schädlichkeit für die
Bewehrung – hängt maßgeblich von den Umwelt-
bedingungen, dem w/z-Wert und der Nachbehand-
lung ab. Der grundlegende Mechanismus der Chlo-
rideindringung wird in erster Näherung ebenfalls
über das Wurzel-t-Gesetz beschrieben, das in an-
derer Form auch als Schädigungsmodell für die
Einbindung im BMS vorgeschlagen wird. Es variiert
lediglich der Chloridwanderungskoeffizient, mit
dem die Geschwindigkeit des Eindringens einer
bestimmten Chloridkonzentration in den Beton be-
schrieben wird.

Die Chlorideindringung wird nach folgender Glei-
chung berechnet:

mit:

xCl (t): Eindringtiefe für eine konstante Chlorid-
konzentration [cm]

Dw: Wanderungskoeffizient, abhängig von Be-
tongüte (w/z-Wert) und Art der Beaufschla-
gung [cm2/s]

t : Dauer der Beaufschlagung [s]

Wenn keine detaillierten Angaben vorliegen, wer-
den Mittelwerte nach Tabellen 3 und 4 in Gleichung
(4) eingesetzt. 

Dabei wird Folgendes festgelegt:

· Chloridgehalt in % bezogen auf das Zementge-
wicht [M %],

· WTZ-Wechseltauchzone, Beanspruchung von
horizontal liegenden Flächen und spritzwasser-
beaufschlagten Stützen und Widerlagern (Bau-
teilgruppe I),

· Bauteilgruppe I (stark chloridbeanspruchte
Bauteile), Stützen und Widerlagerwände mit un-
mittelbarer Beaufschlagung mit taumittelhalti-
gem Spritzwasser (parallel zur Fahrbahn, bis ca.
0,5 - 1 m über FOK), direkt befahrene, horizon-
tal liegende Brückenbereiche bzw. angrenzende
Bauteile (z. B. Kappen, Fahrbahnplatten unter
nicht funktionsfähiger Abdichtung),

· Bauteilgruppe II (wenig/keine direkte Chloridbe-
anspruchung), Stützen und Widerlagerwände
parallel zur Fahrbahn, oberhalb 1,5 m über FOK,
Überbauuntersichten und Seitenflächen, Hohl-
kasteninnenseiten.

3.3.2.4 Korrosion

Fortschreitende Karbonatisierung und ein kritischer
Chloridgehalt bewirken in der Regel einen Verlust
des alkalischen Milieus und somit eine Depassivie-
rung der Oberfläche des Bewehrungsstahles. Als
Folge kommt es bei ausreichendem Sauerstoff-
und Feuchtegehalt vorwiegend zu einem gleichför-
migen Korrosionsabtrag mit relativ geringen Ab-
tragsraten. Erfolgt eine lokale Aufhebung der
Schutzschicht durch Eindringen von Chloridionen,
so ist häufig eine örtliche starke Korrosion die
Folge. Beide Mechanismen ziehen aufgrund von
Volumenvergrößerungen infolge der entstehenden
Korrosionsprodukte Betonabplatzungen nach sich.

Die Angabe einer Reduzierung des Bewehrungs-
stahldurchmessers aufgrund von Korrosionsvor-
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Tab. 2: Mittelwerte zur Berechnung des Karbonatisierungsfort-
schritts in gerissenem Beton

Parameter Mittelwert

1 Betonfestigkeit B 25 (B300)

2 Diffusionskonstante DB siehe oben

3 Diffusionskonstante von CO2
im Riss DR 0,14 cm2/m

4 Karbonatisierbare Substanz a 0,126 g/cm3

5 Rissbreite w nach Messung

6 CO2-Konzentration in der 
Risstiefe y (≈ CO2-Gehalt der 
Luft) c 0,8*10-6 g/cm3

7 Rückkarbonatisierungs-
konstante b 1,2*10-10 g/cm2/s

Tab. 3: Mittelwerte zur Berechnung der Chlorideindringung

Parameter Mittelwert

1 w/z-Wert 0,5

2 Chloridwanderungskoeffizient Dw siehe Tabelle 4

Tab. 4: Chloridwanderungskoeffizient Dw

Betongüte Bauteilgruppe Chloridwanderungs-
koeffizient Dw

B 35 Bauteilgruppe I,  
1 M % - Z, Mittelwert 1,82*10-8 cm2/s

Bauteilgruppe I, 
1 M % - Z, 

70 % - Fraktile 2,57*10-8 cm2/s

Bauteilgruppe II, 
0,4 M % - Z, 

70 % - Fraktile 7,4*10-9 cm2/s



gängen ist schwierig. Korrosionsraten variieren in
Abhängigkeit von den Feuchte- und Temperatur-
verhältnissen. Bei gerissenen Stahlbetonbauteilen,
zu denen chloridhaltige Wässer keinen Zutritt
haben, wird in der Regel ein gleichartiges Korrosi-
onsverhalten vorausgesetzt.

In [24] wird ein Modell zur Beschreibung des Stahl-
abtrags durch fortschreitende Korrosion einge-
führt. Dieses nutzt Korrosionsgeschwindigkeiten
und simuliert so den Oberflächenabtrag des Stahls.
Unter Ansatz eines linearen Korrosionsabtrags
kann folgende Gleichung verwendet werden:

mit:

a(t): Stahlabtrag [µm]

A : Abtragsrate [µm/Jahr] gemäß Tabelle 5

t : Zeit [Jahre]

3.3.2.5 Frost-Tau-Schädigung

Die Zerstörung des Betons durch Frost-Tau-Abtrag
ist in erster Linie auf die Volumenvergrößerung
beim Gefrieren des Wassers und den dadurch ent-
stehenden Sprengdruck zurückzuführen. Die 
daraus entstehenden Schäden sind von zahlrei-
chen Faktoren, wie zum Beispiel der Dichtheit des
Betongefüges, dem Abstand der Luftporen, dem
Wassergehalt des Betons und der Anzahl der
Frost-Tau-Wechsel abhängig. In [23] wird ein Mo-
dell zur Berechnung des Frost-Tau-Abtrags ange-
geben, wobei verschiedene Randbedingungen
berücksichtigt werden können. Eine Anwendung
im Rahmen des BMS wird jedoch nicht empfohlen,
da erhöhter Kalibrierungsbedarf gesehen wird, um
eine Übertragbarkeit sicherzustellen.

3.3.2.6 Alkali-Kieselsäure-Reaktion

Für die Alkali-Kieselsäure-Reaktion wird ebenfalls
kein zeitabhängiges Schädigungsmodell angege-

ben, da nur umfangreiche Untersuchungen des am
jeweiligen Bauwerk verwendeten Betons Auf-
schluss über die Wahrscheinlichkeit einer mit die-
ser Reaktion in Zusammenhang stehenden Schädi-
gung geben können. Es wird daher vorgeschlagen,
die Bewertung des Schädigungspotenzials im Rah-
men einer objektbezogenen Schadensanalyse vor-
zunehmen und gegebenenfalls erforderliche Maß-
nahmen im BMS zu setzen.

3.3.2.7 Ermüdung

Eine wiederholt aufgebrachte Belastung kann auch
zum Versagen führen, wenn die Beanspruchung
unter der statischen Beanspruchbarkeit liegt. Sol-
che Fälle werden als Ermüdungsversagen bezeich-
net. Die Reduktion der aufnehmbaren Belastung
hängt von unterschiedlichen Faktoren ab, z. B. An-
zahl der Lastwechsel, Höhe der Spannungsände-
rungen, Niveau der Mittelspannungen, der kons-
truktiven Durchbildung und den Eigenschaften des
Werkstoffes.

Die Berechnung des Grenzzustandes der Ermü-
dung wird üblicherweise über die Berechnung
eines Schadens geführt, den der betrachtete Werk-
stoff unter wiederholter Belastung erleidet. Dabei
wird von der Annahme ausgegangen, dass jede
Spannungsänderung eine Schädigung des Werk-
stoffes hervorruft. Die Spannungsänderungen wer-
den im Wesentlichen durch die wechselnden Ver-
kehrslasten hervorgerufen. Verfahren zur Ermittlung
der Schädigungen sind in [13] zusammengestellt.

Eine netzbezogene Prognose der Ermüdungspro-
blematik bei Brückenbauwerken des Bundesfern-
straßennetzes erscheint aufgrund der Vielzahl der
Einflussfaktoren und Komplexität des Berech-
nungsverfahrens im Rahmen des BMS als derzeit
noch nicht realisierbar. Weitere Überlegungen wer-
den in einem Folgevorhaben durchgeführt [29].

3.3.2.8 Überführung der phänomenologischen
Modelle in Schädigungsmodelle des
BMS

Die mit Hilfe der oben aufgeführten Modelle ermit-
telten Werte der Karbonatisierung, Chlorideindrin-
gung und des Korrosionsfortschrittes sind in einer
Form darzustellen, dass nachgeschaltete Bewer-
tungsverfahren eine einheitliche Vergleichsbasis
haben. Dies erfolgt im BMS mit Hilfe der Zustands-
zahl, die sich aus der Bewertung der Einzelschä-
den im Rahmen der Bauwerksprüfung ergibt. Der
Algorithmus zur Berechnung der Zustandszahl ist
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Tab. 5: Abtragsrate A für den Korrosionsabtrag des Stahls im
Beton

im Beton bei Vorhan- karbonatisierter karbonatisierter 
densein von Chloriden Beton Beton + Chloride

Cl = 0,5 M %-Z: c ≤ 2cm: Cl = 0,5 M %-Z:
0,01 mm/Jahr 60 µm/Jahr - 0,10 mm/Jahr 

Cl = 2,0 M %-Z: 2 cm< c ≤ 4cm: Cl = 2,0 M %-Z:
0,05 mm/Jahr 20 mm/Jahr - 0,15 mm/Jahr 

c > 4 cm: 
3 mm/Jahr 



in [9] beschrieben. Darin ist jeder mögliche Bewer-
tungskombination der Einzelschäden nach Standsi-
cherheit (S), Verkehrssicherheit (V) und Dauerhaftig-
keit (D) eine definierte Zustandszahl zugeordnet.

Eine Grundlage für die Zuordnung der Schädi-
gungsmodelle zu Zustandszahlen bietet der Scha-
denskatalog, der in der RI-EBW-PRÜF für eine ein-
heitliche Bewertung gleichartiger Schäden aufge-
stellt wurde. Hierin sind für häufig vorkommende
Schadensbilder Musterbewertungen nach S, V und
D vorgenommen worden. Weitere Eckwerte wur-
den in [24] ergänzt (siehe Tabelle 6).

Mit Hilfe dieser Angaben und der Festlegungen der
RI-EBW-PRÜF lassen sich aus den oben beschrie-
benen Modellen die Verhaltensmodelle bezüglich
der Zustandsänderung ableiten. Ein Beispiel ist in
den Bilden 16 und 17 dargestellt. Dabei wird für
einen B 25 unter Berücksichtigung von Gl. (1) der
Karbonatisierungsfortschritt ermittelt. Unter der
Voraussetzung einer vorgegebenen Betondeckung
ergibt sich der frühestmögliche Ausgangszeitpunkt
für die Stahlkorrosion, deren Fortschritt nach Gl. (5)
berechnet wird (siehe Bild 16). Durch Überführung
der auftretenden Schadensbilder in Zustandszah-
len ergibt sich die Entwicklung des Zustands die-
ses Bauteils (Basiszustandszahl entspricht der Zu-
standszahl für den Einzelschaden nach [9]) in Ab-
hängigkeit von der Zeit (siehe Bild 17).

3.3.3 Nutzungsdauermodelle

Anders als bei den oben beschriebenen Schädi-
gungsmodellen lassen sich für die so genannten
Verschleißbauteile keine eindeutigen Schadensme-
chanismen, die zur Bewertung der Bauteile heran-
gezogen werden könnten, fassen. Als Verschleiß-
bauteile werden die Bauteilgruppen nach ASB mit
Ausnahme des Überbaus und des Unterbaus, also
Übergangskonstruktionen, Lager, Korrosions-
schutzsysteme, Beläge, Kappen und Geländer
usw., zusammengefasst.

Für diese Bauteile werden empirisch ermittelte
durchschnittliche Nutzungsdauern angegeben, mit
deren Hilfe netzweite Prognosen vorgenommen
werden können. Aus diesen Nutzungsdauern las-
sen sich deterministische lineare Nutzungsdauer-
modelle ableiten, um, entsprechend der Vorge-
hensweise bei den Schädigungsmodellen, den Zu-
stand der Bauteile in Abhängigkeit von der Zeit be-
werten zu können.

In [23] wurden Nutzungsdauern aus der Literatur,
aus Interviews und schriftlichen Umfragen ermit-
telt, die anschließend in [24] zu Modellen fortge-
schrieben wurden (siehe Tabelle 7). Die Nutzungs-
dauern werden derzeit in einem Folgevorhaben ve-
rifiziert [29]. Fehlende Angaben werden ergänzt.
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Tab. 6: Übersicht über die neu eingeführten Schadensbewer-
tungen

Schadensbeschreibung Schadensbe- Zustandszahl für 
wertung S/V/D Einzelschaden

Karbonatisierungsfront 
beträgt 2/3 der Beton-
deckung 0/0/2 1,8

Karbonatisierungsfront an 
Tragbewehrung 0/0/3 2,5

Abplatzungen im Bereich 
korrodierter Tragbeweh-
rung an der Überbauun-
terseite; fortgeschrittene 
Querschnittsminderung 
(entspricht 20 % Verlust) 3/0/3 3,3

Chloridfront (> 0,4 M %-Z)
reicht zu 2/3 der Beton-
deckung an Bewehrungs-
front heran 0/0/2 1,8

Chloridfront (> 0,4 M %-Z) 
reicht an Tragbewehrung 
heran 0/0/3 2,5

Bild 16: Karbonatisierung und Stahlkorrosion in Abhängigkeit
von der Zeit

Bild 17: Zustand des Bauteils in Abhängigkeit von der Zeit (Alter
in Jahren)



Unter der stark vereinfachenden Annahme einer li-
nearen Zustandsentwicklung der Verschleißbautei-
le lassen sich aus den Angaben der obigen Tabelle
Diagramme einer „idealisierten Zustandsentwick-
lung” ableiten. In Bild 18 ist hierfür ein Beispiel dar-
gestellt. Der Bericht zu [24] enthält die vollständi-
gen Beziehungen.

Wird im Rahmen der Bauwerksprüfung bei einem
Bauteilalter t ein Schaden mit einer Zustandbewer-
tung ungleich der idealisierten Verhältnisse erfasst
(was wohl die Regel ist), so ist das lineare Nut-
zungsdauermodell dieses Bauteils entsprechend
der Bewertung durch Drehung um den Ursprung
des Koordinatensystems anzupassen. Solange
kein Schaden vorliegt, gilt das Modell „mittlere Ver-
hältnisse”, sofern keine anderen Angaben vom Be-

arbeiter aufgrund von zusätzlichen Erkenntnissen
gemacht werden. Der Bearbeiter hat die Möglich-
keit, „zwischen mittleren Verhältnissen”, „guten
Verhältnissen (Max)” und „schlechten Verhältnissen
(Min)” zu variieren.

3.3.4 Verhalten nach erfolgter Erhaltungsmaß-
nahme

Grundsätzlich kann bei der Wahl der Erhaltungs-
maßnahmen zwischen drei Varianten unterschie-
den werden:

· Erneuerung des kompletten Bauteils,

· Austausch einzelner Teile der Bauteile oder In-
standsetzung oder

· Nichtstun, d. h. Durchführen einer Maßnahme
erst dann, wenn sich der Zustand so weit ver-
schlechtert hat, dass die Standsicherheit
und/oder die Verkehrssicherheit nicht mehr ge-
geben ist.

Die aus den unterschiedlichen Maßnahmevarianten
resultierenden Folgen für die Bestimmung der
Restnutzungsdauer können wie folgt angegeben
werden:

· Für den Fall der Erneuerung des kompletten
Bauteils steht ab der Erneuerungsmaßnahme
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Tab. 7: Auswertung der Umfrage zu Nutzungsdauern in Jahren für Verschleißteile

Hauptbauteil Bauteilart Nutzungsdauer Nutzungsdauer Nutzungsdauer 
Minimum durchschnittlich Maximum

Korrosionsschutzbeschichtungen Vollerneuerung (wird ergänzt) 20-35 (wird ergänzt)

Teilerneuerung (wird ergänzt) 20-25 (wird ergänzt)

Fahrbahnübergangskonstruktion Lamellen-FÜK 10 25 40

Schleppblech-FÜK (wird ergänzt) 30 40

Fingerkonstruktion (wird ergänzt) 25 40

Asphaltfugen 5 20 30

Rollverschlusskonstruktion (wird ergänzt) 25 30

Fahrbahnbelag und Abdichtung Gussasphalt 2 15 30

Dichtungsschicht 15 20 30

Entwässerung Stahlguss 10 35 50

Edelstahl (wird ergänzt) (wird ergänzt) 50

(Kunststoff) (wird ergänzt) 25 40

Kappen Beton 5 25 40

Stahl (wird ergänzt) 25 100

Lager Rollenlager (Baustahl) 15 40 80

Elastomerlager 25 40 80

Topflager 15 25 40

Kalottenlager 15 25 40

Geländer Stahl feuerverzinkt (wird ergänzt) (wird ergänzt) 50

Stahl unverzinkt (wird ergänzt) (wird ergänzt) 25

Bild 18: Idealisierte Entwicklung der Basiszustandszahl am Bei-
spiel Verformungslager



wieder eine komplette mittlere Nutzungsdauer
des jeweiligen Bauteils zur Verfügung.

· Werden lediglich einzelne Bestandteile der je-
weiligen Verschleißbauteile erneuert oder erfolgt
eine Instandsetzung, so sind folgende Fälle
denkbar:

- Der Zeitpunkt des ersten Auftretens eines
Teilschadens mit der Folge der Bewertung
des Bauteils mit einer bestimmten Zustands-
zahl kann bei Verschleißbauteilen als Indiz
dafür gewertet werden, dass es sich um ein
Bauteil minderer, mittlerer oder guter Qua-
lität handelt, mit der Folge der Anpassung an
die minimale, mittlere oder maximale Nut-
zungsdauer. Die Restnutzungsdauer ergibt
sich dann jeweils als Differenz zwischen der
so bestimmten Gesamtnutzungsdauer x
gemäß Tabelle 7 unter Berücksichtigung der
Einstufung des Bauteils und dem Alter t bei
Schadensfeststellung (siehe Bild 19).

- Das Auftreten eines Schadens steht nicht in
Zusammenhang mit der Qualität des Bautei-
les und hat somit keine Auswirkung auf die
Gesamtnutzungsdauer.

- Die Prognose der Restnutzungsdauer wird
wesentlich davon beeinflusst, ob die Ursa-
che des Schadens beseitigt wurde. Diese
Angabe wird vom Bearbeiter nach durchge-
führter Instandsetzung in das BMS eingege-
ben. Danach ist von einer Fortsetzung der
mittleren Nutzungsdauer auszugehen oder
von einer entsprechend der Feststellung des
Bearbeiters angepassten Restnutzungsdau-
er. In jedem Falle sollte der Bearbeiter die
Möglichkeit erhalten, in die Prognose der
Restnutzungsdauer direkt einzugreifen.
Somit kann eine für die objektbezogene Be-
trachtungsweise wichtige Ergänzung der
Eingangsparameter der Modelle erreicht
werden.

· Im Fall „Nichts-tun” entspricht die Restnut-
zungsdauer des Bauteils dem Eingreifintervall
für die Beseitigung des Schadens gemäß Maß-
nahmenkatalog (siehe Bild 20 und Kapitel
3.4.2).

Ein wesentlicher Baustein dieser Modelle ist der
Rücksetzwert im Verhaltensmodell nach Durch-
führung einer Erhaltungsmaßnahme. Rücksetzwer-
te sind im Maßnahmenkatalog definiert (siehe Ka-
pitel 3.1 und [17])

3.4 Erhaltungsstrategien

3.4.1 Allgemeines

Das Grundprinzip der Bauwerkserhaltung ist da-
durch gekennzeichnet, dass ein Bauwerk innerhalb
eines vorgegebenen Nutzungszeitraumes die An-
forderungen an Standsicherheit, Verkehrssicherheit
und Dauerhaftigkeit zu erfüllen hat. Mit welcher
Strategie die bauliche Erhaltung durchgeführt wird,
hängt von den jeweiligen Randbedingungen ab.
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Bild 19: Auswirkung der Maßnahmevariante „Teilerneuerung”
auf die Restnutzungsdauer von Verschleißbauteilen

Bild 20: Auswirkung der Maßnahmevarianten „Nichtstun” bzw.
„Vollerneuerung” auf die Restnutzungsdauer von Ver-
schleißbauteilen (ti – t0)



Maßnahmen der baulichen Unterhaltung unterlie-
gen im geplanten BMS nicht dem betrachteten Be-
reich der Optimierung der Maßnahmenwahl zu un-
terschiedlichen Zeitpunkten innerhalb des Eingreif-
intervalles (Zustandszahl zwischen dem Warn- und
Schwellenwert). Die Durchführung der baulichen
Unterhaltung wird vorausgesetzt. Daneben sind
unterschiedliche Erhaltungsstrategien denkbar
(siehe Bild 21):

· regelmäßige Durchführung kleinerer Instandset-
zungsmaßnahmen, die das jeweilige Bauwerk
auf einem annähernd konstanten Zustands-
niveau halten,

· seltene Durchführung großer Instandsetzungs-
maßnahmen, bei denen der Bauwerkszustand
um einen großen Betrag angehoben wird,

· Kombination der o. g. Strategien,

· Verzicht auf Maßnahmen bis zur Erneuerung
des Bauteils/Bauwerks (nur theoretisch mög-
lich, aufgrund der Ziele der Bauwerkserhaltung
(siehe Kapitel 2) nicht sinnvoll).

Zur Frage der Strategie zählt vor allem der The-
menbereich der Maßnahmenbündelung. Bereits
heute in der Praxis angewandt wird die Bündelung
von mehreren Maßnahmen an einem Objekt. Diese
bringt vor allem an Bauwerken Vorteile, die Ver-
kehrswege höherer Ordnung berühren. Die Ver-
kehrslenkung stellt hier einen erheblichen Kosten-
faktor dar, der bei Vermeidung mehrfacher Ver-
kehrslenkungsmaßnahmen erhebliches Ersparnis-
potenzial birgt. Da die Gesamtdauer der gebündel-
ten Maßnahmen in der Regel geringer ist als die
Summe der Dauer der Einzelmaßnahmen, ergibt
sich bei der Bündelung von Maßnahmen zudem im
Regelfall eine Zeitersparnis, die sich vor allem in
den Nutzerkosten widerspiegelt.

Vorraussetzung für die Bündelung von Maßnahmen
ist die Möglichkeit, eine Maßnahme nicht zu einem
bestimmten Zeitpunkt durchführen zu müssen,
sondern ein gewisses Zeitintervall zur Verfügung zu
haben. Die Grundlage hierzu liefert [24], worin die-
ses Zeitintervall auf Basis von Schädigungsmodel-
len und Erfahrungswerten ermittelt wird.

Die detaillierte Beschreibung von Strategien, die
ihren Schwerpunkt in der technischen Auseinan-
dersetzung mit den Bauwerken haben, liefert die
Vorgaben für die „Ökonomischen Module”, die eine
objektbezogene bzw. netzweite Reihung ermögli-
chen; Näheres hierzu siehe Kapitel 4.

3.4.2 Eingreifzeitpunkt und Eingreifintervall

Zur Ermittlung der Eingreifzeitpunkte bzw. Eingreif-
intervalle wurden in [24] Warn- und Schwellenwer-
te für die Einleitung von Erhaltungsmaßnahmen de-
finiert. Mit der Betrachtung dieser zustandsbezo-
genen Werte ergibt sich jeweils für die Beseitigung
eines Einzelschadens bzw. die Verbesserung eines
Bauteil- oder Bauwerkszustandes ein Eingreifinter-
vall, das von den speziellen Gegebenheiten des je-
weiligen Bauwerkes abhängt. Das Eingreifintervall
kennzeichnet den Zeitraum, in dem Maßnahmen
zur Beseitigung eines Schadens technisch sinnvoll
durchgeführt werden können. Es lassen sich hin-
sichtlich des Eingreifintervalles zwei Fälle unter-
scheiden:

· Eingreifintervall für die Beseitigung eines Scha-
dens und

· Eingreifintervall für die Durchführung einer be-
stimmten Maßnahme.

Das Eingreifintervall für die Beseitigung eines be-
stimmten Schadens ergibt sich unmittelbar aus der
Schadensbewertung im Rahmen der Bauwerks-
prüfung und der daraus abgeleiteten Dringlichkeit
der Einleitung einer Maßnahme; diese leitet sich
aus Angaben der RI-EBW-PRÜF ab. Für diese Ein-
greifintervalle wurden zeitliche Annahmen getrof-
fen, die u. a. im Modell für die Variante „Nichts-tun”
(siehe Bild 20) berücksichtigt werden müssen.

· s sofort – bei einer Basiszustandszahl
>3,4;

· u umgehend – bei einer Basiszustandszahl
von 3,0-3,4;
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Bild 21: Zustandsentwicklung und Erhaltungsstrategien



· kf (< 2 Jahre) kurzfristig – bei einer Basiszu-
standszahl von 2,5-2,9;

· mf (= 6 Jahre) mittelfristig – bei einer Basiszu-
standszahl von 1,8-2,4;

· lf (> 6 Jahre) langfristig – bei einer Basiszu-
standszahl < 1,8.

Der Warnwert kennzeichnet den Zustand des Bau-
teils/Bauwerkes, ab dem ein Eingreifen in Form
einer Instandsetzungsmaßnahme technisch sinn-
voll ist. Als Warnwert wird eine Basiszustandszahl
von 1,8 festgelegt. Bis zu einer Basiszustandszahl
von 1,8 wird somit durch das BMS keine eigentli-
che Maßnahme vorgeschlagen. Notwendige klei-
nere Maßnahmen werden im Rahmen der laufen-
den Unterhaltung durchgeführt. Schäden mit einer
Basiszustandszahl unterhalb des Warnwertes wer-
den demzufolge innerhalb des Maßnahmenkatalo-
ges keine Maßnahmevarianten zugeordnet (siehe
Kapitel 3.1.5).

Der Schwellenwert kennzeichnet den Zustand, bei
dessen Überschreiten der Zustand des Bau-
teils/Bauwerks gemäß RI-EBW-PRÜF umgehend
angehoben werden muss. Bei dieser Definition des
Schwellenwertes handelt es sich um einen zu-
standsbezogenen Schwellenwert. Dieser Schwel-
lenwert kennzeichnet einen Zustand des Bau-
teils/Bauwerks, der eine kurzfristige bzw. sofortige
Maßnahme zur Wiederherstellung der Standsicher-
heit, Verkehrssicherheit und/oder Dauerhaftigkeit
erfordert. Der Umfang einer Maßnahme ist aus der
Basiszustandszahl allein jedoch nicht erkennbar.
Der Schwellenwert wird auf eine Basiszustandszahl
von 3,4 festgelegt.

Innerhalb des im BMS integrierten Maßnahmenka-
taloges werden für alle Schäden, deren Basiszu-
standszahl im Bereich zwischen 1,8 und 3,4 liegt,
Maßnahmevarianten mit Angabe ihrer Wirksamkeit
in Form von Rücksetzwerten angegeben.

Diese Maßnahmevarianten unterscheiden sich
auch hinsichtlich der Zeit, in der sie zur Beseitigung
eines bestimmten Schadens eingesetzt werden
können. Der späteste Zeitpunkt für die Durch-
führung einer bestimmten Maßnahme kann in die-
sem Zusammenhang auch als maßnahmenbezo-
gener Schwellenwert bezeichnet werden.

Sollte z. B. eine Betonbeschichtung bei erfolgter
Karbonatisierung bis zur Bewehrung nicht mehr
zielführend anwendbar sein, ein Aufbringen von
Betonersatz aber noch möglich und technisch

sinnvoll sein, ist das BMS in der Lage, dies zu er-
kennen. Die Unterschiede in der Betrachtung der
Eingreifintervalle werden in Bild 22 verdeutlicht.

Zum Zeitpunkt t0 der Schadensfeststellung werden
mit Hilfe des Maßnahmenkatalogs alle technisch
sinnvollen Maßnahmevarianten für den vorliegen-
den Schaden identifiziert. Dies ist in dem obigen
Bild die Variante 1. Ebenfalls kann ab diesem Zeit-
punkt die Maßnahmevariante „Erneuerung” durch-
geführt werden, deren Eingreifintervall bis zum Er-
reichen des zustandsbezogenen Schwellenwertes
reicht.

Wird innerhalb des durch die Schadensbewertung
vorgegebenen Zeitraumes keine Erhaltungsmaß-
nahme durchgeführt, so verschlechtert sich der Zu-
stand des betroffenen Bauteils. Dies kann mit Hilfe
der o. g. Verhaltensmodelle prognostiziert werden.
Dadurch erfolgt der Anstoß weiterer Schäden, die
wiederum mit Maßnahmevarianten i behoben wer-
den können. Die in Bild 22 dargestellten Zeiträume
für die Möglichkeit der Anwendung der Maßnah-
mevarianten bilden die maßnahmenbezogenen
Eingreifintervalle. Detaillierte Angaben sind [19] zu
entnehmen.

Für Maßnahmen, die aufgrund strategischer Über-
legungen mit anderen zusammengefasst werden
sollen, ist die Betrachtung des oben aufgeführten
und nach RI-EBW-PRÜF definierten schadensbe-
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Bild 22: Maßnahmenbezogene Eingreifintervalle, dargestellt
über den Zustandsverlauf (schematisch)



zogenen Eingreifintervalls erforderlich, um die
Möglichkeit des Vorziehens und Schiebens der
Maßnahmen zu überprüfen.

3.4.3 Einflussparameter

3.4.3.1 Restnutzungsdauer

Die Betrachtung der geplanten Restnutzungsdauer
eines Bauwerks geht jeder strategischen Betrach-
tung und Maßnahmenwahl voraus. Wird die Rest-
nutzungsdauer durch äußere Einflüsse eindeutig
festgelegt, können alle Schäden, deren durch die
Schadensbewertung festgelegter Eingreifzeitraum
über die Restnutzungsdauer hinausgeht, bei der
weiteren Betrachtung vernachlässigt werden.

Wird die Restnutzungsdauer nicht von äußeren
Einflüssen eindeutig festgelegt, ergibt sie sich als
dynamische Größe aus der ökonomischen Bewer-
tung. Ergibt sich die Errichtung eines Ersatzbau-
werks als volkswirtschaftlich günstigste Alternati-
ve, ist die wirtschaftliche Nutzungsdauer des Bau-
werkes erreicht.

3.4.3.2 Technische Daten des Bauwerks

Die im Hinblick auf die Strategiewahl relevanten
technischen Parameter eines Bauwerks betreffen
hauptsächlich Mindestanforderungen bezüglich
Brückenklasse und Querschnitt. Sind diese nicht
erfüllt, ist auf umfangreichere Erhaltungsmaßnah-
men zu verzichten; es sollten nur Schäden, die un-
mittelbaren Einfluss auf die Verkehrs- und Standsi-
cherheit haben, berücksichtigt werden. Damit wird
das Ziel verfolgt, innerhalb der Strecke mit einheit-
lichen Brückenklassen bzw. Querschnittsgeometri-
en zu arbeiten und somit Engpässe zu vermeiden.
Die Festlegung dieser Mindestanforderungen er-
folgt durch eine Vorgabe des Baulastträgers.

3.4.3.3 Nutzungseinschränkungen

Hierbei ist zu unterscheiden zwischen dauerhaften
und temporären Nutzungseinschränkungen. Unter
dauerhaft ist die Einschränkung der Nutzung durch
Beschränkungen der Geschwindigkeit oder Belas-
tung zu verstehen. Temporäre Nutzungseinschrän-
kungen sind Behinderungen des Verkehrs vor
und/oder während der Durchführung von Maßnah-
men. Beide Arten der Nutzungseinschränkung
haben durch Umwege, Stauzeiten etc. Auswirkung
auf die volkswirtschaftliche Bewertung. Darüber
hinaus können die Nutzungseinschränkungen und
ihre Auswirkungen jedoch auch im Hinblick auf die
Strategieausrichtung berücksichtigt werden.

3.4.3.4 Vorgaben und Einflussnahme des Bau-
lastträgers

Grundsätzlich ist vom Baulastträger die Vorga-
be der Grundausrichtung der Instandsetzungs-
strategien erforderlich. Hierzu gehört die Vorga-
be von Zielen für die Optimierungsaufgaben im
BMS. Darüber hinaus sind Vorgaben des Baulast-
trägers denkbar hinsichtlich der Wichtung und
Berücksichtigung der oben genannten Einflusspa-
rameter sowohl im Hinblick auf monetäre Auswir-
kungen als auch hinsichtlich ihrer nicht wirtschaft-
lichen Auswirkungen bei der strategischen Be-
trachtung.

Bei einigen Einflussparametern sind detaillierte An-
gaben des Baulastträgers erforderlich. So sind bei
den technischen Daten des Bauwerks Mindestan-
forderungen zu definieren und es ist festzulegen,
wie mit Bauwerken verfahren werden soll, die diese
nicht erfüllen. Das Gleiche gilt für maximal mögliche
Zustandswerte (Schwellenwert des Zustands = 3,4)
bzw. angestrebte Zustandsverteilungen im Netz.

3.4.3.5 Erfahrungen der Länderverwaltungen

In vielen Länderverwaltungen werden definierte In-
standsetzungsstrategien angewandt. Um diese be-
währten Vorgehensweisen zu identifizieren und die
Erfahrungen zu nutzen, wurden in [20] Befragungen
von Länderverwaltungen durchgeführt. Die bisher
beschriebenen Einflussparameter spiegeln sich
hierin teilweise wider.

Die Kombination bzw. Bündelung von Maßnahmen
ist bereits heute eine weit verbreitete Strategie bei
der Durchführung von Instandsetzungsmaßnah-
men. Ein Hauptaspekt, der dabei berücksichtigt
wird, ist die Minimierung der Verkehrsbehinderung.
Ein weiterer Einflussparameter, der bereits in der
Praxis Berücksichtigung findet, ist die Restnut-
zungsdauer.

3.4.4 Formulierung der Strategien

3.4.4.1 Allgemeines

Basierend auf den Einflussparametern, den Erfah-
rungen der Länderverwaltungen und Sichtung der
relevanten Literatur wurden verschiedene denkba-
re Ansätze zur Verfolgung unterschiedlicher Strate-
gien entwickelt. Einige der Strategien können dabei
untereinander kombiniert werden, indem die ent-
sprechenden Abläufe nacheinander durchgeführt
werden.
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3.4.4.2 Restnutzungsdauer und Mindestanfor-
derungen

Für die Nutzung im BMS wird indirekt eine definier-
te Restnutzungsdauer in Form der für die jeweili-
gen Bauteile definierten Verhaltensmodelle festge-
schrieben.

Darüber hinaus sollte die Überprüfung von Min-
destanforderungen erfolgen. Sind diese nicht er-
füllt, sollten nur noch die zur Aufrechterhaltung der
Verkehrs- und Standsicherheit erforderlichen Maß-
nahmen eingeplant werden, soweit nicht objektbe-
zogene Vorgaben (z. B. Denkmalschutz, akzeptable
Nutzereinschränkungen) eine weitere Nutzung vor-
sehen.

3.4.4.3 Identifizierung von Schadensbildern
und Maßnahmenpaketen

Grundsätzliches Ziel einer Instandsetzungsmaß-
nahme sollte die Behebung der eigentlichen Scha-
densursache sein. Nach DIN 1076 werden jedoch
nur einzelne Schadenssymptome festgestellt. Wer-
den diesen nun einzeln entsprechende Maßnah-
men aus dem Maßnahmenkatalog zugeordnet, ist
denkbar, dass im Rahmen der Optimierungsaufga-
be ein Paket von Maßnahmen, das zur Instandset-
zung eines ursächlichen Schadens und seiner Fol-
geschäden geeignet ist, geteilt wird und dabei nur
die Folgeschäden, nicht aber der ursächliche
Schaden behoben wird.

Es ist also sicherzustellen, dass für jeden ermittel-
ten Schaden die Schadensursache identifiziert wird
und kein Folgeschaden ohne Behebung des verur-
sachenden Schadens instand gesetzt wird. Die ein-
deutige Identifizierung der Schädigungsbilder ist
jedoch a priori nicht möglich, da die Vielfalt der be-
schriebenen Schäden und der dabei denkbaren
Zusammenhänge zu groß ist. Die Bildung der Maß-
nahmenpakete ist durch die Bearbeiter in den Äm-
tern unter Kenntnis der jeweiligen individuellen Si-
tuation zu überprüfen.

Einige Schadensbilder und die zugehörigen Maß-
nahmenpakete konnten vorab durch die Sichtung
von Schadensdokumentationen und Analyse des
Beispielschadenskatalogs nach RI-EBW-PRÜF
eindeutig definiert werden; diese werden in [20]
näher erläutert.

3.4.4.4 Kombination von Maßnahmen am 
selben Bauteil

Der Kombination und der Bündelung von Maßnah-
men kommt im Rahmen der Erhaltungsplanung

eine große Rolle zu. Zunächst sollen bauteilbezo-
gen mögliche sinnvolle Kombinationen von Maß-
nahmen erarbeitet werden. Hierfür wurde in [20] ein
entsprechender Ablauf entwickelt, der ausgehend
vom maßgebenden Schaden erforderliche Maß-
nahmen ermittelt und evtl. erforderliche Kombina-
tionen am selben Bauteil definiert.

3.4.4.5 Minimierung der Verkehrslenkung

In [17] wurde auf das zu erwartende Einsparungs-
potenzial durch Durchführung gebündelter Maß-
nahmen unter derselben Verkehrslenkung hinge-
wiesen. Dem Aspekt einer möglichst geringen Ver-
kehrsbeeinträchtigung kommt bei der Wahl von In-
standsetzungsmaßnahmen große Bedeutung zu.
Um dies zu berücksichtigen, wurde in [20] ein Ab-
lauf entwickelt, um mit derselben Verkehrslen-
kungsmaßnahme unter evtl. Restriktionen im Um-
fang der Verkehrslenkung bauteilübergreifend
möglichst viele Schäden instand zusetzen.

3.4.4.6 Bündelung von gleichen Maßnahmen
an verschiedenen Bauteilen

Eine weitere Strategie bei der Wahl von Maßnah-
men ist die Bündelung gleicher Maßnahmen an
verschiedenen Bauteilen, dies ergibt den Vorteil
einer nur einmal erforderlichen Baustelleneinrich-
tung für das entsprechende Gewerk. Hierfür erfolgt
ein entsprechender Abgleich der Bauteile unter
Berücksichtigung des Eingreifzeitpunkts und der
Verkehrslenkung (siehe [20]).

3.5 Bereitzustellende Informationen

Das Programmsystem SIB-Bauwerke wird dahin-
gehend erweitert, die von den nachfolgenden Be-
wertungsverfahren benötigten Informationen zu-
sammenzustellen. Dabei handelt es sich zum einen
über Bauwerksdaten (Art, geometrische Größen,
Lage, Alter, Tragfähigkeit, DTV), Daten aus den Er-
gebnissen der Bauwerksprüfung (Schadensbe-
schreibung und -bewertung) sowie Angaben, die
aus Straßendatenbanken ermittelt werden (Alterna-
tivrouten).

Zum anderen sind mit Hilfe der in Kapitel 3 darge-
stellten Verfahren abgeleitete Informationen zu er-
mitteln: mögliche Maßnahmevarianten mit Angabe
der Zeitdauer, der Kosten der Maßnahmen und der
Verkehrsführungen sowie der Auswirkungen der
Maßnahmen mit Bezug auf Rücksetzwert und
zukünftiges Verhalten.
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Die Gruppe der Maßnahmevarianten umfasst alle
möglichen Bündelungen und Zusammenfassungen
von Einzelmaßnahmen sowie die möglichen Zeit-
punkte zur Durchführung der Maßnahmen im Rah-
men der festgelegten Eingreifintervalle.

Grundsätzlich sind zunächst auch die Varianten
„Nichts-tun” und „Ersatz des geschädigten Bau-
teils” sowie „Ersatz des Gesamtbauwerks” zu
berücksichtigen, auch wenn diese Varianten aus
übergeordneter Sicht als nicht zielführend bewertet
werden. Die Informationen zur Variante „Nichts-
tun” werden in jedem Fall von den anschließenden
Bewertungsverfahren als Vergleichsgröße benötigt.
Alle anderen Varianten können vom Bearbeiter in
begründeten Fällen gestrichen werden. Darüber
hinaus erhält der Bearbeiter die Möglichkeit, in be-
gründeten Fällen die abgeleiteten Informationen
anzupassen sowie gegebenenfalls Maßnahmeva-
rianten zu setzen.

Diese Vorgehensweise steht mit den Forderungen
von Bund und Ländern im Einklang, nach denen
ein BMS nur Empfehlungen liefern soll und in kei-
nem Fall Entscheidungen selber trifft. Bedeutsam
ist aber, dass Änderungen nur in begründeten Fäl-
len durchgeführt werden sollen, da andernfalls die
Forderung nach einheitlichen Planungsverfahren
durchbrochen wird.

4 Verfahren zur Bewertung von
Erhaltungsmaßnahmen auf 
Objektebene

4.1 Allgemeines

Die Ausrichtung des Verwaltungshandelns nach
dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit erfordert die bestmögliche Nutzung der
vorhandenen Personal-, Sach- und Finanzmittel. In
der Sprache der Ökonomie bedeutet dies, entwe-
der ein bestimmtes Ergebnis mit möglichst gerin-
gem Einsatz von Mitteln oder bei einem bestimm-
ten Einsatz von Mitteln das jeweils bestmögliche
Ergebnis zu erreichen (ökonomisches Prinzip).

Im Rahmen von Neubaumaßnahmen im Straßen-
bau sind nach der Bundeshaushaltsordnung für
Maßnahmen mit erheblicher finanzieller Bedeutung
gesamtwirtschaftliche Verfahren in Form von Kos-
ten/Nutzen-Untersuchungen durchzuführen. Erhal-
tungsausgaben sind Investitionen in das Anlage-
vermögen des Bundes und stellen eine langfristige

Anlage von Kapital in Sachgüter dar. Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen sind daher auch für Erhal-
tungsinvestitionen erforderlich und dabei insbe-
sondere für die Planung von Erhaltungsprogram-
men.

Wirtschaftlich ist eine Maßnahme nicht schon
dann, wenn die Baukosten möglichst gering sind.
Vielmehr sind für einen definierten Betrachtungs-
zeitraum alle relevanten Folgen einer Entscheidung
aufzuzeigen. Das Ziel der systematischen Straßen-
erhaltung ist Nachhaltigkeit. Dieses Ziel ist verbun-
den mit höchstmöglichem Gebrauchswert, mini-
malen gesamtwirtschaftlichen Kosten und höchst-
möglicher Umweltverträglichkeit. Für Ingenieur-
bauwerke im Zuge von Straßen sind diese Teilziele
gleichzusetzen mit dem Erreichen eines akzepta-
blen Zustands-, Leistungs-, Sicherheits- und Um-
weltschutzniveaus bei minimalen gesamtwirt-
schaftlichen Kosten (vgl. Kapitel 2.1).

Um diese Ziele zu erreichen, müssen geeignete 
Instrumentarien entwickelt werden, die den Nutzen
geplanter Maßnahmen messbar und vergleichbar
machen. Für die Beurteilung von Investitionen in
den Neubau und Ausbau von Verkehrswegen lie-
gen derartige Instrumentarien seit geraumer Zeit
vor. Zwei Verfahren sind dabei von herausragender
Bedeutung:

· Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP) als ge-
setzliche Grundlage für den Neubau und Aus-
bau der Verkehrswege im Bereich des Bundes-
fernstraßennetzes. Beinhaltet ist ein monetäres
Bewertungsverfahren, bei dem die Kosten des
Baus dem damit erzielbaren gesamtwirtschaftli-
chen Nutzen gegenübergestellt werden [26].
Das Verfahren gilt für die Verkehrszweige Eisen-
bahn, Straße und Binnenschifffahrt.

· Die Empfehlungen für Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen an Straßen – EWS [12]. Darin wer-
den einheitliche Grundsätze für die volkswirt-
schaftliche Beurteilung von Straßenbauinves-
titionen festgelegt, nach denen diese Investitio-
nen untereinander verglichen werden können.
Die Empfehlungen sind eine Spezialisierung der
BVWP und stellen eine Aktualisierung der
„Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil:
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen“ (RAS-W)
[27] dar.

Die genannten Bewertungsverfahren dienen dazu,
Investitionsvorhaben zu beurteilen und Handlungs-
alternativen aus volkswirtschaftlicher Sicht zu ver-
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gleichen. Angewendet werden Kosten-Nutzen-
Analysen, bei denen sowohl der Aufwand als auch
der Nutzen einer Maßnahme monetär ausgewiesen
wird. Für die Beurteilung werden der Kosten-Nut-
zen-Quotient und die Kosten-Nutzen-Differenz he-
rangezogen. „Kosten” sind dabei stets die Aufwen-
dungen des Baulastträgers, „Nutzen” die Kosten-
einsparungen beim Nutzer und bei Dritten gegen-
über dem Unterlassen von Maßnahmen.

Für Erhaltungsmaßnahmen existiert bislang kein
monetäres Bewertungsverfahren, das in gleicher
Weise gestattet, Aufwendungen und Wirkungen
der Straßen- und Bauwerkserhaltung gegenüber-
zustellen. Das Erfordernis, auch hierfür ein standar-
disiertes Verfahren zur Verfügung zu stellen, steht
in engem Zusammenhang mit dem Aufbau des
BMS und des PMS. Diese Managementsysteme
sollen die Baulastträger in die Lage versetzen, Er-
haltungsziele und -strategien systematisch und
nach einheitlichen Kriterien umzusetzen. Für die
Auswahl von Maßnahmevarianten bei der Erhal-
tungsplanung und für die Dringlichkeitsreihung von
objektbezogenen Maßnahmen innerhalb einer
netzbezogenen Erhaltungsplanung sind Verfahren
einer vergleichenden Bewertung unabdingbar.

Der Nachweis des Nutzens von Erhaltungsmaß-
nahmen mit einem zu den Bewertungsverfahren
des BVWP bzw. der EWS kompatiblen Verfahren
kann eine Abwägung unterstützen, wie die gesam-
ten verfügbaren Finanzressourcen aufgeteilt wer-
den sollen. Damit ist eine Aufteilung der für die Ver-
kehrswege vorgesehenen Finanzmittel zwischen
Neu- und Ausbaumaßnahmen einerseits und Erhal-
tungsmaßnahmen andererseits möglich.

Das Ziel der Untersuchungen in [21] und [25] be-
stand darin, für das BMS einen ökonomischen Be-
wertungsbaustein für Erhaltungsmaßnahmen an In-
genieurbauwerken im Zuge von Straßen zu ent-
wickeln. Das Bewertungsverfahren soll die Ab-
schätzung der monetären Konsequenzen ermögli-
chen, die sich bei der Anwendung unterschiedli-
cher Maßnahmen zur Bauwerkserhaltung und bei
verzögerter oder unterlassener Durchführung von
Maßnahmen ergeben.

Der Bewertungsbaustein wurde so gestaltet, dass
er in seiner Grundstruktur zum Bewertungsverfah-
ren der BVWP und zu den EWS kompatibel ist. Das
Bewertungsverfahren ist so weit wie möglich mit
Bewertungsverfahren für den Neu- und Ausbau
harmonisiert. Gleichzeitig wurde angestrebt, we-
gen der Kontinuität des Verkehrsweges eine Kom-

patibilität mit dem Bewertungsverfahren für die
Straßenerhaltung zu erreichen.

Das langfristige Leitziel dieses Ansatzes besteht
darin, Entscheidungen über die Mittelverwendung
für alle Bereiche des Straßen- und Brückenbaus
sowie der zugehörigen Erhaltung auf eine ver-
gleichbare Grundlage zu stellen.

Im Folgenden werden die zu berücksichtigenden
ökonomischen Wirkungen von Erhaltungsmaßnah-
men, wie sie ermittelt werden, sowie das ansch-
ließende Bewertungsverfahren erläutert.

4.2 Ökonomische Wirkungen von Er-
haltungsmaßnahmen

4.2.1 Kostenkomponenten

4.2.1.1 Allgemeines

Ein wesentlicher Aspekt der ökonomischen Wir-
kungen sind die Kosten der Erhaltungsmaßnahme.
Diese Kostenbestandteile werden mit Hilfe des 
Kostenkataloges nach Kapitel 3.3 ermittelt. Zusätz-
liche, den Investitionsmaßnahmen zuzurechnende
Kosten für Grunderwerb, für Entschädigung, für
Ausgleichsmaßnahmen und für das Errichten von
Lärmschutzeinrichtungen sind nur für Straßenneu-
bau und -ausbau relevant, nicht aber für Erhal-
tungsmaßnahmen und bleiben demzufolge un-
berücksichtigt.

4.2.1.2 Kosten für bauliche Unterhaltung

Bei den EWS werden die laufenden Kosten für die
betriebliche und die bauliche Unterhaltung der
Straße als Kostenkomponenten behandelt. Zur
baulichen Unterhaltung zählen Sofortmaßnahmen
und Maßnahmen kleineren Umfangs sowie Arbei-
ten zur Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft,
unter die auch Kontrollarbeiten fallen. Dabei wer-
den die in Tabelle 8 genannten Kostensätze als lau-
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Tab. 8: Kosten der betrieblichen und baulichen Unterhaltung für
Brücken und Tunnel nach EWS

Bauwerk Kosten der baulichen 
Unterhaltung

Brücken BAB 300.000 DM/(km * a)

Brücken außerhalb und 
innerhalb geschlossener 
Ortschaften 150.000 DM/(km * a)

Tunnel BAB (2 Röhren) 500.000 DM/(km * a)

Tunnel außerhalb und 
innerhalb geschlossener 
Ortschaften (1 Röhre) 300.000 DM/(km * a)



fende Kosten für die bauliche Unterhaltung in An-
satz gebracht (Preisstand 01.01.1995).

Aktuelle Überlegungen im Rahmen der PMS-Ent-
wicklung deuten darauf hin, dass zukünftig auch
die bauliche Unterhaltung Berücksichtigung finden
soll. Konsequenterweise ist sie dann auch im BMS
zu berücksichtigen.

Da die volkswirtschaftliche Bewertung auf der
Basis von Wettbewerbspreisen den Wert bean-
spruchter Ressourcen widerspiegeln soll, darf
ebenso wie bei der Bewertungsmethodik der
BVWP und in den EWS die Mehrwertsteuer nicht
berücksichtigt werden. In der Erhaltungspraxis
wird jedoch das Ausweisen der Mehrwertsteuer
verlangt. Deshalb soll die Berechnung der Kosten
sowohl ohne als auch mit Mehrwertsteuer verfolgt
werden, um sowohl einer methodisch korrekten
volkswirtschaftlichen Untersuchung als auch den
Informationsanforderungen der Anwender gerecht
zu werden.

4.2.1.3 Kosten für Erneuerung/Ersatzneubau

Ein Ersatzneubau ist zielführend, wenn dauerhafte
Instandsetzungen nicht mehr möglich sind oder
gegenüber einem Ersatzneubau unwirtschaftlich
wären. Seine Kapazität entspricht der des Vorgän-
gerbauwerkes.

Die Entscheidung über die Erhaltungswürdigkeit
eines Bauwerks schließt die Untersuchung des Fal-
les ein, dass anstelle einer Instandsetzungsmaß-
nahme ein Ersatzbau in Frage kommt. In diesem
Fall ist zu berücksichtigen, dass das Abbruchmate-
rial möglicherweise einer Wiederverwendung zuge-
führt wird. Die dabei erzielbaren Einnahmen wer-
den als negative Kosten verbucht.

Geht der Ersatzneubau mit einer kapazitätserwei-
ternden Verbreiterung der Brücke einher, ist davon
auszugehen, dass für die an das Brückenbauwerk
angrenzenden Straßenabschnitte ebenfalls eine
Verbreiterung vorgesehen ist, es sich somit um
eine Ausbaumaßnahme handelt, die entweder mit
dem Verfahren der Bundesverkehrswegeplanung
oder mit den EWS volkswirtschaftlich bewertet
wird. Dabei ist die Maßnahme, die sich auf die
Brücke bezieht, mit in die Bewertung integriert.

In Parallelität zur Systematik der Straßenerhaltung
wird ein Ersatzbau zur Erhöhung der Leistungs-
fähigkeit als Erweiterung eingestuft.

4.2.1.4 Kosten der Bauwerksprüfung

Zu den Bauwerksprüfungen zählen halbjährliche
laufende Beobachtungen, jährliche Besichtigun-
gen, Hauptprüfungen im Abstand von 6 Jahren,
einfache Prüfungen im Abstand von 3 Jahren nach
einer Hauptprüfung und Prüfungen aus besonde-
rem Anlass. Die Kosten der Routineprüfungen set-
zen sich zusammen aus den Bestandteilen Perso-
nalkosten für den Prüftrupp und die Verwaltung,
anteilige Kosten für die Ausrüstung sowie Kosten
für die Verkehrssicherung. Verfahren zur Berech-
nung der Kosten einer Hauptprüfung in Abhängig-
keit von der Brückenfläche sind [28] zu entnehmen.

Bauwerksprüfungen sind Kontrollmaßnahmen, die
analog dem PMS nicht in das BMS integriert wer-
den sollen. Als Ausnahme sind Prüfungen aus be-
sonderem Anlass anzusehen, wenn bestimmte Er-
haltungsmaßnahmen dazu führen, dass eine ob-
jektbezogene Schadensanalyse erforderlich wird.

4.2.1.5 Restwert des Bauwerkes

Beim BVWP-Verfahren und in den EWS wird von
vorgegebenen Abschreibungszeiträumen ausge-
gangen, die Kosten werden in Annuitäten umge-
rechnet. Während des Abschreibungszeitraumes
und damit auch während des Bewertungszeitrau-
mes wird volle Funktionsfähigkeit der Straße unter-
stellt. Demgegenüber kann sich der Bewertungs-
gegenstand beim BMS je nach Erhaltungsmaßnah-
me am Ende eines zu definierenden Bewertungs-
zeitraumes in völlig unterschiedlichem Zustand be-
finden. Um die Vergleichbarkeit von Maßnahmen
auf Objektebene und auf Netzebene zu gewähr-
leisten, ist es erforderlich, den Zustand des Bewer-
tungsobjektes am Ende des Bewertungszeitrau-
mes zu bewerten. Die Bewertung einer Erhaltungs-
maßnahme konzentriert sich auf die Kosten und
Wirkungen der Maßnahme innerhalb eines definier-
ten Bewertungszeitraumes.

Aus technischer Sicht existieren zur Behebung
eines Schadens häufig mehrere zielführende Maß-
nahmevarianten. Unterschiedliche Erhaltungsmaß-
nahmen zur Behebung ein und desselben Scha-
dens können eine unterschiedliche Rücksetzung
der Zustandszahl sowie eine differenzierte Scha-
densentwicklung nach erfolgter Maßnahme bewir-
ken. Zudem hängt der Zustand am Ende des Be-
wertungsraumes davon ab, in welchem Jahr des
Maßnahmezeitraumes die Erhaltung durchgeführt
wird (siehe Kapitel 3.3). Für den Vergleich von Maß-
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nahmevarianten ist daher eine monetäre Bewer-
tung der noch vorhandenen Ressource vorzuneh-
men. Als Ergebnis wird der so genannte Restwert
ausgewiesen. Er kann als fiktive Einnahme am
Ende des Bewertungszeitraumes interpretiert wer-
den, wenn es gelänge, die noch vorhandene Res-
source zu verkaufen.

Alternativ dazu kann der Wertverlust des Bauteiles
als Indikator für die Wirkung unterschiedlicher
Maßnahmevarianten herangezogen werden. Der
Wertverlust wird als fiktive Baulastträgerkosten in-
terpretiert, die notwendig sind, um am Ende des
Bewertungszeitraumes wieder ein Bauteil, eine
Bauteilgruppe oder ein Bauwerk auf ein definiertes
Zustandsniveau zu bringen.

In jedem Fall geht am Ende des Bewertungszeit-
raumes rechnerisch der gleiche Zustand des be-
treffenden Bauwerkes, Bauteiles oder der Bauteil-
gruppe in die Bewertung ein. Je höher die dafür
aufzubringenden Kosten sind, um so höher war der
Wertverlust und um so niedriger ist der Restwert
der vorliegenden Substanz des Bauwerkes.

In [21] wurde ein Verfahren entwickelt, mit dem der
Wertverlust eines Bauteiles, einer Bauteilgruppe
bzw. eines Bauwerkes anhand des prognostizier-
ten Zustandes am Ende des Bewertungszeitrau-
mes ermittelt werden kann. Grundlage dafür sind
die prognostizierten Zustandszahlen Zikn für Schä-
den i am Bauteil k im letzten Jahr n des Bewer-
tungszeitraumes, wenn die Erhaltungsstrategie Es
verfolgt wurde. Davon ausgehend werden zwei
Möglichkeiten für die Berechnung des Wertverlus-
tes eines Bauteiles bei Verfolgen der Erhaltungs-
strategie Es vorgeschlagen:

· Die Bezeichnung z wird für die Anzahl der am
Ende des Bewertungszeitraumes (n-tes Jahr) zu
erwartenden Einzelschäden i am Bauteil k ver-
wendet. Der Relativwert, der die Abweichung
des Bauteilzustandes vom Bestzustand am
Ende des Bewertungszeitraumes widerspiegelt,
wenn die Strategie Es verfolgt wird, ist:

mit s = 1 (1) S

Dieser Relativwert wird genutzt, um die Kosten
abzuschätzen, mit denen das Bauteil wieder in
den Bestzustand versetzt wird. Er dient als Fak-

tor für die Kosten KWWk, die erforderlich sind,
um bei Vorliegen einer Zustandszahl von 3,4 für
alle Schäden das Bauteil Bk wieder in den Best-
zustand zu versetzen.

Die Restkosten KRest,k,s bei Verfolgen der Erhal-
tungsstrategie Es betragen dann

KREST,k,s = KWWk * Rkns (7)

mit s = 1 (1) S

· Wenn die Schadensprognose für das Ende des
Bewertungszeitraumes mehrere Schäden unter-
schiedlicher Ausprägung an ein und dem selben
Bauteil liefert, kann der Restwert nicht nach (6)
ermittelt werden. Schäden mit einer geringen
Bewertung nach S, V, D und einer niedrigen Zu-
standszahl Zikn führen dazu, dass der Einfluss
schwerer prognostizierter Schäden in (6) redu-
ziert wird.

Aus diesem Grund wird folgende Beziehung
vorgeschlagen. Dabei orientiert sich der Relativ-
wert am größten prognostizierten Schaden
eines Bauteils:

mit s = 1 (1) S

Der Relativwert wird folglich anhand desjenigen
prognostizierten Schadens an einem Bauteil 
ermittelt, der die größte Zustandszahl liefert. Für
die Berechnung der Restkosten gilt wiederum
(7).

4.2.1.6 Kapitalisierung von Kosten und Nutzen

Um Zahlungen vergleichbar zu machen, sind nach
dem allgemeinen finanzmathematischen Ansatz
der Investitionsrechnung die Auszahlungen (Inves-
titionen) und Einzahlungen (Nutzen) auf einen ein-
heitlichen Bezugszeitpunkt auf- bzw. abzuzinsen.
Je länger der Bewertungszeitraum ist, um so unbe-
deutender wird der Restwert des Bauwerkes im
gesamtwirtschaftlichen Vergleich von Erhaltungs-
strategien. Problematisch ist auch, dass bei ober-
flächlicher Betrachtung Maßnahmen in fernerer Zu-
kunft durch das Abzinsen kostengünstiger erschei-
nen und deshalb präferiert werden könnten.

In der Forschung gibt es derzeit unterschiedliche
Auffassungen zur Diskontierung bei Investitions-
rechnungen, bei denen der Staat als Investor auf-
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tritt. Gegenwärtig erfolgt beim PMS keine Diskon-
tierung von Kosten und Nutzen. Auch bei der Stan-
dardprognose des Erhaltungsbedarfs der Fern-
straßeninfrastruktur werden die erforderlichen 
Finanzmittel für den Erhaltungsbedarf der einzel-
nen Jahre in der zu diesen Zeiträumen anfallenden
Höhe ausgewiesen.

Inwiefern eine Kapitalisierung von Kosten und Nut-
zen dem gewollten Effekt, am Ende des Bewer-
tungszeitraumes ein möglichst intaktes Bauwerk
vorzufinden, entgegensteht, wird im Zusammen-
hang mit abschließenden Überlegungen zur Rest-
wertbestimmung im Rahmen einer Studie derzeit
näher untersucht [32].

4.2.2 Nutzenelemente

4.2.2.1 Allgemeines

Unterlassene Maßnahmen sowie die Durchführung
von Baumaßnahmen zwingen die Straßennutzer zu
Verhaltensänderungen, die aus angeordneten Ver-
kehrseinschränkungen bis hin zur Sperrung des
Verkehrsweges mit Ausweichen auf Alternativrou-
ten resultieren. Dritte werden durch veränderte
Schadstoff- und Lärmbelastung im Zuge der Nut-
zung von Alternativrouten beeinträchtigt. Nach
durchgeführter Maßnahme werden die Einschrän-
kungen in der Regel zurückgenommen, so dass für
den Straßennutzer und Dritte ein Nutzen der Maß-
nahme entsteht.

Als Nutzenkomponenten werden die Fahrzeugbe-
triebskosten, die Zeitkosten und die Unfallkosten in
die Wirtschaftlichkeitsberechnung einbezogen. Ihre
Summe entspricht den Straßennutzerkosten. Die
Berechnung dieser Kosten erfolgt in den entwickel-
ten Verfahren nach den EWS. Notwendige Ergän-
zungen und Besonderheiten des Rechenganges
sind in Anlagen zum Schlussbericht zu [21] darge-
legt. Insbesondere wird darin auf die Kosten der
Straßennutzer und Dritter infolge von Stau während
der Baumaßnahme und auf veränderte Kosten von
Straßennutzern und Dritten in Abhängigkeit von der
Zustandsveränderung des Bauwerkes nach Durch-
führung von Maßnahmen oder bei Verfolgen der
Strategie „Nichts-tun” eingegangen.

4.2.2.2 Mengengerüst

Unter dem Mengengerüst eines Bewertungsver-
fahrens werden alle Mengenangaben verstanden,
die nach Multiplikation mit Kostensätzen zu Aussa-
gen über Kostenkomponenten und Nutzenkompo-
nenten des Bewertungsverfahrens führen.

Zum Mengengerüst gehören zunächst alle Daten,
die das Bauwerk beschreiben, d. h. Bauwerksda-
ten nach ASB, Zustandsdaten und Zustandsprog-
nosen (siehe Kapitel 3.4).

Bei der Ermittlung des Nutzens von Erhaltungs-
maßnahmen ist außerdem der durchschnittliche
tägliche Verkehr DTV die fundamentale Größen 
auf der die Ermittlung des Nutzennachweises ba-
siert.

Weiterhin ist die Angabe der Alternativrouten er-
forderlich. Alternativrouten sind derzeit nicht 
Bestandteil der ASB und somit in den Bauwerks-
daten nicht enthalten. Angaben zu Alternativrou-
ten finden sich hingegen in der Regel in den
Straßeninformationsbanken der Länder. Derzeit
wird eine Verknüpfung zwischen SIB-Bauwerke
und Straßeninformationsbanken realisiert. Damit
werden Informationen über Alternativrouten verfüg-
bar.

Sowohl im BVWP-Verfahren als auch in den EWS
wird detailliert angeführt, für welche Fahrzeuggrup-
pen (Pkw, Lastkraftwagen, Last- und Sattelzüge,
Busse) und mit welchem Zeitbezug (Normalwerk-
tag, Urlaubswerktag, Sonn- und Feiertag) der DTV
als Verkehrsnachfrage im Bewertungszeitraum zu
ermitteln ist. Unterschiede zwischen den Verfahren
bestehen in der anteiligen Aufteilung der Stunden
eines Jahres nach Normal- und Urlaubswerktagen
sowie nach Sonn- und Feiertagen. Auf dem DTV
basieren weitere wichtige Größen des Mengen-
gerüstes, u. a.:

· Geschwindigkeiten im Pkw- und im Güterver-
kehr während der einzelnen Zeitabschnitte,

· Fahrleistung nach Fahrzeuggruppen auf den
einzelnen Straßenabschnitten,

· Kraftstoffverbrauch nach Fahrzeuggruppen auf
den einzelnen Straßenabschnitten,

· Schadstoffausstoß,

· Lärmpegel.

Es kann einerseits nicht prinzipiell davon ausge-
gangen werden, dass die Bauwerksdaten DTV-
Werte in der Form enthalten, wie sie für die EWS
gefordert werden. Andererseits sollen durch die In-
tegration einer volkswirtschaftlichen Bewertung in
ein BMS möglichst keine zusätzlichen Datenanfor-
derungen gestellt werden. Deshalb wird hier vo-
rausgesetzt, dass einer der beiden Fälle für vor-
handene Verkehrsdaten zutrifft:
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· Die jahresbezogene durchschnittliche tägliche
Verkehrsmenge für den Gesamtverkehr aller
Tage des Jahres und der prozentuale Anteil des
Güter- und Busverkehrs [%] sind bekannt oder

· die jahresbezogene durchschnittliche tägliche
Verkehrsmenge für den Gesamtverkehr an Nor-
malwerktagen und der zugehörige prozentuale
Güterverkehrsanteil, Anteil des Güter- und Bus-
verkehrs, sind bekannt.

Daraus können die erforderlichen DTV-Werte durch
einen Algorithmus berechnet werden. Die Berech-
nung der nach Fahrtzweckgruppen unterschiede-
nen DTV-Werte hängt von Parametern ab, die für
die Alten Bundesländer sowie für deren Gesamt-
heit in den EWS gesondert ausgewiesen sind. Es
fehlen jedoch entsprechende Parameter für die
Neuen Bundesländer sowie für deren Durchschnitt
und für einen gesamtdeutschen Durchschnitt. So-
lange diese Parameter nicht vorliegen, sind aus
Parallelen zum Verkehrsgeschehen Rückschlüsse
zu ziehen, um für alle Bundesländer die geforder-
ten DTV-Werte bereitzustellen. Die Einzelheiten des
Berechnungsverfahrens sind im Hintergrundbericht
1 zu [25] dargestellt.

Der Bewertungszeitraum umfasst eine Zeitspanne,
in der sich das Verkehrsaufkommen verändern
wird. Für Entscheidungen zu Erhaltungsmaßnah-
men an Bauwerken kann die Entwicklung des Ver-
kehrsaufkommens durchaus Einfluss auf die Maß-
nahmeauswahl und den Eingreifzeitpunkt haben.
Ist die Zustandsentwicklung in starkem Maße von
der Verkehrsbelastung abhängig (dies gilt insbe-
sondere für den Anteil des Schwerverkehrs), dann
wird bei gleicher Zustandsbewertung zweier Bau-
werke und gleicher Verkehrsbelastung zuerst an
demjenigen Bauwerk eine Erhaltungsmaßnahme
vorgeschlagen, bei dem der stärkere Zuwachs des
DTV bzw. des Schwerverkehrsanteils zu erwarten
ist. Ein Vorschlag zur Vorhersage des Verkehrsauf-
kommens ist [25] zu entnehmen.

4.2.2.3 Alternativrouten

Gegenüber den Verhältnissen bei der Straßenerhal-
tung sind die meisten Bauwerksschäden bis auf
Fahrbahnschäden und Schäden an Übergangs-
konstruktionen für den Straßennutzer nicht wahr-
nehmbar, so dass er sich zu keiner Verhaltensän-
derung aus freier Entscheidung gezwungen sieht.
Die Beschränkung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit aufgrund von Bauwerksschäden an

Brücken wird den Straßennutzer ebenfalls nicht auf
eine Alternativroute ausweichen lassen, weil in der
Regel die Länge der Brücke nur einen Bruchteil der
Gesamtstrecke vom Abzweig der Alternativroute
bis zum Wiedereinmünden ausmacht. Aus diesen
Gründen kann im BMS nicht dem Konzept des
PMS gefolgt werden, einen Umwegfaktor zu defi-
nieren, mit dem die Anzahl der Pkw und der Fahr-
zeuge des Güterverkehrs, die aus freier Entschei-
dung die Alternativroute gewählt haben, berechnet
wird.

Sind in die Bewertung Alternativrouten einzubezie-
hen, sind für die Bewertung die Strecke zwischen
den Anschlussknoten der Alternativroute und die
zugehörige Verkehrsmenge relevant. Bei Autobah-
nen kann davon ausgegangen werden, dass die Al-
ternativroute an den beiden Anschlussstellen ab-
zweigt bzw. einmündet, zwischen denen sich das
Brückenbauwerk befindet. Dann sind auf der ge-
samten Strecke, die zwischen Anschlussknoten
der Alternativroute liegt, der DTV-Wert und GV-An-
teil konstant.

Bei Brücken von Bundesstraßen liegen zwischen
den Anschlussknoten der Alternativroute in der
Regel weitere Netzknoten und damit Quellen und
Senken des Verkehrsaufkommens, so dass unter-
schiedliche DTV-Werte und GV-Anteile für die
Straßenabschnitte zwischen den Anschlussknoten
zu erwarten sind. Wird die Alternativroute befahren,
dann tritt auf der ursprünglichen Route mit dem zu
bewertenden Bauwerk möglicherweise eine Ver-
kehrsentlastung auf Teilabschnitten ein.

Alternativrouten werden infolge von Verkehrser-
schwernissen bei der Durchführung von Erhal-
tungsmaßnahmen an Brücken von den Straßennut-
zern freiwillig gewählt oder sie werden durch er-
zwungenes Verhalten (Beschränkung des zulässi-
gen Gesamtgewichtes, Beschränkung der Höhe,
Breite oder Länge eines Fahrzeuges) befahren. Al-
ternativrouten stehen weiterhin in engem Zusam-
menhang mit dem „Nichts-tun”-Fall, bei dem inner-
halb des Bewertungszeitraumes theoretisch ein
Zustand entstehen kann, der Verkehrsbeschrän-
kungen oder die Sperrung der Brücke zur Folge
hat. Zur Berechnung des DTV-Wertes für Alterna-
tivrouten siehe [25].

Die Erfahrungen bei der Anwendung der EWS für
den Straßenneubau und -ausbau sowie für Ort-
sumgehungen deuten darauf hin, dass bei der Er-
mittlung des Nutzens einer Investitionsmaßnahme
die Nutzenkomponenten Fahrzeit, Betriebskosten,
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Unfallgeschehen und Lärmbelastung den Hauptteil
des monetären Nutzens bringen [25].

Während der Erhaltungsmaßnahme sind Verkehrs-
erschwernisse bis hin zur zeitweiligen Sperrung
einer Brücke die Ursache für veränderte Kosten der
Straßennutzer. Verbleiben die Fahrzeuge trotz Be-
hinderung auf der das betreffende Bauwerk enthal-
tenden Route, dann sind zumindest die Zeitkosten,
Betriebskosten und Unfallkosten in die Bewertung
einzubeziehen. Zeitkosten und Betriebskosten
hängen von der Beeinflussung der Geschwindig-
keit im Zuge der Baumaßnahme ab. Die Unfallrate
im Baustellenbereich ist in der Regel größer als bei
unbehinderter Fahrt.

Die Lärmbelastung, die mit verringerter Geschwin-
digkeit sinkt, hat im Baustellenbereich in der Regel
abnehmende Tendenz. Wird sie nicht als Nutzen-
komponente ausgewiesen, so wird der Nutzen auf
keinen Fall überschätzt, sondern höchstens unter-
schätzt. Dagegen sinken die Schadstoffkosten
zunächst mit abnehmender Geschwindigkeit, um
dann wegen des erhöhten Schadstoffaussto-
ßes bei sehr niedrigen Geschwindigkeiten anzu-
steigen.

Weichen die Fahrzeuge während der Erhaltungs-
maßnahme oder als Ergebnis einer Sperrung auf
Alternativrouten aus, verändern sich neben den
Straßennutzerkosten auch die Lärmbelastungen
der Anwohner, sobald die Alternativrouten Inner-
ortsstraßen enthalten. Der erforderliche Datenum-
fang ist allerdings derzeit in Datenbanken nicht ab-
gedeckt, so dass eine Berücksichtigung nicht
möglich ist. Das Gleiche gilt auch für die Berück-
sichtigung der Belastung von Menschen und Bau-
ten durch Luftschadstoffe.

Im Gegensatz dazu reichen die Informationen, mit
denen die Betriebs- und Zeitkosten berechnet wer-
den, aus, um den Nutzen aus veränderter Schad-
stoffbelastung der Vegetation und veränderter Kli-
mabelastung zu berechnen.

Im Rahmen des Bewertungsverfahrens erfolgt eine
Konzentration auf die Nutzenkomponenten

· Betriebskosten,

· Zeitkosten,

· Unfallkosten,

· Schadstoffkosten aus Belastung der Vegetation
und des Klimas.

4.2.2.4 Wertgerüst

Für das Bewertungsverfahren der BVWP und für
die EWS ist jeweils ein Wertgerüst vorgegeben, das
aus Kostensätzen zur Berechnung von laufenden
Kosten (betriebliche und bauliche Unterhaltung)
sowie aus Kostensätzen für alle Nutzenkomponen-
ten besteht. Durch die verfahrensseitige Vorgabe
dieser Kostensätze ist gewährleistet, dass Maß-
nahmen, die sich auf unterschiedliche Objekte be-
ziehen, hinsichtlich ihrer volkswirtschaftlichen Be-
wertung miteinander vergleichbar sind. Die we-
sentlichen Komponenten des Wertgerüstes sind
unter Berücksichtigung des erforderlichen Men-
gengerüstes:

· Betriebskostensätze,

· Zeitkostensätze,

· Unfallkostensätze,

· Kostensatz zur Bewertung der Klimabelastung
(nur EWS).

Im Bewertungsverfahren werden zunächst die An-
gaben der EWS übernommen, da sie im Gegensatz
zu den Verfahren der BVWP vollständig dokumen-
tiert sind. In Zukunft ist hier jedoch Abstimmungs-
bedarf gegeben.

Von den empfohlenen Nutzenkomponenten sind
die Fahrzeugbetriebskosten, die Zeitkosten sowie
die Schadstoffkosten aus Belastung der Vegetation
und des Klimas abhängig von der Geschwindigkeit
der Fahrzeuge.

Für die Berechnung der Fahrzeuggeschwindigkeit
ist der durchschnittliche tägliche Verkehr an Nor-
malwerktagen, Urlaubswerktagen sowie Sonn- und
Feiertagen die entscheidende Komponente. Er ist
in Abhängigkeit vom Straßentyp in stündliche Ver-
kehrsstärken des Gesamtverkehrs und der Güter-
verkehrsfahrzeuge umzurechnen.

In die Nutzenberechnung von Erhaltungsmaßnah-
men sollen auch diejenigen Kosten integriert wer-
den, die dem Straßennutzer und Dritten infolge der
Einrichtung von Baustellen während der Erhal-
tungsmaßnahme entstehen. Die Ermittlung der Ge-
schwindigkeiten im Baustellenbereich wird aus-
führlich im Hintergrundbericht 3 zu [25] erläutert.

Die Fahrzeugbetriebskosten setzen sich aus einem
nahezu geschwindigkeitsunabhängigen Betriebs-
kostengrundwert und den geschwindigkeitsabhän-
gigen Kraftstoffverbrauchskosten zusammen. Die
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Betriebskostengrundwerte und Kraftstoffkos-
tensätze sind der EWS zu entnehmen.

Die Zeitkosten ergeben sich aus dem auf die Fahr-
zeuggruppe bezogenen Zeitkostensatz und aus
den Fahrzeugstunden auf den betrachteten
Streckenabschnitten (siehe [12]).

Ausgangspunkt für die Kosten, die infolge der Be-
lastung der Vegetation durch Luftschadstoffe der
Allgemeinheit (Dritten) entstehen, sind die Emissi-
onsfaktoren in der Warmfahrt. Sie geben an, wel-
che Schadstoffmenge durch die Fahrt eines Kraft-
fahrzeuges über 1 km entsteht. Als Schadstoffarten
werden NOx, CO, HC, SO2 und Partikel berück-
sichtigt (siehe [12]).

Kosten für die Klimabelastung werden aus dem
Kraftstoffverbrauch an Benzin und Dieselkraftstoff
berechnet und sind somit geschwindigkeitsabhän-
gig. Der Kraftstoffverbrauch wird mittels Umrech-
nungsfaktoren in ausgestoßene CO2-Mengen um-
gerechnet, die mit einem Kostensatz von 180 DM/(t
CO2) multipliziert werden, um die Kosten für Dritte
zu erhalten (siehe [12]).

Die Unfallkosten nach den EWS hängen vom
Straßentyp, dem durchschnittlichen täglichen Ver-
kehr DTV und der Länge der zu betrachtenden
Straßenabschnitte ab. In den EWS sind die Unfall-
raten getrennt nach Personen- und Sachschäden
sowie die Unfallkostensätze für alle Straßentypen
zusammengestellt. Daraus leiten sich die Unfall-
kostenraten und die Unfallkostendichten ab.

Die veränderte Verkehrsführung im Baustellenbe-
reich wirkt sich auf das Unfallgeschehen aus. In
[25] wird vermerkt, dass im Mittel das Unfallge-
schehen bereits 2 km vor der Baustelle und noch
bis zu 1 km hinter der Baustelle beeinflusst ist.

Die einzelnen Kostenkomponenten können mit in
[25] angegebenen Formeln ermittelt werden.

4.2.2.5 Nutzungseinschränkungen

Ein befriedigender oder noch ausreichender Zu-
stand des Gesamtbauwerks ( Zustandsnote 2,0 bis
2,9) kann gemäß RI-EBW-PRÜF bereits kurzfristig
Warnhinweise zwecks Aufrechterhaltung der Ver-
kehrssicherheit erforderlich machen. Liegt ein kriti-
scher Bauwerkszustand vor (Zustandsnote 3,0 bis
3,4), dann können Warnhinweise zur Aufrechterhal-
tung der Verkehrssicherheit umgehend erforderlich
sein. Bei einem ungenügenden Bauwerkszustand
(Zustandsnote 3,5 bis 4,0) können neben Warnhin-

weisen zusätzlich sofort Nutzungseinschränkun-
gen erforderlich werden.

Nutzungsbeschränkungen mit der Folge des Aus-
weichens eines Teiles oder aller Fahrzeuge auf eine
Alternativroute werden für den „Nichts-tun”-Fall bei
der Nutzerkostenberechnung berücksichtigt:

· Beschränkung des Gesamtgewichtes eines
Fahrzeuges,

· Beschränkung der Abmessungen eines Fahr-
zeuges,

· Sperrung einer Fahrtrichtung,

· Sperrung beider Fahrtrichtungen.

Das Verbot des Fahrens ohne einen Mindestab-
stand zu einem vorausfahrenden Fahrzeug führt le-
diglich zu Verkehrserschwernissen, die nicht in
Nutzerkostenberechnungen integriert werden. Das
Gleiche gilt für die Einschränkungen „Überholver-
bot”, „Begrenzung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit” und „Sperrung von Fahrstreifen”.

Aussagen zu einer einschränkenden Nutzung sind
erforderlich, um die Kosten der Straßennutzer im
„Nichts-tun”-Fall bzw. bis zum Ergreifen einer Er-
haltungsmaßnahme ermitteln zu können. Es ist
noch offen, wie die Festlegung einer einschränken-
den Nutzung der Brücke anhand der schadensbe-
zogenen Zustandszahl oder/und anhand der Zu-
standsbewertung erfolgt. Möglich ist ein Katalog,
der einen Bezug zwischen Zustandswert eines
Bauteiles und der die Nutzung des Bauwerkes ein-
schränkenden Maßnahme herstellt.

4.3 Verfahren zur Bewertung von Maß-
nahmevarianten auf Objektebene

4.3.1 Allgemeines

Bewertungsverfahren auf monetärer Basis arbeiten
bei der Abwägung von Maßnahmealternativen mit
der Gegenüberstellung von Kosten und Nutzen.
Eine gesamtwirtschaftliche Kosten-Nutzen-Rech-
nung für Erhaltungsmaßnahmen schließt die
Straßennutzerkosten und die Kosten Dritter ein.

Für die Bauwerkserhaltung stehen nicht nur Maß-
nahmealternativen zur Verfügung, die Maßnahme-
durchführung ist zudem innerhalb eines Eingreif-
zeitraumes zeitlich flexibel. Daraus folgt, dass nur
dynamische Verfahren der Investitionsrechnung in
Betracht kommen.

45



Dabei sind folgende Aspekte zu beachten:

· Für die verwendeten Kostensätze ist das Jahr
des Preisstandes festzulegen.

· Sämtliche Kosten und Nutzen, die in verschie-
denen Jahren anfallen, sind auf einen einheitli-
chen Bezugszeitpunkt auf- bzw. abzuzinsen.

· Die Vergleichbarkeit von Maßnahmevarianten
und ihrer Wirkungen ist dadurch zu gewährleis-
ten, dass am Ende des Bewertungszeitraumes
durch Ansatz fiktiver Maßnahmen oder durch
eine Restwertbestimmung ein gleiches Zu-
standsniveau des betreffenden Bauwerkes,
Bauteiles oder der Bauteilgruppe vorliegt.

Die gesamtwirtschaftliche Bewertung von Erhal-
tungsmaßnahmen an Bauwerken im Zuge von
Straßen soll sich an das Verfahren des BVWP und
der EWS anlehnen. Dort wird die Wirkung der Maß-
nahme durch das Verhältnis von Nutzen zu Kosten
gemessen, die beide auf einen einheitlichen Be-
zugspunkt auf- bzw. abzuzinsen sind. Im objektbe-
zogenen Bewertungsverfahren des BMS wird die
ökonomische Wirkung der Erhaltungsmaßnahmen
ebenfalls durch das Verhältnis aller Kosten des
Baulastträgers zu den Nutzen der Straßennutzer
und Dritter gemessen. Wie beim BVWP wird zu-
sätzlich auch die Differenz von Kosten und Nutzen
zur Information ausgewiesen.

Der Nutzen von Erhaltungsmaßnahmen wird an-
hand der Differenz der Straßennutzerkosten und
der Kosten Dritter ausgewiesen. Dabei werden die
Kosten der Straßennutzer und Dritter von den Kos-
ten des „Nichts-tun”-Falls subtrahiert. Somit be-
steht der Nutzen in der Kosteneinsparung der
Straßennutzer und Dritter.

In [21] wurde das Konzept der ökonomischen Be-
wertung von Erhaltungsmaßnahmen an Brücken
und sonstigen Ingenieurbauwerken präzisiert, so
dass technisch sinnvolle Maßnahmen sowie der
Zeitpunkt der Maßnahmedurchführung aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht bewertet werden können. Als
Ergebnis entsteht eine Maßnahmereihung, die auch
als Datenbasis für die Optimierung der Erhaltungs-
planung auf Netzebene genutzt werden soll.

Voraussetzung für die Berechnung der Komponen-
ten einer gesamtwirtschaftlichen objektbezogenen
Bewertung von Erhaltungsmaßnahmen sind:

· die Ergebnisse der Bauwerksprüfung nach RI-
EBW-PRÜF und die darauf aufbauende Bewer-
tung von Mängeln und Schäden,

· das Vorliegen eines Maßnahmekatalogs und die
Kenntnis von Eingreifzeiträumen,

· die Zuordnung von Maßnahmevarianten zu vor-
liegenden Schäden,

· Prognosen des Bauwerkszustandes in Abhän-
gigkeit von durchgeführten Maßnahmen und für
die Strategie „Nichts-tun”.

Damit bestehen enge Beziehungen zu anderen Mo-
dulen des BMS, die in Bild 23 aufgezeigt sind.

4.3.2 Planungsfall und „Nichts-tun”-Fall

Wie oben erläutert werden bei den vorgesehenen
Kosten/Nutzen-Analysen für Erhaltungsmaßnah-
men zwei Fälle gegenübergestellt:

· der Planungsfall zur Ermittlung der Wirkungen
der zu untersuchenden Maßnahmen,

· der „Nichts-tun”-Fall zur Ermittlung der Konse-
quenzen des Unterlassens von Maßnahmen.

Hinsichtlich des Planungsfalls sind drei Wirkungen
zu unterscheiden:

· Wirkungen auf die Straßennutzer und auf Dritte
während der Durchführung der Maßnahme,

· Wirkungen auf die Straßennutzer und auf Dritte
nach abgeschlossener Maßnahme,

· Wirkungen für den Baulastträger.

Im ersten Fall sind folgende Wirkungen zu integrie-
ren:

· veränderte Verkehrsführung an Arbeitsstellen,

· Beschränkungen der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit vor Baustellen und

· in Baustellen,

· Überholverbote,

· Beschränkungen der zulässigen Last,

· Sperrung für bestimmte Fahrzeuggruppen,

· allgemeine Sperrung der Fahrbahn.

Die drei erstgenannten Wirkungen beeinflussen die
geschwindigkeitsabhängigen Komponenten. Die
anderen genannten Wirkungen zwingen dazu, Al-
ternativrouten zu wählen. Die Angabe von Alterna-
tivrouten ist Bestandteil des Bewertungsverfahrens
im Rahmen des geplanten BMS.
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Unmittelbar nach abgeschlossener Erhaltungs-
maßnahme kann davon ausgegangen werden,
dass die Kosten des Straßennutzers ausschließlich
durch den Straßentyp und durch die Verkehrsbelas-
tung determiniert sind. Der Zustand des Bauwer-
kes ändert sich jedoch innerhalb des Bewertungs-
zeitraumes und führt ggf. zu einem veränderten
Verhalten der Straßennutzer aus eigener Entschei-
dung oder erzwungenermaßen. Dies unterscheidet
den Planungsfall für Erhaltungsmaßnahmen deut-
lich von dem Planungsfall des BVWP-Bewertungs-
verfahrens und der EWS, bei denen während des
gesamten Bewertungszeitraumes von einer Straße
ausgegangen wird, deren Zustand dem Neubauzu-
stand entspricht.

Die Definition des „Nichts-tun”-Falls ist für das
BMS gegenüber dem BVWP-Bewertungsverfahren
und den EWS problematisch. Bei Letzteren ist der
Vergleichsfall identisch mit dem Unterlassen der
Baumaßnahme; also ein durchaus realistischer
Fall. Demgegenüber ist das Unterlassen jeglicher
Erhaltungsmaßnahme als Vergleichsfall für ein
BMS ab einem bestimmten physikalisch-techni-
schen Zustand des Bauwerkes nicht mehr tolerier-
bar, da dann die Verkehrssicherheit und/oder die
Standsicherheit des Bauwerkes gefährdet wären.
Diese Situation ist, insbesondere weil es sich um
Brücken von Bundesautobahnen oder Bundes-
straßen handelt, nicht realistisch. Der Vergleichsfall
ist im BMS in der Regel keine „Erhaltungsstrategie”
aus technischer Sicht, sondern er hat seine Bedeu-
tung für das Verfahren der Kosten/Nutzen-Analyse.
Das Vorgehen hat den Vorteil, dass alle Erhaltungs-
maßnahmen zunächst an ein und derselben Ver-
gleichsstrategie gemessen werden und diese Er-
gebnisse dafür genutzt werden können, unter-
schiedliche Erhaltungsmaßnahmen miteinander zu
vergleichen.

4.3.3 Maßnahmezeitraum und Bewertungs-
zeitraum

Für die nach den EWS zu beurteilenden Investi-
tionsmaßnahmen ist der Zeitpunkt der Verkehrs-
übergabe Bestandteil der Maßnahmeplanung. Für
die Bewertung wird er als vorgegeben vorausge-
setzt. Im Gegensatz dazu ist im Fall von Bauwerks-
Management-Systemen nicht nur die Maßnah-
meart, sondern auch der Eingreifzeitpunkt unter
bestimmten Zielvorgaben zu optimieren. Es ist
sinnvoll, den Zeitraum einzuschränken, in denen
Erhaltungsmaßnahmen ergriffen werden, da die
Auswahl der Maßnahmeart von Zustandsprogno-

sen des Bauwerkes bzw. von Bauteilen oder Bau-
teilgruppen abhängt und diese Prognosen mit zu-
nehmendem Prognosehorizont unzuverlässiger
werden.

Im Falle von Bauwerken im Zuge von Straßen ist
bei der Festlegung des Maßnahmezeitraumes zu
berücksichtigen, dass nach DIN 1076 die Zeit-
punkte der Hauptprüfungen festgelegt sind, die der
Feststellung von Mängeln und Schäden dienen.
Die erste Hauptprüfung erfolgt nach Fertigstellung
des Bauwerkes, die zweite vor Ablauf der Gewähr-
leistung. Mängel und Schäden, die anlässlich die-
ser beiden Hauptprüfungen erkannt werden, gehen
zu Lasten des Bauunternehmens. Sie sind daher
für den Baulastträger nur aus der Sicht der Zu-
standserfassung für das BMS von Interesse. Die
weiteren Hauptprüfungen erfolgen jeweils im Ab-
stand von 6 Jahren. Die dabei ausgewiesenen
Mängel und Schäden ersetzen als aktualisierte In-
formation die Schadensprognose, so dass nach je-
weils erfolgter Hauptprüfung eine besser fundierte
Maßnahmeauswahl erfolgen kann, als sie aufgrund
einer Schadensprognose möglich ist. Es wird
daher ein Zeitraum von 6 Jahren als Maßnahme-
zeitraum gesetzt.

Innerhalb eines BMS sind die Auswirkungen der
ausgewählten Erhaltungsmaßnahmen für einen
Zeitraum zu untersuchen, der mindestens so lang
wie der Maßnahmezeitraum ist. Für die Wahl die-
ses Bewertungszeitraumes ist einerseits entschei-
dend, wie zuverlässig die Zustandsprognose der
Bauteile und Bauteilgruppen ist, mit deren Hilfe die
Auswirkungen der Erhaltungsmaßnahmen vorher-
gesagt werden. Neben dem Maßnahmezeitraum ist
für das BMS ein Bewertungszeitraum festzulegen,
der wegen netzbezogener Komponenten des BMS
möglichst bundesweit einheitlich gehandhabt wer-
den sollte. Es ist zu berücksichtigen, dass der Be-
wertungszeitraum möglichst so festgelegt wird,
dass für den „Nichts-tun”-Fall die Wirkung unter-
lassener Maßnahmen sichtbar werden. Er wird
zunächst mit 20 Jahren festgelegt.

Das BMS wird nach der beabsichtigten bundes-
weiten Installation ein Managementsystem sein,
dessen Datengrundlagen routinemäßig aktualisiert
werden. Dazu gehört insbesondere die Dokumen-
tation von durchgeführten Erhaltungsmaßnahmen
und der Schadensentwicklung im Zuge von Bau-
werksprüfungen nach DIN 1076. Ebenso routi-
nemäßig ist auf der Grundlage aktualisierter Daten-
bestände in regelmäßigen Zeitabständen, z. B.
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jährlich, die Erhaltungsplanung zu aktualisieren und
zu bewerten. Deshalb soll der Maßnahmezeitraum
und der Bewertungszeitraum stets mit dem Jahr
beginnen, das als erstes Planungsjahr für eine Er-
haltungsmaßnahme im betrachteten Netz in Frage
kommt.

4.3.4 Reihung der Maßnahmen nach gesamt-
wirtschaftlichen Kriterien

Bei der BVWP und in den EWS ist für die Reihung
von Investitionsmaßnahmen nach ihrer gesamtwirt-
schaftlichen Wirkung das Nutzen-Kosten-Verhält-
nis

Nutzen der Maßnahme im Vergleich
zum „Nichts-tun“-Fall

NKV = (9)
Kosten der Maßnahme im Vergleich

zum „Nichts-tun“-Fall

das entscheidende Kriterium. Dem Nutzen der
Maßnahme werden die Kosteneinsparungen bei
den Straßennutzern und die monetär bewertete
Verminderung der Belastung von Umwelt und An-
rainern im Vergleich zum „Nichts-tun”-Fall zuge-
rechnet. Der Nutzen besteht somit aus vermiede-
nen Kosten.

Für das BMS soll eine klare Trennung zwischen
Baulastträger einerseits und Straßennutzer sowie
Dritte (Umwelt) andererseits erfolgen und als Nut-
zen einer Maßnahme alle monetären Auswirkungen
von Erhaltungsmaßnahmen auf Straßennutzer und
Dritte definiert werden, als Kosten alle Auswirkun-
gen auf den Baulastträger.

Der höhere Restwert eines Bauteils/einer Bauteil-
gruppe/eines Bauwerks am Ende des Bewertungs-
zeitraumes infolge durchgeführter Erhaltung ge-
genüber dem Restwert bei der Variante „Nichts-
tun” ist in den Nenner des Nutzen-Kosten-Verhält-
nisses zu integrieren. Präferiert wird die Variante,
bei der das günstigste Verhältnis zwischen Nutzen
und Kosten besteht.

Eine wichtige Voraussetzung ist, dass das Verfah-
ren auch anwendbar sein soll, wenn Maßnahmen-
varianten für die Erhaltung an unterschiedlichen
Bauteilen verglichen werden. Im Vordergrund des
BMS muss die Erhaltung des gesamten Bauwerks
stehen; dabei ist es durchaus möglich, dass die Er-
haltung eines bestimmten Bauteils bei allen dafür
in Frage kommenden Maßnahmevarianten ein rela-
tiv geringes Nutzen-Kosten-Verhältnis hat.

Vorteilhaft ist die Berechnung des Nutzen-Kosten-
Verhältnisses vor allem, wenn Einzelmaßnahmen
zur Behebung verschiedener Schäden mit einem
Maßnahmebündel verglichen werden. Die Vorteile
von Maßnahmebündeln mit beispielsweise nur ein-
maliger Behinderung des Verkehrsablaufs spiegelt
sich im Nutzen-Kosten-Verhältnis wider.

Die Nutzen-Kosten-Differenz, die als Kapitalwert
bezeichnet wird,

NKD = [Nutzen der Maßnahme im Vergleich
zum „Nichts-tun“-Fall]

(10)
– [Kosten der Maßnahme im  

Vergleich zum „Nichts-tun“-Fall]|

wird bei der BVWP zusätzlich zur Beurteilung von
Investitionen herangezogen, um beispielsweise bei
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Bild 23: Ablaufschema für eine objektbezogene Kosten/Nutzen-
Analyse im BMS

Bauwerksprüfung nach DIN 1076 im Jahr j
Feststellen von Schäden und Mängeln

Erfassen und Bewerten der Ergebnisse nach RI-EBW-Prüf
Vergabe von Zustandszahlen und Zustandsnoten

Nutzung der Ergebnisse von [21] und [25]
Feststellen der Auswirkungen vorliegender Schäden auf Straßennutzer und
Dritte einschließlich der Auswirkungen der Strategie „Nichts-tun“ bis zum
Ende des  Bewertungszeitraumes

Nutzung der Ergebnisse von [17]
Feststellen alternativer Maßnahmen mit zugehörigen Rücksetzwerten

Nutzung der Ergebnisse von [24]
Feststellen der Eingreifzeitpunkte (frühester und spätester Eingriff)
Abgleich von Maßnahmen

Nutzung der Ergebnisse von [20]
Maßnahmebündelung und Abgleich aller Maßnahmen und Maßnahmebündel

Nutzung der Ergebnisse von [21] und [30]
Ermittlung der Kosten für alternative Einzelmaßnahmen und für
Maßnahmebündel 
Feststellen der Beeinträchtigung der Straßennutzer während der Durch-
führung von Erhaltungsmaßnahmen bzw. Maßnahmebündeln

Nutzung der Ergebnisse von [24] und [25]
Prognose der Schadensentwickung und Zustandszahlen bis zum spätest
möglichen Eingreifzeitpunkt

Nutzung der Ergebnisse von [21] und [25]
Feststellen der Auswirkungen des Schadensverlaufes und der Schadens-
beseitigung auf die Straßennutzer und Dritte

Nutzung der Ergebnisse von [24] und [25]
Prognose der Zustandsentwicklung der Bauteile bis zum Ende des
Bewertungszeitrauumes

Nutzung der Ergebnisse von [21] und [25]
Feststellen der Auswirkungen des Zustandsverlaufes auf die Straßen-
nutzer bis zum Ende des Bewertungszeitraumes

Nutzung der Ergebnisse von [32]
Feststellen des Restwertes des Bauwerkes am Ende des 
Bewertungszeitraumes

Nutzung der Ergebnisse von [21] und [25]
Berechnung der Nutzerkostendifferenzen zwischen „Nichts-tun“-Fall und 
Planungsfall, Reihung der Varianten nach den Nutzen-Kosten-Quotienten
und den Nutzen-Kosten-Differenzen
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gleicher Effektivität von Maßnahmen als weiteren
Gesichtspunkt die absolute Höhe der Kosten und
des Nutzens in die Maßnahmepräferierung ein-
fließen zu lassen. Dieser Ansatz entspricht im Prin-
zip dem Kosten-Minimum-Kriterium für die Ge-
samtkosten von Baulastträger, Straßennutzern und
Dritten. Bei einem Maßnahmevergleich nach die-
sem Kriterium werden die Gesamtkosten aus den
Kosten des Baulastträgers, den Straßennutzerkos-
ten und den Kosten Dritter gebildet. Dabei wird
berücksichtigt, dass dem Straßennutzer infolge
von zustandsbedingten Verkehrseinschränkungen
und im Zuge der Erhaltungsmaßnahme zusätzliche
Kosten entstehen, aber auch Kostenvorteile, wenn
durch Erhaltungsmaßnahmen etwa Sperrungen
oder Beschränkungen des zulässigen Gesamtge-
wichts vermeidbar sind. Im BMS soll die Nutzen-
Kosten-Differenz als sekundäre Information ge-
nutzt werden, z. B. um bei gleichem Nutzen-Kos-
ten-Verhältnis zweier alternativer Maßnahmen die-
jenige zu präferieren, bei der die (positive) Nutzen-
Kosten-Differenz am größten ist.

5 Weitere Entwicklungsschritte

Die weiteren Entwicklungsschritte des BMS umfas-
sen in erster Linie Aktivitäten zur Realisierung von
DV-gestützten Verfahren:

· Weiterentwicklung von SIB-Bauwerke zur
Berücksichtigung der aufgeführten Kataloge
und Verhaltensmodelle und diesbezüglicher
Auswerteverfahren. Die fachliche Feinkonzepti-
on zur Umsetzung der in Kapitel 3 aufgeführten
Verfahren in SIB-Bauwerke wird im Laufe des
Jahres 2002 als Ergebnis der Projekte [29] und
[30] bereitgestellt.

· Entwicklung von BMS-MB zur objektbezogenen
Bewertung von Erhaltungsmaßnahmen. Die
fachliche Feinkonzeption der in Kapitel 4 aufge-
führten Verfahren im geplanten Programmsys-
tem BMS-MB wird im Laufe des Jahres 2002
als Ergebnis des Projekts [31] bereitgestellt.

· Entwicklung von BMS-EP zur netzweiten Opti-
mierung von Erhaltungsprogrammen. Die fachli-
che Feinkonzeption der Verfahren des geplan-
ten Programmsystems wird im Laufe des Jahres
2002 als Ergebnis des Projekts [14] bereitge-
stellt. Die Konzeptionierung eines Auswerte-
tools für das geplante Programmsystem BMS-
EP sowie die Gestaltung einer Schnittstelle zu
einem geplanten Programmsystem für die Be-

reitstellung von Streckenbändern erfolgt im
Rahmen des Projekts [15].

· Entwicklung von BMS-SB zur Strategiebewer-
tung und Visualisierung von Auswirkungen un-
terschiedlicher Strategien. Das in [4] dokumen-
tierte Verfahren zur Strategiebewertung auf 
Netzebene für die Belange der Straßenbauver-
waltungen wird derzeit fortgeschrieben [16]. Die
fachliche Feinkonzeption des geplanten Pro-
grammsystems wird mit Hilfe dieses Projekts
bis Anfang 2003 bereitgestellt.

Die Entwicklung dieser Computerprogramme um-
fasst die Erstellung fachtechnischer Feinkonzepte
und DV-technischer Feinkonzepte, die Program-
mierung und die Verfahrenseinführung in den
Straßenbauverwaltungen. Die Vorgehensweise ori-
entiert sich dabei am Phasenkonzept gemäß BVB-
Planung.

Anschließend an die fachtechnischen und die DV-
technischen Konzeptionen erfolgen die Realisie-
rung der Programmsysteme SIB-Bauwerke, BMS-
MB, BMS-EP und BMS-SB in den Jahren 2003 bis
2004 als separate IT-Vorhaben. Testläufe in einer
begrenzten Anzahl von Verwaltungen sowie die
Einführung der Systeme schließen sich an.

Neben der DV-Entwicklung ist zur Einführung der
Verfahren in den Straßenbauverwaltungen die Be-
reitstellung einer Richtlinie für die Planung von Er-
haltungsmaßnahmen an Bauwerken vorgesehen.

Im Vorfeld sind darüber hinausgehend noch einzel-
ne Detailpunkte zu klären. Dazu gehören die Fest-
legung der Berücksichtigung des Restwertes bzw.
des Wertverlustes im Bewertungszeitraum, eine
Klärung der Frage, inwieweit eine Diskontierung in
das Bewertungsverfahren zu integrieren ist, die
endgültige Formulierung des Kostenkataloges mit
zugehörigem Auswerteverfahren, die Vervollständi-
gung der Verhaltensmodelle sowie die Klärung, wie
freie Schadensbeschreibungen nach ASB bzw. RI-
EBW-Prüf mit dem Maßnahmekatalog gekoppelt
werden sollen. Diese Fragestellungen werden in
den derzeit laufenden Projekten [29 bis 32] bis
Ende des Jahres 2002 für die Belange des BMS
geklärt.

6 Zusammenfassung

Das BMVBW realisiert ein umfassendes Bauwerks-
Management-System (BMS) mit Teilmodulen für
Bundes- und Länderverwaltungen, welches als
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Hilfsmittel für die Erstellung von Erhaltungsplanun-
gen dient und als Controlling-Instrument die Reali-
sierung von Zielen und Strategien ermöglicht. An-
gestrebt werden damit eine bundesweite Verein-
heitlichung von Planungsverfahren sowie die Ver-
besserung der Wirtschaftlichkeit im Rahmen der
Erhaltung der Bauwerke des Bundesfernstraßen-
netzes. Im Rahmen des AP-Projektes 99245/B4
„Entwicklung eines Bauwerks-Management-Sys-
tems (BMS) für das deutsche Fernstraßennetz,
Stufe 1 und 2” werden die Entwicklung der Stufe 1
„Grundlagenuntersuchungen” und der Stufe 2 „Be-
wertungsverfahren auf Objektebene“ des in [1]

konzipierten Bauwerks-Management-Systems und
die Umsetzung in die Verwaltungspraxis ange-
strebt. Im Folgenden werden die bislang durchge-
führten Aktivitäten und die sich daraus ergebenden
Konkretisierungen der ursprünglichen Konzeption
beschrieben.

Das BMS für die Belange der Straßenbauverwal-
tungen ist in erster Linie von unten nach oben ori-
entiert, d. h., ausgehend von den Ergebnissen der
Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 erfolgen ob-
jektbezogene Analysen und Bewertungen, die
nachfolgend auf der Netzebene optimiert und zu
Erhaltungsprogrammen zusammengefasst werden
(siehe Bild 24). Die Realisierung erfolgt in einzelnen
DV-Programmen, die jeweils Teilergebnisse für die
nachfolgenden Verfahren bereitstellen. Diese Vor-
gehensweise gewährleistet eine weitgehende
Transparenz und die Möglichkeit von Eingriffen in
den Gesamtablauf. Das Programmsystem SIB-
Bauwerke wird zur Bereitstellung von Informatio-
nen für die nachfolgenden Bewertungsverfahren
integriert. Daneben werden drei neue Computer-
programme entwickelt: BMS-MB zur Bewertung
von Erhaltungsmaßnahmen auf Objektebene,
BMS-EP zur Optimierung der Erhaltungsplanung
auf Netzebene und BMS-SB zur Visualisierung der
Auswirkungen von Erhaltungsszenarien und -stra-
tegien (siehe Bild 25).

Die fachliche Konzeption der DV-Programme er-
folgt im Rahmen dieses AP-Projektes sowie von
Ressortprojekten des BMVBW.
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Bild 25: DV-Programme für die Erhaltungsplanung



Die Koordinierung und Betreuung dieser Projekte
wird von der BASt und der Arbeitsgruppe „Ent-
wicklung des BMS” in Abstimmung mit dem B/L-
HA Brücken- und Ingenieurbau gewährleistet. Zur
Betreuung der DV-Entwicklung wurde vom B/L-FA
IT Koordinierung die Projektgruppe PG 28 Bau-
werks-Management-System eingerichtet.

Im Rahmen des AP-Projektes werden ausschließ-
lich die objektbezogene Bewertung sowie die
benötigte Informationsbereitstellung betrachtet.
Die Realisierung der netzbezogenen Bewertung ist
hierbei nicht beinhaltet, Anforderungen von diesbe-
züglichen Bewertungsverfahren werden jedoch
berücksichtigt.

Stufe 1: Grundlagenuntersuchungen

Die Anwendung der o. g. geplanten Programm-
systeme erfordert objektbezogene Informationen,
die aus Bauwerks- und Schadensdaten abzuleiten
sind. Zur Erlangung dieser Informationen sind Wis-
senskataloge und Auswerteverfahren erforderlich,
mit denen die Einbeziehung von Bauwerksdaten
ermöglicht wird. Ein bereits in diesem Sinne in SIB-
Bauwerke realisiertes Verfahren ist die Ermittlung
der Zustandsnote gemäß RI-EBW-PRÜF. Derzeit
wird der Maßnahmenkatalog gemäß ASB, Teilsys-
tem Bauwerksdaten in SIB-Bauwerke umgesetzt.
Daneben sind weitere Verfahren geplant, mit denen
die benötigten Informationen ermittelt werden kön-
nen:

· Schadensbezogene Auswertung des Maßnah-
menkataloges (Verknüpfung zwischen Schäden
und Maßnahmen).

· Zusammenfassung von Maßnahmen für gleich-
artige Schäden und Bündelung von unter-
schiedlichen Maßnahmen zu Maßnahmenvari-
anten.

· Bereitstellung eines Kostenkataloges und vari-
antenbezogene Auswertung (Verknüpfung zwi-
schen Maßnahmen und Kosten).

· Bereitstellung eines Kataloges von Verhaltens-
modellen und variantenbezogene Auswertung
(Verknüpfung zwischen Maßnahmen und Ver-
haltensmodellen).

Als Ergebnis wird eine Liste möglicher Maßnah-
menvarianten (zusammengefasste und gebündelte
Maßnahmen) in Verbindung mit Informationen über
den Zeitpunkt der Ausführung, voraussichtliche

Kosten und die Auswirkungen auf das Verhalten
des Bauwerks bereitgestellt. Zur Verknüpfung von
Maßnahmen und Schäden sowie zur Bündelung
von Maßnahmen sind in [17] erste Erkenntnisse zu-
sammengestellt worden. Weitere Informationen
sind dem Schlussbericht zu [20] zu entnehmen. Der
Kostenkatalog wird derzeit in [30] vervollständigt
konzipiert.

Eine Zusammenstellung der Verhaltensmodelle
sowie das Vorgehen zu Berücksichtigung der Aus-
wirkungen von Maßnahmen ist in den Schlussbe-
richten zu [23] und [24] dokumentiert.

Die fachliche Feinkonzeption zur Umsetzung der
Verfahren in SIB-Bauwerke wird im Laufe des Jah-
res 2002 als Ergebnis der Projekte [29] und [30] be-
reitgestellt. Anschließend erfolgt die Realisierung in
SIB-Bauwerke im Rahmen eines weiteren IT-Vorha-
bens.

Stufe 2: Bewertungsverfahren auf Objektebene

Mit dem geplanten Programmsystem BMS-MB
kann ermittelt werden, welche Maßnahmenvariante
unter ökonomischen Gesichtspunkten zielführend
ist und wann diese durchgeführt werden sollte. Der
Bewertungsansatz beinhaltet eine Kosten-Nutzen-
Analyse. Als Baulastträgerkosten werden dabei die
mit Hilfe von SIB-Bauwerke ermittelten Kosten der
Maßnahmenvarianten berücksichtigt. Der Baulast-
trägernutzen wird u. a. über den Restwert bzw. den
Wertverlust des Bauteils/Bauwerks am Ende des
Bewertungszeitraums (voraussichtlich 20 Jahre)
bestimmt. Das Verfahren zur Restwertermittlung
wird derzeit in [32] abschließend geklärt.

Nutzerkosten mit Bezug zu Erhaltungsmaßnahmen
an Bauwerken entstehen in erster Linie durch die
Beeinflussung des Verkehrsablaufs aufgrund von
Arbeitsstellen an Straßen. Auswirkungen sind
dabei die Verringerung der Kapazität und der Rück-
stau von Fahrzeugen. Darüber hinaus entstehen
Wirkungen vor der Durchführung der Erhaltungs-
maßnahme z. B. durch Begrenzung des zulässigen
Gesamtgewichts sowie nach der Maßnahme durch
Wegfall der Verhaltensänderung. Es entstehen zu-
sätzliche Betriebs- und Fahrzeitkosten. Zusätzliche
Unfallkosten werden über geänderte Unfallraten
berücksichtigt. Die Ermittlung der Kostenkompo-
nenten erfolgt nach den Verfahren der Empfehlun-
gen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen an
Straßen (EWS).
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Zusätzlich zu den Baulastträger- und den Nutzer-
kosten werden Kosten für Dritte berücksichtigt, die
aufgrund der Verkehrsbeeinflussung entstehen.
Hierzu zählen in erster Linie Kosten aufgrund der
Klimabelastung. Ausgelöst werden diese Kosten
infolge veränderter Geschwindigkeit der Fahrzeuge
sowie infolge der Wahl einer Alternativroute. Auch
diese Kostenkomponenten werden mit Hilfe der
Verfahren der EWS ermittelt.

Das Ergebnis der Analyse ist eine Reihung von
Maßnahmenvarianten unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Nutzen/Kosten-Verhältnisse als
Eingangsgröße für weitere Analysen. Die fachliche
Feinkonzeption der Verfahren wird im Laufe des
Jahres 2002 als Ergebnis des Projekts [31] bereit-
gestellt. Anschließend erfolgt die Realisierung des
Programmsystems BMS-MB im Rahmen eines IT-
Vorhabens.
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